
B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Plenarprotokoll 
Stadtbürgerschaft 13. Sitzung 
20. Wahlperiode 09.06.2020 

13. Sitzung 
am Dienstag, dem 9. Juni 2020 

Inhalt

Fragestunde 
Anfrage 1: Asbestbelastung für die 
Einsatzkräfte beim Großbrand im 
Bremer Industriehafen 
Anfrage der Abgeordneten Frau 
Neumeyer, Röwekamp und Fraktion 
der CDU 
vom 12. Mai 2020 
(zurückgezogen) ............................................ 629 
Anfrage 2: Inklusive Schulbildung 
während Corona?  
Anfrage der Abgeordneten Frau 
Bergmann, Frau Wischhusen und 
Fraktion der FDP  
vom 19. Mai 2020 .......................................... 629 
Anfrage 3: Unterschiedliche 
Methoden/Kompetenzen in der 
digitalen Lehre  
Anfrage der Abgeordneten Frau 
Bergmann, Frau Wischhusen und 
Fraktion der FDP  
vom 19. Mai 2020 .......................................... 632 
Anfrage 4: Personalkontingente an 
Schulen und Kitas der Stadtgemeinde 
Bremen  
Anfrage der Abgeordneten Frau 
Bergmann, Frau Wischhusen und 
Fraktion der FDP  
vom 19. Mai 2020 .......................................... 635 
Anfrage 5: Bekleben von 
Verkehrszeichen und 
Verkehrsschildern durch die Ultras  
Anfrage der Abgeordneten Frau 
Ahrens, Röwekamp und Fraktion der 
CDU  
vom 26. Mai 2020 .......................................... 636 

Anfrage 6: Umsetzungsstand des 
Leitbilds zur Bürgerbeteiligung  
Anfrage der Abgeordneten Bodeit, 
Michalik, Röwekamp und Fraktion der 
CDU  
vom 27. Mai 2020 ...........................................638 
Anfrage 7: Wie vielen Kindern bietet 
Bremen derzeit eine Notbetreuung in 
der Tagesbetreuung an?  
Anfrage der Abgeordneten Frau 
Ahrens, Röwekamp und Fraktion der 
CDU  
vom 28. Mai 2020 ...........................................638 
Anfrage 8: Übertragung von 
Beiratssitzungen in der 
Coronapandemie  
Anfrage der Abgeordneten Bodeit, 
Michalik, Röwekamp und Fraktion der 
CDU  
vom 29. Mai 2020 ...........................................640 
Anfrage 9: Auswirkungen des 
Drogenkonsumraums, DKR, auf die 
bisherige Arbeit der Drogenhilfe  
Anfrage der Abgeordneten Frau 
Grönert, Röwekamp und Fraktion der 
CDU  
vom 29. Mai 2020 ...........................................642 

Die schriftlich beantworteten Anfragen 
der Fragestunde finden Sie im Anhang. 

Aktuelle Stunde 

Wann kommt das „Haus der Athleten“ in 
Bremen?  
Große Anfrage der Fraktion der CDU  
vom 9. März 2020  
(Drucksache 20/139 S) 



628 Stadtbürgerschaft – 20. Wahlperiode – 13. Sitzung am 09.06.2020 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 19. Mai 2020  
(Drucksache 20/169 S) 
Abgeordneter Lübke (CDU) ............................... 644 
Abgeordnete Bergmann (FDP) ........................... 645 
Abgeordneter Tuncel (DIE LINKE) .................... 647 
Abgeordnete Prof. Dr. Quante-Brandt 
(SPD)..................................................................... 647 
Abgeordneter Öztürk (Bündnis 90/Die 
Grünen) ................................................................ 649 
Abgeordnete Bergmann (FDP) ........................... 650 
Senatorin Stahmann ............................................ 650 
Abgeordneter Lübke (CDU) ............................... 652 
Abgeordneter Tuncel (DIE LINKE) .................... 652 

Die Außengastronomie in Zeiten von 
Corona stärken – Gebührenerlass und 
Entbürokratisierung möglich machen  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 3. Juni 2020  
(Drucksache 20/182 S) 

Außengastronomie stärken, städtische 
Lebensqualität verbessern!  
Antrag der Fraktionen DIE LINKE, der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen  
vom 8. Juni 2020  
(Drucksache 20/186 S) 

Dazu 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU  
vom 9. Juni 2020  
(Drucksache 20/188 S) 
Abgeordneter Schäck (FDP) ............................... 653 
Abgeordneter Tebje (DIE LINKE) ...................... 654 
Abgeordneter Bücking (Bündnis 90/Die 
Grünen) ................................................................ 655 
Abgeordneter Strohmann (CDU) ....................... 656 
Abgeordneter Stahmann (SPD) .......................... 657 
Abgeordneter Strohmann (CDU) ....................... 658 
Abgeordneter Bücking (Bündnis 90/Die 
Grünen) ................................................................ 658 

Abgeordneter Tebje (DIE LINKE) ..................... 659 
Abgeordneter Schäck (FDP) .............................. 659 
Senatorin Vogt .................................................... 660 
Bürgermeisterin Dr. Schaefer ............................ 661 
Abstimmung ........................................................ 662 

Die Zukunft des Förderzentrums an der 
Fritz-Gansberg-Straße in Bremen jetzt 
planen und die Bedingungen inklusiven 
Lernens für den Förderschwerpunkt ESE 
neu definieren  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 3. Juni 2020  
(Drucksache 20/183 S) 
Abgeordnete Bergmann (FDP) .......................... 663 
Abgeordnete Averwerser (CDU) ....................... 664 
Abgeordneter Güngör (SPD) .............................. 665 
Abgeordneter Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen) ................................................................ 666 
Abgeordnete Strunge (DIE LINKE) ................... 667 
Abgeordnete Bergmann (FDP) .......................... 668 
Senatorin Dr. Bogedan ....................................... 670 
Abstimmung ........................................................ 671 

Bericht des städtischen 
Petitionsausschusses Nr. 8  
vom 5. Juni 2020  
(Drucksache 20/185 S) ........................................ 671 

Anhang zum Plenarprotokoll 
Schriftlich vom Senat beantwortete 
Anfrage aus der Fragestunde der 
Stadtbürgerschaft vom 9. Juni 2020 .................. 673 

Anfrage 10: Weitere Planungen in 
Bezug auf das Jakobushaus – Chance 
zur Etablierung eines Künstlerinnen- 
und Künstlerhauses  
Anfrage der Abgeordneten Frau 
Wargalla, Fecker und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 3. Juni 2020 ............................................ 673 

Konsensliste ......................................................... 675 
 

Entschuldigt fehlen die Abgeordneten Frau Leonidakis, Lenkeit, Meyer-Heder, Frau Osterkamp-Weber, 
Frau Reimers-Bruns, Rupp, Frau Schnittker, Tokmak, Frau Tuchel, Frau Wischhusen, Zager. 



Stadtbürgerschaft – 20. Wahlperiode – 13. Sitzung am 09.06.2020 629 

Präsident Imhoff eröffnet die Sitzung um 14:00 Uhr. 

Präsident Imhoff: Die 13. Sitzung der Stadtbürger-
schaft ist eröffnet. 

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und Vertreter der Medien. 

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, die Sie der digi-
tal versandten Tagesordnung mit Stand von heute, 
13 Uhr, entnehmen können. 

Dieser Tagesordnung können Sie auch die Ein-
gänge gemäß § 37 der Geschäftsordnung entneh-
men, bei denen interfraktionell vereinbart wurde, 
sie nachträglich auf die Tagesordnung zu setzen. 
Es handelt sich hierbei um die Tagesordnungs-
punkte 11 und 12. 

Meine Damen und Herren, weiterhin haben Sie für 
diese Sitzung die Konsensliste übermittelt bekom-
men. Es handelt sich um die Zusammenfassung der 
Vorlagen, die ohne Debatte und einstimmig behan-
delt werden sollen. Auf dieser Liste stehen die Ta-
gesordnungspunkte 6, 7 und 8. 

Um diese Punkte im vereinfachten Verfahren zu 
behandeln, bedarf es eines einstimmigen Beschlus-
ses der Stadtbürgerschaft. 

Ich lasse jetzt darüber abstimmen, ob eine Behand-
lung im vereinfachten Verfahren erfolgen soll. 

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft ist mit dem 
vereinfachten Verfahren einverstanden. 

(Einstimmig) 

Ich lasse jetzt gemäß § 22 der Geschäftsordnung 
über die Konsensliste selbst abstimmen. 

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, M.R.F.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Beck [AfD]) 

Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft stimmt der 
Konsensliste zu. 

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Ich sehe, das ist nicht der Fall. 

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, M.R.F.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Beck [AfD]) 

Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft ist mit den in-
terfraktionellen Absprachen einverstanden. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Fragestunde 

Für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft liegen 
zehn frist- und formgerecht eingebrachte Anfragen 
vor. 

Anfrage 1: Asbestbelastung für die Einsatzkräfte 
beim Großbrand im Bremer Industriehafen 
Anfrage der Abgeordneten Frau Neumeyer, Rö-
wekamp und Fraktion der CDU 
vom 12. Mai 2020 
(zurückgezogen) 

Anfrage 2: Inklusive Schulbildung während 
Corona?  
Anfrage der Abgeordneten Frau Bergmann, Frau 
Wischhusen und Fraktion der FDP  
vom 19. Mai 2020 

Bitte, Frau Kollegin Bergmann! 

Abgeordnete Bergmann (FDP): Wir fragen den Se-
nat: 

Erstens: Wie gelingt bei der etappenweisen Öff-
nung der Kitas und Schulen der Stadt Bremen die 
inklusive Betreuung in den Kindertagesstätten, 
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Schulen sowie Förderzentren, und wo sieht der Se-
nat mit Blick auf das Schuljahr 2020/2021 Verbes-
serungsbedarf? 

Zweitens: Wie wird mit Schülerinnen und Schülern 
umgegangen, die aus den unterschiedlichsten 
Gründen eine persönliche Assistenz brauchen, um 
am Bildungsalltag der Bildungseinrichtung partizi-
pieren zu können, das heißt, wird auch ihnen eine 
Präsenzzeit ermöglicht, und welche Konzepte und 
Hilfen greifen während der Homeschoolingpha-
sen? 

Drittens: Wie erfolgen aktuell die Diagnostik- und 
Bewilligungsschritte für Hilfen wie persönliche As-
sistenzen, damit die Kinder und Jugendlichen auch 
im nächsten Schuljahr genau die Hilfen bekom-
men, die sie benötigen? 

Präsident Imhoff: Die Anfrage wird beantwortet 
von Frau Senatorin Dr. Bogedan. 

Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Für 
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Grundsätzlich gilt der Inklusionsauf-
trag in Bremen für alle Schulen. Im Rahmen des 
aufgrund der Coronapandemie eingestellten 
Schulbetriebs und der nur teilweisen Öffnungen 
bestehen auch hinsichtlich der inklusiven Beschu-
lung weiterhin Einschränkungen. Im Sinne der In-
klusion bestehen im Bundesland Bremen keine ge-
sonderten Regelungen für Schülerinnen und Schü-
ler mit Förderbedarfen bei der schrittweisen Öff-
nung der Schulen. Für die Stadtgemeinde Bremen 
bedeutet dies, dass sie entsprechend den Vorgaben 
zur schrittweisen Öffnung im Rahmen der beste-
henden Möglichkeiten beschult und betreut wer-
den wie Schülerinnen und Schüler ohne Förderbe-
darfe. Auch die Förderzentren haben sofort analog 
zu den allgemeinen Schulen mit der schrittweisen 
Öffnung begonnen. Hier nimmt Bremen im Ver-
gleich zu einigen anderen Bundesländern, in de-
nen die Förderschulen für geistige Entwicklung 
und körperlich-motorische Entwicklung lange ge-
schlossen waren, eine Vorreiterrolle ein, so zum 
Beispiel in Nordrhein-Westfalen. 

Viele Kinder mit besonderen Unterstützungsbedar-
fen wurden ab dem 4. Mai 2020 in die Notbetreu-
ungsgruppen aufgenommen und dort in der Bear-
beitung der schulischen Aufgaben unterstützt. 

In den W+E-Standorten wie auch in den Förderzen-
tren wurden mit hohem Engagement gemeinsam 

mit Sorgeberechtigten Lösungen für Kinder mit ho-
hen Förderbedarfen, die sich nicht an Abstands- 
und Hygieneregeln halten können, gefunden. 
Viele Regelungen für die Einzelheiten der prakti-
schen Umsetzung mussten erst entwickelt werden 
und sind dann auch im kommenden Schuljahr ent-
sprechend anwendbar. 

Zu Frage 2: Schülerinnen und Schüler mit einem 
anerkannten Bedarf an Assistenzleistungen erhal-
ten die notwendige Unterstützung auch in Zeiten 
einer Notbetreuung oder eines Präsenzunterrichts. 
Darüber hinaus können schulinterne Lösungen ge-
funden werden, um diesen Schülerinnen und Schü-
lern Kontakt zu ihren Assistenzkräften zu ermögli-
chen. Diese können sein ein Treffen der Assistenz-
kraft vor der Haustür mit der von ihr betreuten 
Schülerin/dem von ihr betreuten Schüler zur Kon-
taktaufnahme, da eine Betreuung in der Wohnung 
nicht vorgesehen ist, Spaziergänge im Umfeld der 
Wohnung, in Parks oder zum Spielplatz oder ande-
ren außerschulischen Lernorten wie zum Beispiel 
Museen oder Ähnlichem, telefonische Kontakte o-
der Einzelangebote in der Schule, bei denen im An-
schluss an das schulische Angebot die Assistenz-
kraft mit der Schülerin/dem Schüler noch gemein-
sam etwas unternehmen kann, wie zum Beispiel ei-
nen gemeinsamen Spaziergang. Alle diese Mög-
lichkeiten setzen voraus, dass die Hygienevorga-
ben und Abstandsregelungen eingehalten werden. 

Zu Frage 3: Die Vorbereitungen für das Schuljahr 
2020/2021 konnten bereits vor Beginn der Corona-
pandemie eingeleitet werden, sodass notwendige 
Stellungnahmen in der Regel vorliegen, um eine 
Entscheidung treffen zu können. Sollten noch An-
träge für das kommende Schuljahr eingehen, so 
werden einzelfallbezogene Regelungen gefunden, 
die unter Umständen auch beinhalten, dass Leis-
tungen unter Vorbehalt gewährt werden, die gege-
benenfalls zu einem späteren Zeitpunkt widerrufen 
werden können, sollte ein Leistungsbezug nicht 
befürwortet werden. – So weit die Antwort des Se-
nats! 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine Zusatzfrage? – 
Bitte, Frau Grönert! 

Abgeordnete Grönert (CDU): Wir haben das 
Thema ja in verschiedenen Gremien und auch in 
der Sozialdeputation besprochen, weil es beide 
Gremien betrifft. Habe ich es in der Antwort zu 
Frage zwei mit all den Möglichkeiten, die den As-
sistenten in der Kontaktaufnahme zur Verfügung 
stehen, richtig verstanden, dass Sie mir nicht sagen 
können, wie oft das umgesetzt wird, das heißt, es 
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gibt keinen direkten Auftrag an die Assistenzen, es 
ist nicht verpflichtend, es wird nicht kontrolliert? 
Wer da was in die Praxis umgesetzt hat, Kontakt zu 
den Schülern gesucht hat, können Sie mir nicht sa-
gen, ist das richtig? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Ich muss sogar noch einen 
Schritt vorher beginnen, denn wir haben ja tatsäch-
lich zwei unterschiedliche Regelungskreise, und 
entsprechend diesen unterschiedlichen Regelungs-
kreisen haben wir nur Kontakt mit den Anbietern 
von Assistenzleistungen, die in einem unmittelba-
ren Verhältnis zu uns als der Senatorin für Kinder 
und Bildung stehen. Genau mit diesen Trägern 
sind die eben ausgeführten Verabredungen getrof-
fen worden. Ich kann das deshalb gar nicht für den 
Bereich der, ich glaube, nach § 38 gehandelten As-
sistenzen, die ja beim Sozialressort verwaltet wer-
den, in der Form garantieren. 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Grönert (CDU): Können Sie mir das 
denn für den Bereich Bildung beantworten, 

(Senatorin Dr. Bogedan: Wie viele das sind?) 

oder gilt das nicht für den Bereich Bildung? Nein, 
wie viele Assistenzen in diese entsprechenden 
Kontaktaufnahmen gegangen sind, die Sie ge-
nannt haben! 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Das kann ich Ihnen so aus 
dem Stegreif jetzt natürlich nicht sagen. Wir müss-
ten eine Abfrage bei den Trägern machen, ob das 
jetzt angemessen ist in Anbetracht der Tatsache, 
dass wir heute gerade gesagt haben, wir gehen 
jetzt den nächsten Öffnungsschritt und bringen alle 
Kinder wieder in den Grundschulen zusammen, so-
dass wir ja dort auch wieder mehr Präsenzzeiten 
haben, bei denen dann auch der reguläre Betrieb 
wieder aufgenommen wird, soweit es geht. 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Grönert (CDU): Meinen Sie nicht, 
Frau Senatorin, dass es schon gut wäre, wenn Sie 
auch wüssten, wie oft das überhaupt genutzt 
wurde, was Sie dort aufgezählt haben? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Die Frage ist ja, in welcher 
Detailtiefe Sie das haben wollen. Wir haben Verab-
redungen mit Trägern getroffen, wir sind mit 
Schulleitungen im Austausch, und wir wissen, dass 
das an Schulen stattfindet. Wir wissen aber auch, 
dass es Schulen gibt, an denen das bisher nicht 
stattgefunden hat, und mit denen sind wir auch mit 
den Schulleitungen im Austausch, um das dort 
auch noch einmal weiter anzuregen. 

Ich habe selbst vor drei Wochen noch einmal mit 
Schulleitungen zusammengesessen, um auch zu 
schauen, welche anderen Angebote wir machen 
können und wie wir tatsächlich auch in dieser 
schwierigen Konstellation, die wir ja auch im Ver-
tragsverhältnis haben, dass die Schulleitungen ge-
genüber den Assistenzkräften nicht weisungsbe-
rechtigt sind, in dieser schwierigen Lage jetzt trotz-
dem eine Situation schaffen können, da wir sie 
nicht unmittelbar anweisen können. 

Die Kollegin Frau Enkelmann, die bei uns in der 
Behörde dafür zuständig ist, hat daraufhin auch 
noch einmal den Kontakt mit den Trägern der Leis-
tungen gesucht und dort gemeinsam diese Verab-
redung erarbeitet, die ich hier gerade vorgetragen 
habe, nämlich zu sagen, was denn im Rahmen der 
Gesetzeslage eigentlich möglich ist – was können 
wir anbieten, was können wir an Möglichkeiten er-
öffnen ?–, damit eben nicht nur die Teilhabe der 
Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarfen und 
mit Anspruch auf eine Assistenzkraft gegeben ist, 
die ja doch erst einmal auf eine stark einge-
schränkte Präsenzzeit beschränkt bleibt, sondern 
damit wir möglichst darüber hinaus auch Unter-
stützung bieten können. Das hat zwei Gruppen von 
Adressaten, das kann man auch ganz offen sagen. 
Natürlich geht es einerseits auch darum, in dieser 
schwierigen Phase die Eltern zu entlasten und zu 
unterstützen, aber natürlich auch darum, den Schü-
lerinnen und Schülern ein Angebot für Teilhabe 
machen zu können, wie es ja auch bei anderen 
Schülerinnen und Schülern dann durch die sukzes-
siven Öffnungen erfolgt ist. 

Präsident Imhoff: Es gibt eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Buhlert. – Bitte sehr! 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sie haben ja auf 
die Entlastungsfunktion für Eltern in dieser schwie-
rigen Zeit hingewiesen. Haben Sie denn eine Idee, 
in welcher Größenordnung diese Entlastung er-
bracht wurde, eine Spannbreite oder irgendetwas 



632 Stadtbürgerschaft – 20. Wahlperiode – 13. Sitzung am 09.06.2020 

neben der Größe, auch wenn Sie es natürlich nicht 
detailscharf abbilden können? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Ich fürchte, dass die 
Spannbreite tatsächlich, wie ich es eben angedeu-
tet habe, von 0 bis 100 Prozent geht. Ich weiß von 
Assistenzkräften, die in einem sehr engen Aus-
tausch mit dem zu betreuenden Kind waren, aber 
ich weiß eben auch von Standorten – das habe ich 
ja eben schon gesagt –, wo Eltern mir auch zurück-
gemeldet haben, dass bisher noch gar keine Kon-
taktaufnahme erfolgt ist. 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Mir ging es nicht 
so sehr um die Spannbreite dessen, was die Einzel-
nen gemacht haben, sondern darum, wie viel Pro-
zent der Assistenzkräfte so etwas gemacht haben 
und wie viel Prozent vielleicht nichts gemacht ha-
ben, also um so ein Verhältnis, und da natürlich 
auch nur um eine Spannbreite, weil ich Sie nicht in 
die Verlegenheit bringen will, jetzt eine Zahl zu 
nennen, auf die Sie sich so festgelegt fühlen. 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Es tut mir leid, da muss ich 
auch passen, das müsste ich jetzt noch einmal mit-
nehmen. Ich weiß, dass wir einen so intensiven 
Austausch haben, dass wir diese Zahl auch be-
stimmt schnell rekonstruieren können. 

Präsident Imhoff: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 3: Unterschiedliche Methoden/Kompe-
tenzen in der digitalen Lehre  
Anfrage der Abgeordneten Frau Bergmann, Frau 
Wischhusen und Fraktion der FDP  
vom 19. Mai 2020 

Bitte, Frau Kollegin Bergmann! 

Abgeordnete Bergmann (FDP): Wir fragen den Se-
nat:Erstens: Wie bewertet der Senat den Eindruck, 
dass der Einsatz digitaler Lehrmethoden und Hilfs-
medien momentan sehr abhängig ist von der per-
sönlichen Präferenz der einzelnen Lehrkraft und 
sich deswegen einige Kinder und Jugendliche mit 
ihrer Klasse zu Videokonferenzen und Onlineun-
terricht treffen, während andere seit Wochen nur 

sehr eingeschränkten Kontakt mit ihren Lehrerin-
nen und Lehrern haben? 

Zweitens: Wie bewertet der Senat vor diesem Hin-
tergrund die Bildungsgerechtigkeit in der Stadtge-
meinde, und mit welchen Konzepten will er diese 
zum nächsten Schuljahr verbessern? 

Drittens: Plant der Senat, ein digitales Anforde-
rungsprofil für die Fernlehre zu beschreiben, und 
wenn ja, mit welchen verpflichtenden Fortbildun-
gen wird dies unterfüttert? 

Präsident Imhoff: Die Anfrage wird beantwortet 
von Frau Senatorin Dr. Bogedan. 

Senatorin Dr. Bogedan: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Auch im Präsenzunterricht gibt es 
große Unterschiede bei den Lernmethoden. Diese 
sind vor allem dadurch bedingt, dass die Lehrkraft 
in ihrem professionellen Handeln die Lernvoraus-
setzungen der Schülerinnen und Schüler berück-
sichtigt und diese je nach Jahrgangsstufe, sozialem 
Umfeld, Sprachfähigkeiten oder vorherigen 
Lernerfahrungen höchst unterschiedlich sind. Zu-
dem müssen die Methoden zu den jeweils zu ver-
mittelnden fachlichen Inhalten passen. Dies gilt 
auch für Unterricht auf Distanz, verstärkt dadurch, 
dass sich die häuslichen Möglichkeiten für ein di-
gitales Lernen stark unterscheiden. 

Der Eindruck ist, dass die Bemühungen um einen 
Unterricht auf Distanz überwiegend zu einem an-
gesichts der Situation vertretbaren Bildungsge-
schehen führen. Hinweise auf nicht gelingende Si-
tuationen nimmt der Senat ernst. Er hat Schritte 
eingeleitet, um eigene Erkenntnisse zu den Erfah-
rungen und Ergebnissen eines Distanzunterrichts 
zu gewinnen, und er unterstützt die Schulen sowie 
die Lehrerinnen und Lehrer nach Kräften. 

Zu Frage 2: Insbesondere in den letzten zwei Jah-
ren hat der Senat verschiedene Maßnahmen ergrif-
fen, um im verstärkten Maße für Bildungsgerech-
tigkeit zu sorgen. Die Ergebnisse der Evaluation 
dieser Maßnahmen zeigen bereits erste Erfolge auf. 
Allerdings sind diese Maßnahmen vor allem auf 
eine Unterstützung der Schülerinnen und Schüler 
vor Ort in der Schule ausgelegt. Dies erfordert, die 
zugrunde liegenden Konzepte dahin gehend zu er-
weitern, dass eine Unterstützung in der Schule 
möglicherweise auch über einen längeren Zeit-
raum nur eingeschränkt möglich ist. Zudem ist der 
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Senat dabei zu klären, wo es akute Bedarfe bei der 
Ausstattung mit geeigneten digitalen Endgeräten 
gibt und wie diese gedeckt werden können. 

Zu Frage 3: Der Senat geht davon aus, dass ein Un-
terricht auf Distanz nur eine Ergänzung eines Prä-
senzunterrichts sein kann. Gleichwohl sind Maß-
nahmen eingeleitet, um die Möglichkeiten eines 
solchen „hybriden“ Unterrichts zu verbessern. So 
werden zum Beispiel verstärkt sogenannte Webi-
nare angeboten, um die erforderlichen Fähigkeiten 
und Fertigkeiten der Lehrkräfte zu verbessern. 
Weiterhin werden verstärkt didaktische Materia-
lien beziehungsweise Tools für einen Unterricht 
auf Distanz auf der Lehr-Lern-Plattform itslearning 
eingestellt. Diese Plattform kann von allen bremi-
schen Lehrkräften für eine Zusammenarbeit mit ih-
ren Schülerinnen und Schülern genutzt werden 
und ist in den letzten Wochen auch umfangreich 
genutzt worden. 

Schließlich werden derzeit die spezifischen Bedarfe 
der Lehrkräfte, der Schülerinnen und Schüler und 
die Wünsche der Eltern der derzeitigen Q1-Phase 
mittels einer Befragung erhoben. Dies dient dazu, 
im Vorgriff auf möglicherweise längere Phasen ei-
nes durch die Coronapandemie eingeschränkten 
Präsenzunterrichts gezielt eine Vorbereitung auf 
das Abitur 2021 unterstützen zu können. – So weit 
die Antwort des Senats! 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine Zusatzfrage? – 
Bitte sehr! 

Abgeordnete Bergmann (FDP): Gibt es denn einen 
Anforderungskatalog oder so etwas, an den sich die 
Lehrer dann halten können, in dem formuliert ist, 
was erwartet wird, oder eine Beschreibung über 
Minimalanforderungen? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Den gibt es bisher tatsäch-
lich nicht. Er befindet sich in der Erstellung – das 
ist das, was hier angedeutet worden ist –, um zur 
Vorbereitung darauf für das kommende Schuljahr 
deutlicher dieses hybride Lernen in eine Form zu 
bringen, die jetzt natürlich wegen der Kurzfristig-
keit der eingetretenen Situation noch nicht regu-
liert war. 

Präsident Imhoff: Es gibt eine weitere Zusatzfrage 
der Abgeordneten Frau Ahrens. – Bitte sehr! 

Abgeordnete Ahrens (CDU): Sie haben eben in der 
Antwort zu Frage zwei gesagt, dass Sie weiterhin 

den Austausch zwischen der Lehrkraft und den 
Schülern vorrangig im Präsenzunterricht vorneh-
men wollen. Bei dem eingeschränkten Betrieb, der 
in den Schulen bisher stattgefunden hat und auch 
zukünftig stattfinden wird, werden nicht alle Fä-
cher unterrichtet, aber es wird in jedem Fach eine 
Hausaufgabe erteilt. Wie wollen Sie sicherstellen, 
dass diejenigen, die keinen Präsenzunterricht bei 
den Schülern haben, mit den Schülern in den Aus-
tausch gehen können, wenn zum Beispiel Fragen 
nicht verstanden werden, es Nachfragen gibt oder 
irgendwelche anderen Probleme auftreten, sodass 
Schüler zwingend darauf angewiesen sind, mit 
dem Lehrer zu kommunizieren? Wie wird das gere-
gelt? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Wir arbeiten ja genau da-
ran, im Moment dafür Sorge zu tragen, dass wir ers-
tens mehr Endgeräte an die Schülerinnen und 
Schüler bringen können, sodass wir dafür Sorge 
tragen können, dass auch Lehrkräfte über einen 
entsprechenden Zugang und Möglichkeiten verfü-
gen und auf diesem Weg auch dazu beitragen kön-
nen, mehr Verpflichtung in das Thema zu bringen. 
Die Notwendigkeit dazu haben wir ja schon an an-
derer Stelle erörtert, auch in der letzten Sitzung der 
Bildungsdeputation, und ich habe gerade gesagt, 
wir bereiten für das kommende Schuljahr vor, dass 
wir auch mehr Verbindlichkeit in das Lernen auf 
Distanz bringen. 

Uns ist klar, dass wir für das kommende Schuljahr 
davon ausgehen müssen, dass wir mit weiteren 
Einschränkungen zu tun haben werden und gleich-
zeitig der bildungspolitische Anspruch besteht, 
dass wir nicht grundsätzlich auf Unterricht in be-
stimmten Fächern verzichten wollen. Also werden 
wir einen Weg finden müssen, und so ist ja auch die 
bundesweite Debatte, und wir sind da auch im Aus-
tausch mit Bildungswissenschaftlerinnen und Bil-
dungswissenschaftlern, die uns beratschlagen, 
nämlich zu schauen, wie man auch an den Lernin-
halten anknüpfen und sie auch verändern kann, 
damit das auch leichter im Distanzlernen möglich 
ist. Das heißt, es wird dabei um mehrere Aspekte 
gehen, eben nicht nur zu sagen, dass man im Fern-
lernen das Gleiche macht, was man im Präsenzun-
terricht gemacht hat, sondern – das ist ja die Situa-
tion, die wir jetzt haben, die Sie zu Recht als etwas 
schwierig beschreiben – dass man das über Haus-
aufgaben macht. Das ist natürlich kein geeigneter 
Weg, sondern wir werden ja Methoden finden müs-
sen, wie wir auch das Unterrichtsgeschehen im 
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Prinzip vom Kopf auf die Füße stellen, nämlich in-
dem ein Teil des sich Aneignens von Stoff eher zu 
Hause und dann die Vertiefung, die Intensivierung, 
in den Präsenzangeboten stattfindet. 

Unser Anspruch ist – das kann ich für die weiter-
führenden Schulen auch sagen –, dass sie sich auch 
jetzt schon darum bemühen, so viel Fachunterricht 
wie möglich zu erteilen. Der Ort, wo wir das im Mo-
ment noch stärker zurücknehmen, sind die Grund-
schulen, bei denen wir gesagt haben, dass wir uns 
dort tatsächlich auf die Kernkompetenzen fokussie-
ren, die ja in der Grundschule grundsätzlich über 
das Klassenlehrerprinzip ganz stark an der Klas-
senleitung angebunden sind, um dem Infektions-
geschehen in diesen engen Bezugsgruppen ge-
recht zu werden und möglichst wenig Lehrkräfte zu 
haben, die von Gruppe zu Gruppe gehen. 

Das ist ja auch der Grund, warum wir heute im Se-
nat unterschiedliche Regelungen für die Grund-
schulen und die weiterführenden Schulen be-
schlossen haben, weil wir in den weiterführenden 
Schulen Lehrkräfte haben werden, die von Gruppe 
zu Gruppe gehen, um dort auch den Fachunterricht 
gewährleisten zu können, und in den Grundschu-
len stärker darauf setzen, dass wir uns im Moment 
erst einmal auf die Kernkompetenzen fokussieren 
und das festigen, was gerade bei den jüngeren 
Schülerinnen und Schülern möglicherweise in den 
letzten Wochen wegen der Schulschließung verlo-
ren gegangen ist. 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Ahrens (CDU): Ich habe noch eine 
letzte Frage, da Sie meine Frage eben nicht beant-
wortet haben, Frau Dr. Bogedan! Ganz einfach, ja 
oder nein: Jeder Lehrer hat eine E-Mail-Adresse 
bei der Schule. Wird darüber der Kontakt zu jedem 
Schüler hergestellt, und wird diese dann täglich 
durch die Lehrkräfte abgerufen, sodass ein tägli-
cher Kontakt zwischen Schülern und Lehrern mög-
lich ist? Ja oder nein? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Nein, aber das wissen Sie 
doch! Entschuldigung! 

Präsident Imhoff: Es gibt eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Buhlert. – Bitte sehr! 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Frau Senatorin, 
Sie haben dargelegt, dass es Seminare – ich gehe 

einmal davon aus, vom LIS und anderen – gibt, die 
die Kompetenzen schulen. Wissen Sie, in welchem 
Umfang Lehrkräfte das wahrgenommen haben? 
Sie haben ja auch dargelegt, dass Sie diese Lernin-
halte aufbereiten wollen, wo sicherlich eine ent-
sprechende Fortbildung notwendig ist. Wie soll das 
gestaltet werden, damit dann mehr Lehrkräfte für 
das nächste Schuljahr diese Kompetenzen durch 
Webinare oder was auch immer erworben haben? 
Ist da an Verpflichtungen gedacht, oder was haben 
Sie da vor, damit auch die Kompetenz bei den Lehr-
kräften weiter gestärkt wird? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Darf ich einfach sagen, ja, 
an alles das ist gedacht? Ich bin in der schwierigen 
Situation, hier jetzt über Dinge reden zu müssen, 
die wir noch nicht festgezogen und fest beschlos-
sen haben, und natürlich denken wir genau in 
diese Richtung. Wir wollen dort mehr Verbindlich-
keit hineinbringen, und das beinhaltet eben auch, 
dass Lehrkräfte zu einem anderen Umgang mit ih-
ren dienstlichen E-Mails kommen, dass wir auch zu 
einer anderen und stärkeren Verpflichtung in der 
Nutzung von itslearning kommen. Das beinhaltet ja 
die Kehrseite dessen, wenn wir sagen, wir wollen 
es im Unterrichtsgeschehen auch verbindlicher ge-
stalten, und das heißt, wir bereiten das im Moment 
gerade alles entsprechend vor. 

Bei den Webinaren würde ich sagen, wir haben, 
wenn man es summiert, in den letzten Wochen fast 
100 Prozent aller Lehrkräfte in der Stadtgemeinde 
Bremen mit Schulungen erreicht. Das stimmt natür-
lich nicht, denn Sie wissen auch, wenn man sie ein-
fach nur alle zusammenzählt, sind das Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer, die in den Schulungen 
dann auch mehrfach teilgenommen haben. Des-
halb kann ich jetzt nicht garantieren, dass wir 100 
Prozent erreicht haben, aber von den Zahlen her 
kommen wir in eine solch hohe Größenordnung. 
Wir haben Webinare mit bis zu 300 Teilnehmern 
gehabt, die sehr anschaulich und plastisch in die 
Nutzung von itslearning eingeführt haben, und sie 
hatten eine sehr hohe Resonanz, und die haben wir 
jetzt schon mittlerweile in einer so hohen Anzahl 
durchgeführt, dass wir damit sehr viele Lehrkräfte 
erreichen konnten. 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Wenn Sie sagen, 
Sie überlegen das: Heißt das, Sie sind da auch in 
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Verhandlungen mit dem Personalrat, um das ent-
sprechend umsetzen zu können und die rechtlichen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Ja! Man spricht ja so un-
gern über Inhalte aus Verhandlungen, nicht? Das 
sehen Sie mir nach, ja? 

Präsident Imhoff: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 4: Personalkontingente an Schulen und 
Kitas der Stadtgemeinde Bremen  
Anfrage der Abgeordneten Frau Bergmann, Frau 
Wischhusen und Fraktion der FDP  
vom 19. Mai 2020 

Bitte, Frau Kollegin Bergmann! 

Abgeordnete Bergmann (FDP): Wir fragen den Se-
nat: 

Erstens: Wie gestaltet sich die Umsetzung der ge-
planten Öffnungsszenarien für Kitas und Schulen 
angesichts beschränkter Raum- und Personalkapa-
zitäten vor Ort in den Bildungseinrichtungen? 

Zweitens: Kann weiterhin gewährleistet werden, 
dass die Hauptfächer von Fachpersonal unterrich-
tet werden? 

Drittens: Welche Aufgaben übernehmen die Kolle-
ginnen und Kollegen im Homeoffice im Bildungs-
alltag zwischen Präsenzphasen und Homeschoo-
ling? 

Präsident Imhoff: Die Anfrage wird beantwortet 
von Frau Senatorin Dr. Bogedan. 

Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Für 
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Gemäß den Hinweisen zum Schutz von 
Beschäftigten und Kindern in der Kindertagesför-
derung, die den Trägern von Einrichtungen der 
Kindertagesförderung im Land Bremen Ende April 
zugesandt wurden, ist in der aktuellen Lage vorge-
sehen, dass in den Kindergruppen in möglichst 
konstanten Teams und getrennten Räumlichkeiten 
gearbeitet wird. Insbesondere bei Räumlichkeiten, 
die gezwungenermaßen von mehr als einer Gruppe 
im Wechsel genutzt werden müssen, zum Beispiel 

Sanitäranlagen, ist auf Reinigung von sensiblen – 
hoch frequentierten – Bereichen zu achten sowie 
auf eine regelmäßige Stoßlüftung. Diese Vorgaben 
bleiben auch bei weiteren Öffnungsschritten beste-
hen. Solange in kleineren Gruppen gearbeitet 
wird, kann in den Kitas auch auf andere Räume für 
Kinder, sofern es die Größe des jeweiligen Raumes 
zulässt, wie zum Beispiel Differenzierungsräume 
und Bewegungsräume, als Gruppenraum zurück-
gegriffen werden. 

Bezüglich der Personalkapazitäten melden die Trä-
ger der Kindertagesbetreuung zurück, dass Teile 
des Personals aufgrund eines erhöhten Risikos ei-
nes schweren COVID-19-Krankheitsverlaufs nicht 
den Dienst am Kind vornehmen können, gemäß 
ärztlichem Attest. Um dies bei weiteren Schritten 
zu berücksichtigen, ist zeitnah eine differenzierte 
Abfrage bei den Trägern geplant, um den genauen 
Umfang des coronabedingten Ausfalls von Fach-
kräften zu beziffern. Die Ergebnisse werden bei 
den Planungen zur Ausweitung des Notdienstes 
und der Personalplanung insgesamt berücksich-
tigt. Dabei werden die regelhaften Standards im 
Sinne des Fachgebots eingehalten. 

In den allgemeinbildenden Schulen können die 
vorgegebenen Öffnungsszenarien weitestgehend 
umgesetzt werden. Die Schulen melden zurück, 
dass die schuleigenen Planungskonzepte greifen. 
An Schulen, die besondere räumliche und perso-
nelle Herausforderungen zu meistern haben, wur-
den teilweise individuelle Lösungen gefunden, die 
in den kommenden Wochen ausgebaut werden. 

An den berufsbildenden Schulen werden die ge-
planten Öffnungsszenarien entsprechend umge-
setzt. Nach Rückmeldungen aus den Schulen ver-
läuft die Umsetzung bisher weitestgehend prob-
lemlos. Beschränkten Raumkapazitäten wird durch 
Unterricht im „Schichtbetrieb“ begegnet. Bisher 
gibt es an den berufsbildenden Schulen keine nen-
nenswerten Personalengpässe. 

Zu Frage 2: Da bislang der Schulbetrieb grundsätz-
lich noch eingestellt war, ist aus mehreren Gründen 
im Rahmen der schrittweisen Öffnung nicht das 
Ziel verfolgt worden, dass alle Fächer durch Lehr-
kräfte der entsprechenden Fakultäten unterrichtet 
werden. Dabei stellt sich die Lage in den unter-
schiedlichen Jahrgangsstufen differenziert dar. 
Insbesondere beim prüfungsvorbereitenden Unter-
richt und den höheren Jahrgängen wird fachbezo-
gen unterrichtet, soweit dies die aktuelle Personal-
situation zulässt. Kolleginnen und Kollegen mit 
vergleichbaren Fächern unterstützen hier intensiv. 
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Weiterhin unterstützen die Lehrkräfte, die zum 
Kreis der Risikopersonen gehören, aus dem Home-
office. Sie erstellen Unterrichtsmaterialien und ste-
hen den Kolleginnen und Kollegen und den Schü-
lerinnen und Schülern digital zur Verfügung. 

An den berufsbildenden Schulen kann nach bishe-
rigem Kenntnisstand weitgehend gewährleistet 
werden, dass die Fächer und Lernfelder von ent-
sprechendem Fachpersonal unterrichtet werden. 

Zu Frage 3: Kolleginnen und Kollegen, die auf-
grund der Zugehörigkeit zu einer Risikogruppe 
nicht für die Erteilung von Präsenzunterricht einge-
setzt werden können, unterrichten und betreuen 
die Schülerinnen und Schüler in virtuellen Klassen-
räumen, erstellen entsprechende Konzepte, koordi-
nieren und korrigieren Prüfungen und unterstützen 
die Kolleginnen und Kollegen, die Präsenzunter-
richt erteilen, bei der Versorgung der Schülerinnen 
und Schüler mit Unterrichtsmaterial für das Lernen 
zu Hause. Dafür ist eine enge Abstimmung zwi-
schen den Lehrkräften vor Ort und denen zu Hause 
notwendig. – So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine Zusatzfrage? – 
Bitte sehr! 

Abgeordnete Bergmann (FDP): Ehrlich gesagt jede 
Menge, aber ich stelle jetzt nur noch eine, um das 
hier nicht überzustrapazieren! Wissen Sie denn, ob 
es Schulen und Träger von Kitas gibt, die gern 
ganztags oder ausgeweitete Zeiten für die Betreu-
ung anbieten wollen? Sind Sie da im Gespräch? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Mit dem heutigen Be-
schluss des Senats könnten die Kitas ab dem 15. 
Juni so viel Betreuung anbieten, wie es möglich ist. 
Wir haben keine Beschränkungen mehr bei der 
Größe der Gruppen, und wir wollen so viel Betreu-
ungsumfang, wie es sich mit einem eingeschränk-
ten Personalkörper ermöglichen lässt. Es gibt Ein-
richtungen, die gar keine Einschränkungen beim 
Personal haben, und es gibt Einrichtungen, die et-
was größere Einschränkungen beim Personal ha-
ben. 

Präsident Imhoff: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 5: Bekleben von Verkehrszeichen und 
Verkehrsschildern durch die Ultras  
Anfrage der Abgeordneten Frau Ahrens, Röwe-
kamp und Fraktion der CDU  
vom 26. Mai 2020 

Abgeordnete Ahrens (CDU): Wir fragen den Senat: 

Erstens: Als was bewertet der Senat das Bekleben 
von öffentlichen Verkehrsschildern durch Parolen, 
Sprüche oder Aufkleber durch Ultras, zum Beispiel 
als Ordnungswidrigkeit, Sachbeschädigung oder 
Ähnliches? 

Zweitens: Was unternimmt der Senat, um dieses in 
letzter Zeit vermehrt auftretende Phänomen, bei-
spielsweise an der Habenhauser Brückenstraße, zu 
unterbinden? 

Drittens: In welcher Form wird das sozialpädagogi-
sche Bremer Fanprojekt, welches explizit einge-
richtet wurde, um sich um die Fans und insbeson-
dere um die Ultras zu kümmern, derzeit in diese 
Arbeit eingebunden? 

Präsident Imhoff: Die Anfrage wird beantwortet 
von Frau Bürgermeisterin Dr. Schaefer. 

Bürgermeisterin Dr. Schaefer: Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Für den Se-
nat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Das Bekleben von Verkehrsschildern 
stellt eine Ordnungswidrigkeit nach § 33 Absatz 2 
Satz 1 und § 49 Absatz 1 Ziffer 28 StVO dar. Unter 
besonderen Umständen kann es sich auch um eine 
gemeinschädliche Sachbeschädigung nach § 304 
Absatz 1 StGB handeln. Wenn die Aufkleber leicht 
abzuziehen sind, ohne die Substanz des Schildes 
beim Entfernen der Aufkleber zu verletzen, ist eine 
strafrechtliche Relevanz jedoch ausgeschlossen. 

Hinsichtlich der Ordnungswidrigkeit ist das Oppor-
tunitätsprinzip zu berücksichtigen. Die Einleitung 
eines strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens be-
stimmt sich grundsätzlich nach dem Legalitätsprin-
zip. Wie das Bekleben von Verkehrsschildern ab-
schließend rechtlich zu bewerten ist, kann nur im 
konkreten Einzelfall beurteilt werden. 

Zu Frage 2: Im Rahmen der regelmäßig stattfinden-
den Straßenkontrollen werden der Zustand und die 
Erkennbarkeit der Schilder kontrolliert. Sofern die 
Bedeutung der Schilder nicht mehr zu erkennen ist 
oder die Schilder großflächig überklebt sind, wird 
eine Reinigung oder Instandsetzung der Schilder 
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veranlasst. An Stellen, an denen sehr schnell und 
sehr regelmäßig Schilder nach der Reinigung wie-
der beklebt wurden, werden Schilder mit besonde-
rer Beschichtung eingesetzt. 

Sofern der Polizei keine Tatverdächtigen oder Zeu-
gen bekannt sind, wird in der Regel auf eine Straf-
anzeige durch das Amt für Straßen und Verkehr 
verzichtet, da es ansonsten regelmäßig zur Einstel-
lung des Verfahrens kommen würde. Statt einer 
Strafverfolgung wird die Präventivarbeit im Rah-
men des Bremer Fanprojekts als zielführender er-
achtet. 

Zu Frage 3: Das Fanprojekt Bremen wurde bereits 
im Jahr 1981 eingerichtet und damit lange vor den 
Anfängen der Bremer Ultraszene. In Bezug auf de-
linquentes Verhalten von Fans liegt der Schwer-
punkt der Arbeit in der Gewaltprävention. 

Das Versehen von Verkehrszeichen und anderen 
Gegenständen im öffentlichen Raum mit Aufkle-
bern durch Fangruppen ist ein seit vielen Jahren zu 
beobachtendes Phänomen und erfolgt nicht allein 
durch Ultragruppierungen, sondern durch viele 
verschiedene Fangruppierungen. Die Mitarbeiten-
den des Fanprojekts thematisieren dieses Verhal-
ten seit Langem immer wieder kritisch mit den Be-
sucherinnen und Besuchern des Fanprojekts. Neh-
men Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fanpro-
jekts im Rahmen der aufsuchenden Fanarbeit kon-
kret wahr, dass Verkehrsschilder von Fans in ge-
fährdender Weise überklebt werden, wird dieses 
Fehlverhalten mit den jeweiligen Jugendlichen o-
der Heranwachsenden direkt thematisiert und die 
Beseitigung der Verkehrsgefährdung veranlasst. – 
So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine Zusatzfrage? – 
Bitte sehr! 

Abgeordnete Ahrens (CDU): Auch mir als Jugend- 
und Sozialpolitikerin liegt der Präventionsgedanke 
ganz besonders nahe, deswegen habe ich in Frage 
drei explizit nach dem Fanprojekt gefragt. Jetzt ist 
es ja so, dass das Fanprojekt derzeit gar nicht tätig 
ist, sondern die Mitarbeiter nach meinem Kenntnis-
stand wegen der Pandemie, die wir gerade haben, 
zu Hause sitzen. Ist geplant, dass die Arbeit hier 
wieder aufgenommen wird und man versucht, auf 
diese Fangruppen über andere, virtuelle Wege Ein-
fluss zu nehmen, um so ein Verhalten, das jetzt ge-
rade aktuell vermehrt auftritt, zu unterbinden? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Bürgermeisterin! 

Bürgermeisterin Dr. Schaefer: Jetzt bin ich nicht 
die Sportsenatorin, sondern diejenige, die für die 
Straßenverkehrsordnung und die Verkehrsschilder 
zuständig ist. Ich würde jetzt zur Sportsenatorin 
hinüberschauen, denke aber, das sind Fragen, die 
entweder in der entsprechenden Deputation für 
Sport oder für Soziales besprochen werden sollten. 
Ich gehe aber davon aus, dass die Mitarbeiter des 
Fanprojekts auch derzeit in der Lage sind, wie alle 
anderen auch, digital den Kontakt zu den Fans zu 
halten und da auch entsprechend ihre Arbeit zu 
machen. Ich bin aber gern bereit, dies mit der 
Sportsenatorin zu erörtern. 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Ahrens (CDU): Ich würde sehr darum 
bitten, dass Sie das mit Ihrer Parteikollegin erör-
tern, denn ich glaube, dass Sie hier dringenden 
Handlungsbedarf haben, und ich bitte Sie, auch in 
den Senat mitzunehmen, dass die Habenhauser 
Brückenstraße und auch der andere Bereich auf der 
anderen Seite der Weser noch einmal abgefahren 
werden muss. Sind Sie dazu bereit, das zu machen? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Bürgermeisterin! 

Bürgermeisterin Dr. Schaefer: Ich gehe einmal da-
von aus, das kann ich auch schon in den nächsten 
fünf Minuten erledigen. Allerdings möchte ich ein-
mal sagen, wir haben ja das Phänomen nicht nur 
mit Aufklebern der Werder-Ultras. Im Jahr 2018 
gab es in Bremen-Nord den sogenannten Aufkle-
berkrieg mit den Ultras aus Farge. Insofern würde 
ich einmal sagen, wir finden an vielen Ampeln Auf-
kleber der unterschiedlichsten Fangruppierungen, 
auch von außerhalb Bremens, und ehrlich gesagt 
ist mir Werder lieber als der HSV, aber wenn das 
jetzt ein Problem der Aufkleber der Werder-Ultras 
auf der Habenhauser Brückenstraße sein sollte, 
werde ich natürlich mit der Sportsenatorin noch 
einmal darüber reden und auch schauen, wie man 
sie dann entsorgt; also nicht die Werder-Ultras, 
sondern die Aufkleber! 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Ahrens (CDU): Ja, leider, das wurde 
eben gerade herausgefordert! Wenn es nur Ampeln 
gewesen wäre, dann hätte ich damit kein Problem, 
aber es sind tatsächlich Verkehrsschilder, die ge-
rade Reflexionsflächen darstellen und inzwischen 
kaum noch gesehen werden können. Damit wird es 
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für mich verkehrsgefährdend, und vor dem Hinter-
grund habe ich hier die Anfrage eingereicht. Es 
wäre nett, wenn Sie sich dem annehmen könnten, 
und ich hoffe, dass Sie das tun. 

(Bürgermeisterin Dr. Schaefer: Das mache ich 
gern!) 

Präsident Imhoff: Das war zwar keine Frage, aber 
gut! Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor. – Ich 
bedanke mich für die Beantwortung. 

Anfrage 6: Umsetzungsstand des Leitbilds zur 
Bürgerbeteiligung  
Anfrage der Abgeordneten Bodeit, Michalik, Rö-
wekamp und Fraktion der CDU  
vom 27. Mai 2020 

Bitte, Herr Abgeordneter Bodeit! 

Abgeordneter Bodeit (CDU): Wir fragen den Senat: 

Erstens: Wie bewertet der Senat die Umsetzung der 
Senatsvorlage „Leitbild und Kriterien der Bürger-
beteiligung in der Stadt Bremen“ vom 13. Novem-
ber 2018? 

Zweitens: Inwiefern liegt die im Leitbild fest vorge-
sehene Vorhabenliste über bürgerbeteiligungsre-
levante Projekte des Senats vor, in welchen Zeitab-
ständen wird sie aktualisiert, und wie werden Bür-
gerinnen und Bürger darauf aufmerksam gemacht? 

Drittens: Welche finanziellen Mittel sind im Haus-
haltsentwurf 2020/2021 für die Einrichtung einer 
zentralen Koordinierungsstelle für Bürgerbeteili-
gung vorgesehen? 

Präsident Imhoff: Die Anfrage wird beantwortet 
von Herrn Staatsrat Ehmke. 

Staatsrat Ehmke: Herr Präsident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu den Fragen 1 und 2: Die Umsetzung der Leitli-
nien für gute Bürgerbeteiligung erfolgt in einem 
dynamischen Prozess. Die zentrale Vorhabenliste, 
welche ein wichtiger Baustein im Rahmen des Leit-
bildes ist, wurde in Zusammenarbeit mit den Fach-
ressorts erstmalig im Frühjahr 2019 veröffentlicht 
und mit verschiedenen bürgerbeteiligungsrelevan-
ten Projekten des Senats befüllt. Die technische 
Umsetzung erfolgte zunächst durch die WFB/Ab-
teilung bremen.online. Ende April 2020 wurde sie 
auf die Domain www.vorhabenliste.bremen.de 

transferiert und wird nun durch die Senatskanzlei 
in Eigenregie betrieben. 

Eine Aktualisierung wird spätestens im Sommer er-
folgen. Die Ressorts wurden entsprechend um eine 
aktualisierte Darstellung ihrer Projekte gebeten. 
Eine Information der Öffentlichkeit ist im An-
schluss an die Aktualisierung vorgesehen. 

Zu Frage 3: Im Haushaltsentwurf 2020/2021 sind 
zwei Vollzeitstellen bei der Senatskanzlei vorgese-
hen, welche sowohl für die zentrale Koordinierung 
der Bürgerbeteiligung, die Koordinierung des 
quartiersbezogenen Stadtteilmanagements als 
auch für die Vorhabenliste zuständig sein werden. 
– So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine Zusatzfrage? – 
Bitte sehr! 

Abgeordneter Bodeit (CDU): Momentan ist ja 
Thema die autofreie Innenstadt, und dazu lautet 
meine Frage: Ist das Thema autofreie Innenstadt 
für eine Bürgerbeteiligung in der nächsten Zeit vor-
gesehen, und wenn ja, wie soll diese durchgeführt 
werden? 

Präsident Imhoff: Bitte, Herr Staatsrat! 

Staatsrat Ehmke: Da fragen Sie jetzt genau den 
Richtigen! 

(Zuruf Abgeordneter Strohmann [CDU]) 

Herr Strohmann sagt, es ist vorgesehen. Dem 
glaube ich jetzt, und ich bin mir im Übrigen auch 
sicher, weil auch die Verkehrssenatorin nickt. In 
der Vorhabenliste findet sich das Ganze gegenwär-
tig noch nicht. Sie ist in der Beziehung noch nicht 
auf dem aktuellen Stand, das habe ich ja gerade 
gesagt, das müssen wir tatsächlich noch einmal an-
gehen. Für die Einzelheiten des Prozesses können 
wir Ihnen gern die Informationen zur Verfügung 
stellen, ich kann es jetzt nur gerade nicht. 

Präsident Imhoff: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 7: Wie vielen Kindern bietet Bremen der-
zeit eine Notbetreuung in der Tagesbetreuung 
an?  
Anfrage der Abgeordneten Frau Ahrens, Röwe-
kamp und Fraktion der CDU  
vom 28. Mai 2020 
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Bitte, Frau Kollegin Ahrens! 

Abgeordnete Ahrens (CDU): Wir fragen den Senat: 

Erstens: Wie viele Kinder nahmen jeweils bis 18. 
Mai, ab 18. Mai und ab 1. Juni 2020 an Angeboten 
der Notbetreuung in Tagesbetreuungseinrichtun-
gen teil, bitte jeweils ausweisen für den Träger 
KiTa Bremen, kumuliert alle freien Träger, kumu-
liert alle Elternvereine und kumuliert Tagespflege-
personen? 

Zweitens: Welchen durchschnittlichen zeitlichen 
Umfang bis 18. Mai, ab 18. Mai und ab 1. Juni 2020 
umfasste das Betreuungsangebot jeweils für sys-
temrelevante Berufe, für berufstätige Eltern, Al-
leinerziehende, Kinder in beengten Wohnverhält-
nissen – Indexlagen –, für Kinder im Schutzkonzept 
nach § 8a SGB VIII und für Kinder mit anerkanntem 
Förderbedarf nach SGB IX; bitte wieder aufgeteilt 
nach den vier genannten Trägertypen? 

Drittens: Wie bewertet der Senat die Option, Ta-
gesbetreuung auf ein sechstägiges Angebot, inklu-
sive Samstag, auszuweiten und einen Schichtbe-
trieb über 7:00 bis 16:00 Uhr hinaus anzubieten, da-
mit Betreuungskapazitäten entzerrt und zusätzli-
che geschaffen werden können? 

Präsident Imhoff: Die Anfrage wird beantwortet 
von Frau Senatorin Dr. Bogedan. 

Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Für 
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Die Träger der Kindertagesbetreuung 
melden die Zahlen der Kinder im Notdienst täglich 
an die Senatorin für Kinder und Bildung. Bei diesen 
Meldungen gilt es zu berücksichtigen, dass real 
mehr Kinder in der Notbetreuung betreut werden, 
als diese Zahlen wiedergeben, da die täglich anwe-
senden Kinder abgefragt werden. Platzsharingmo-
delle, bei denen ein Platz in der Notbetreuung ta-
geweise an verschiedene Kinder vergeben wird, 
können mit diesen Zahlen nicht abgebildet wer-
den. Dementsprechend liegt die Zahl der tatsäch-
lich in der Notbetreuung betreuten Kinder höher. 
Eine Trägerabfrage dazu läuft derzeit. 

Die von der Fragestellerin benannten Zeiträume 
entsprechen den Änderungsschritten zur Erweite-
rung des Notdienstes. So konnte ab dem 18. Mai 
2020 der Zugang zum Notdienst für Kinder mit 
Sprachförderbedarf laut Cito und für Vorschulkin-

der in Kitas in Indexlagen, also schwierigen sozia-
len Lagen, erweitert werden. Ab dem 1. Juni 2020 
wurde der Notdienst für alle Vorschulkinder insge-
samt geöffnet. Durch diese Maßnahmen hat sich 
die Zahl an Kindern im Notdienst deutlich erhöht. 

Die im Folgenden dargestellten Daten entsprechen 
den Stichtagen mit der jeweils höchsten Rücklauf-
quote der Meldungen und sind damit am repräsen-
tativsten für die hier gestellte Frage: Die Gesamt-
zahl der Kinder im Notdienst lag zum Stichtag 13. 
Mai 2020 bei 4 729, darunter 1 551 bei KiTa Bre-
men, 2 245 bei den freien Trägern, 675 bei den El-
ternvereinen und 258 in der Kindertagespflege. 
Zum Stichtag 26. Mai 2020 lag die Gesamtzahl bei 
7 169 Kindern, darunter 2 795 bei KiTa Bremen, 
3 038 bei den freien Trägern, 958 bei den Eltern-
vereinen und 378 in der Kindertagespflege. Zum 
Stichtag 4. Juni 2020 lag die Gesamtzahl an Kin-
dern im Notdienst bei 9 530, darunter 3 495 bei 
KiTa Bremen, 4 323 bei den freien Trägern, 1 304 
bei den Elternvereinen und 408 in der Kindertages-
pflege. 

Zu Frage 2: Zu den einzelnen Kriterien werden 
keine Daten erhoben. Der Betreuungsumfang rich-
tet sich nach den Bedarfen der Erziehungsberech-
tigten und der Kinder. Diese Bedarfe mussten je 
nach Personal- und Raumkapazitäten gegebenen-
falls eingeschränkt werden. Kinder im Schutzkon-
zept und Kinder von Erziehungsberechtigten in 
systemrelevanten Berufen wurden beim Betreu-
ungsumfang prioritär berücksichtigt. 

Zu Frage 3: Der Bereich der Kindertagesbetreuung 
hat durch die Coronapandemie eine Einschrän-
kung der Personalkapazitäten erfahren. Gemäß 
den Gesprächen mit den Trägern ist mit fehlendem 
Personal, das aufgrund der Zugehörigkeit zu einer 
Risikogruppe gemäß Attest den Dienst am Kind 
nicht durchführen soll, in einem nicht zu vernach-
lässigenden Umfang zu rechnen. Gleichzeitig ge-
staltet sich die Akquirierung von Ersatzpersonal als 
schwierig, auch beziehungsweise insbesondere in 
der aktuellen Coronapandemie. 

Derzeit läuft eine differenzierte Abfrage bei den 
Trägern der Kindertagesbetreuung in der Stadtge-
meinde Bremen, um den coronabedingten Ausfall 
zu quantifizieren und dies bei den weiteren Pla-
nungen zu berücksichtigen. Vor diesem Hinter-
grund ist eine Ausweitung der Betreuungszeiten 
nicht umsetzbar. – So weit die Antwort des Senats!! 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine Zusatzfrage? – 
Bitte sehr! 
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Abgeordnete Ahrens (CDU): Sie haben eben so-
wohl zu Frage eins als auch zu Frage drei gesagt, 
dass die Abfragen derzeit laufen. Wann und wo 
werden uns die Ergebnisse vorgelegt? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Ich gehe davon aus, dass 
wir die Ergebnisse in der nächsten Woche haben. 
Die ersten Rückläufe waren in dieser Woche da, da-
rauf haben wir ja jetzt auch unsere weiteren 
Schritte begründet, und ich glaube, das können wir 
verabreden. Ich glaube, Sie haben jetzt als Nächs-
tes im Unterausschuss eine Videokonferenz, oder? 
Das ist doch ein guter Ort! 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? 

(Abgeordnete Ahrens [CDU]: Das haben wir ge-
rade bilateral geklärt! – Danke schön!) 

Präsident Imhoff: Es gibt eine weitere Zusatzfrage 
der Abgeordneten Frau Hornhues. – Bitte sehr! 

Abgeordnete Hornhues (CDU): Frau Senatorin, Sie 
haben vorhin in der Pressekonferenz gesagt, dass 
eventuell die Notbetreuung reduziert wird, das 
wäre der Solidarbeitrag an die Eltern, die ihre Kin-
der jetzt schon in der Notbetreuung hatten. Können 
Sie das quantifizieren? Auf wie viel weniger Stun-
den müssen sich jetzt die Eltern einstellen, die sich 
bisher auf die Notbetreuung verlassen konnten? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Dr. Bogedan: Um es ganz genau zu sa-
gen, der Sachverhalt ist nicht einfach: Wir wollen 
jetzt alle Kinder zum 15. Juni in die Betreuung hin-
einholen. Wir wollen allen Kindern einen Mindest-
umfang von 20 Stunden in der Woche garantieren, 
das entspricht dem Grundsatz, dass dadurch jedes 
Kind die Möglichkeit hat, jeden Tag in der Woche 
in der Einrichtung zu sein. Wenn man diesen An-
spruch aber zugrunde legt, wird das bedeuten, dass 
bei Eltern, die jetzt in der Notbetreuung einen ho-
hen Stundenumfang haben – sie sollen ja nicht von 
jetzt 30 oder 40 Stunden auf 20 Stunden zurückfal-
len –, natürlich der Anspruch gilt, dass diesen El-
tern möglichst der Umfang, in dem sie jetzt die Be-
treuung erhalten, auch zukünftig gewährleistet 
wird. 

Es kann jedoch sein, dass im Einzelfall geschaut 
wird – und deshalb laufen im Moment Abfragen 
der Träger bei den betroffenen Eltern –, dass man 

etwas an dem Angebot kürzen muss, damit allen 
Kindern ein Angebot gemacht werden kann. Ich 
gehe im Moment davon aus, weil die Erfahrung so 
ist, dass die Einrichtungen, die heute schon ein ho-
hes Betreuungsvolumen anbieten können, in der 
Regel auch nicht so große Einschnitte beim Perso-
nal haben, denn sie haben ja offensichtlich viele 
Beschäftigte am Start. Wenn wir jetzt die Zahl der 
Kinder nehmen, die pro Gruppe betreut werden 
kann, dann gehen wir davon aus, dass man mit der 
gleichen Anzahl an Beschäftigten deutlich mehr 
Kinder betreuen kann und deshalb eben nicht wei-
tere oder große Einschränkungen beim Betreu-
ungsumfang notwendig sind. Ich kann es nur nicht 
ausschließen, dass das nicht in einzelnen Fällen 
eben doch auch passiert, weil wir natürlich auch 
schauen müssen, wie sich das weitere Infektions-
geschehen und möglicherweise auch das Verhal-
ten der Beschäftigten in Zukunft gestaltet. 

Unser Anspruch ist aber, und das habe ich eben 
auch in der Pressekonferenz ganz deutlich ge-
macht: Wir wollen so viel Betreuungsumfang für 
die Kinder erbringen, wie es unter den gegebenen 
personellen Einschränkungen möglich ist, und der 
Senat hat gesagt, dass wir garantieren, dass es min-
destens 20 Stunden sind, damit dem Anspruch Ge-
nüge getan wird, dass jedes Kind jeden Tag in die 
Kita gehen kann. 

Präsident Imhoff: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 8: Übertragung von Beiratssitzungen in 
der Coronapandemie  
Anfrage der Abgeordneten Bodeit, Michalik, Rö-
wekamp und Fraktion der CDU  
vom 29. Mai 2020 

Bitte, Herr Kollege Bodeit! 

Abgeordneter Bodeit (CDU): Wir fragen den Senat: 

Inwiefern liegen mittlerweile alle rechtlichen und 
technischen Voraussetzungen für die Durchfüh-
rung von Beiratssitzungen über Videokonferenz 
vor, und ist sichergestellt, dass alle Beiräte die 
Technik verwenden können? 

Inwiefern ist bei allen Beiräten gewährleistet, dass 
sowohl Videokonferenzen als auch real stattfin-
dende Sitzungen ins Internet übertragen, das heißt 
gestreamt werden können, um nach § 2a Ortsbei-
rätegesetz die Öffentlichkeit der Sitzung herzustel-
len? 
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Wie ist der aktuelle Sachstand hinsichtlich der Aus-
stattung der Ortsämter und der durch Beiräte regel-
mäßig genutzte Tagungsräume mit einem WLAN-
Zugang, und welche Bandbreite ist hierfür vorge-
sehen? 

Präsident Imhoff: Die Anfrage wird beantwortet 
von Herrn Staatsrat Ehmke. 

Staatsrat Ehmke: Herr Präsident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Die rechtlichen und technischen Vo-
raussetzungen für die Durchführung von Beiratssit-
zungen über Videokonferenz liegen vor. Zum ei-
nen wurde das Beiräteortsgesetz dahin gehend ge-
ändert, dass in § 14 Absatz 2a den Beiräten die 
Möglichkeit gegeben wurde, öffentliche Sitzungen 
durch geeignete digitale Verfahren abzuhalten. 
Zum anderen wurden in den Ortsämtern die tech-
nischen Voraussetzungen dafür geschaffen, zu Bei-
ratssitzungen via Videokonferenz einladen zu kön-
nen. Sollten einzelne Beiratsmitglieder nicht über 
die hierfür erforderlichen Endgeräte verfügen, be-
steht die Möglichkeit, sich per Telefon in die Kon-
ferenz einzuwählen. 

Zu Frage 2: Eine kurzfristige flächendeckende Si-
cherstellung von Liveübertragungen der Sitzungen 
aller 22 Beiräte wäre eine große, mit vielen techni-
schen Herausforderungen verbundene Schwierig-
keit und ein erheblicher finanzieller und personel-
ler Aufwand. Einzelne Beiräte praktizieren jedoch 
bereits erfolgreich in Eigenregie mithilfe der loka-
len Medien vor Ort Livestreaming von Beiratssit-
zungen, so zum Beispiel der Beirat Burglesum in 
Zusammenarbeit mit dem Jugendmedienverein 
Erstes Lesumer Fernsehen. Die Senatskanzlei un-
terstützt die Beiräte, welche Präsenzsitzungen per 
Livestream übertragen wollen, durch Übernahme 
der entstehenden Kosten. 

Eine direkte Übertragung von Videokonferenzen 
per Livestream ins Internet ist derzeit noch nicht 
möglich. Interessierten Bürgerinnen und Bürgern 
kann aber die Möglichkeit gegeben werden, sich in 
die Konferenzen einzuwählen. Die Ortsämter ver-
öffentlichen die entsprechenden Links auf ihrer In-
ternetseite, so verfährt zum Beispiel das Ortsamt 
Mitte/Östliche Vorstadt. 

Zu Frage 3: Das Projekt zur Ausstattung der Sit-
zungssäle mit WLAN ist angelaufen. Die entspre-
chenden Bedarfe wurden abgefragt und werden an 

Dataport zur Angebotserstellung übermittelt. – So 
weit die Antwort des Senats! 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine Zusatzfrage? – 
Bitte sehr! 

Abgeordneter Bodeit (CDU): Wurde nach Ihrer 
Kenntnis außer beim Beirat Mitte noch ein Li-
vestream durchgeführt? 

Präsident Imhoff: Bitte, Herr Staatsrat! 

Staatsrat Ehmke: Ja, der Beirat Burglesum hat das 
nach meiner Kenntnis in Kooperation mit dem ers-
ten Burglesumer Fernsehen gemacht, und ich weiß 
– jetzt muss ich einmal schauen! –, dass es in einem 
weiteren Beirat diskutiert worden ist, aber ich bin 
mir nicht sicher, ob – –. Da war die strittige Frage, 
über welche Plattform man denn dann die Sitzung 
verbreitet. Wir führen im Moment Gespräche. Wir 
haben uns bei der Bremischen Bürgerschaft erkun-
digt, wie hier das Livestreaming funktioniert, ob 
wir da etwas lernen können, und wir werden auch 
noch einmal Gespräche mit der Landesmedienan-
stalt führen. Das wird aber dann sicherlich nur ein-
zelne und ausgewählte Sitzungen betreffen kön-
nen und nicht alle, mit Unterausschüssen – das 
habe ich gelernt – wären es über 600 Sitzungen im 
Jahr. Das bekommen wir sicher nicht hin, aber bei 
einzelnen, ausgewählten Sitzungen ist das mög-
licherweise denkbar. 

Präsident Imhoff: Es gibt eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Schäck. – Bitte sehr! 

Abgeordneter Schäck (FDP): Wenn wir über recht-
liche Fragestellungen und Voraussetzungen spre-
chen, dann geht es ja nicht nur um das Beirätege-
setz, sondern auch, zumindest für mich, um den 
Datenschutz. Inwieweit sind denn bereits alle Fra-
gen des Datenschutzes geklärt oder einige noch of-
fen? Können Sie dazu eine Stellungnahme abge-
ben? 

Präsident Imhoff: Bitte, Herr Staatsrat! 

Staatsrat Ehmke: Einmal abgesehen davon, dass 
alle datenschutzrechtlichen Fragestellungen ganz 
selten geklärt sind, sind wir natürlich insbesondere 
bei diesen dynamischen Prozessen im Rahmen der 
Coronapandemie sicherlich nicht am Ende. Ich 
weiß, dass zum Beispiel intensiv die Frage erörtert 
worden ist, ob die Nutzung von Facebook als Platt-
form geeignet ist oder nicht. Da gibt es einige, die 
die Auffassung vertreten, dass gehe grundsätzlich 
nicht – ich glaube, zu denen gehört auch unsere 
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Landesdatenschutzbeauftragte –, und es gibt an-
dere, die sagen, das müssen ein Stück weit auch die 
Beiräte selbst wissen. Das ist sicher ein komplizier-
ter Prozess, und wir werden in dem Kontext auch 
noch eine Reihe von Fragen zu klären haben. 

Wir haben das ja auch selbst erlebt, weil auch – es 
sind ja nicht nur die Beiräte – der Senat und andere 
Gremien bei der Frage hin- und hergerissen waren, 
welches System nutzt man jetzt eigentlich für Vide-
okonferenzen, und ist das rechtlich entsprechend 
abgesichert. Dataport ist zunächst auch damit ge-
startet, dass man uns quasi von dort eine eigene 
Plattform anbieten wollte, jetzt sind wir auch von-
seiten des Senats, ich glaube, inzwischen auch die 
Bremische Bürgerschaft, bei GoToMeeting, und 
das wird so mit dem Hinweis akzeptiert, dass be-
sonders vertrauliche Vorgänge, also personenbezo-
gene Vorgänge, möglicherweise eher nicht über 
Videokonferenzen behandelt werden sollten. Wir 
sind da alle zusammen noch in einem Lernprozess, 
und nein, es sind mit Sicherheit nicht alle Fragen 
abschließend beantwortet. 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Schäck (FDP): Dann konkretisiere 
ich die Frage noch einmal: Sind denn die daten-
schutzrechtlichen Fragen so weit geklärt, dass der 
Datenschutz der digitalen Übertragung so weit 
nicht mehr im Weg steht? 

Präsident Imhoff: Bitte, Herr Staatsrat! 

Staatsrat Ehmke: Davon gehe ich jetzt aus, weil das 
Ganze ja so praktiziert wird und mir da keine wei-
teren Hinderungsgründe bekannt sind. 

Präsident Imhoff: Es gibt eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Saxe. – Bitte sehr! 

Abgeordneter Saxe (Bündnis 90/Die Grünen): Li-
vestreams könnten ja auch ein interessantes Instru-
ment sein, um noch weitere Bevölkerungsschichten 
zu erreichen, die vielleicht abends keine Zeit ha-
ben oder die Atmosphäre in Beiratssitzungen nicht 
so interessant finden. Wären Pilotversuche in eini-
gen Beiräten auch nach der Zeit von Corona nicht 
ein Weg, noch mehr direkte Demokratie in den Bei-
räten herzustellen? 

Präsident Imhoff: Bitte, Herr Staatsrat! 

Staatsrat Ehmke: Ich glaube, dass wir im Moment 
jedenfalls ganz spannende Erfahrungen sammeln. 

Das, was vom Ortsamt Mitte/Östliche Vorstadt aus-
probiert worden ist – so ist es mir gespiegelt worden 
–, fanden alle Beteiligten interessant und gut. Dar-
aus lernen wir mit Sicherheit, und ich bin sehr da-
für, dass wir in allen Bereichen die Erfahrungen, 
die wir jetzt machen, auch in die Zeit nach Corona, 
wann auch immer und wie sie beginnen möge, mit-
genommen wird und wir dann nicht einfach den 
Schalter umlegen und wieder eins zu eins in die Si-
tuation davor zurückkehren, sondern das, was man 
an positiven Erfahrungen gemacht hat, auch mit-
nimmt. Ich glaube, dass wir aufbauend auf den Er-
fahrungen, die wir jetzt in den nächsten Wochen 
und Monaten noch machen werden, die Frage noch 
einmal besprechen sollten, ob es sich anbietet, und 
ob das dann einzelne Beiräte oder einzelne The-
men sind oder einzelne Ortsämter, die da vielleicht 
auch besonders aktive Mitarbeiter haben, müssten 
wir dann noch einmal miteinander besprechen. 
Dem Grunde nach finde ich es aber vernünftig, 
dass wir die positiven Erfahrungen, die wir jetzt 
machen, auch für die Zukunft nutzen. 

Präsident Imhoff: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 9: Auswirkungen des Drogenkonsum-
raums, DKR, auf die bisherige Arbeit der Drogen-
hilfe  
Anfrage der Abgeordneten Frau Grönert, Röwe-
kamp und Fraktion der CDU  
vom 29. Mai 2020 

Bitte, Frau Kollegin Grönert! 

Abgeordnete Grönert (CDU): Wir fragen den Se-
nat: 

Erstens: Wie wird der neue Drogenkonsumraum 
personell ausgestattet, welche Kosten wird er jähr-
lich verursachen, und welche Erwartungen und 
konkreten Zielsetzungen werden mit ihm verbun-
den, die über die Entspannung der Situation um 
den Hauptbahnhof hinausgehen? 

Zweitens: Werden die Kosten des Drogenkonsum-
raums negative Auswirkungen auf die Finanzie-
rung der bisherigen Angebote haben, und wie wer-
den sich die Ausgaben bezüglich der Drogenhilfe-
angebote – legale und illegale Drogen – insgesamt 
weiterentwickeln? 

Drittens: Werden bei den etablierten Angeboten 
der Drogenhilfe Bremens mit der Einrichtung des 
neuen Drogenkonsumraums Veränderungen in der 
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strukturellen Arbeit und in der Zielsetzung nötig, 
und wenn ja, welche, und wenn nein, warum nicht? 

Präsident Imhoff: Die Anfrage wird beantwortet 
von Frau Senatorin Bernhard. 

Senatorin Bernhard: Sehr geehrter Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Für den 
Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Die Übergangseinrichtung für den in-
halativen und intravenösen Drogenkonsum mit Be-
ratungsmöglichkeit in Containern ist mit 10 Voll-
zeitäquivalent-Fachkräften einschließlich Leitung, 
0,6 Vollzeitäquivalenten Verwaltung und zielgrup-
penerfahrenen Honorarkräften geplant. Ein Voll-
zeitäquivalent soll dabei aus bestehendem Perso-
nal des Sicherheitsprogramms Hauptbahnhof für 
die erweiterten Angebote der comeback gGmbH 
genutzt werden. Bei der langfristigen Lösung des 
Drogenkonsumraums, der im Jahr 2021 in Betrieb 
genommen werden soll, sind insgesamt 11,2 Voll-
zeitäquivalente und zielgruppenerfahrene Hono-
rarkräfte eingeplant. 

Die Betriebskosten, ohne Investitionen, sind im 
Jahr 2020 mit 847 000 Euro und für das Jahr 2021 
mit einer Million Euro eingeplant. Sie sind im Jahr 
2020 im Budget der Verstärkungsmittel „Sichere 
und saubere Stadt“ sowie im Jahr 2021 im Budget 
der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbrau-
cherschutz enthalten. Für Investitionen stehen im 
Budget der Verstärkungsmittel „Sichere und sau-
bere Stadt“ 150 000 Euro im Jahr 2020 sowie 
322 000 Euro im Jahr 2021 zur Verfügung. 

Die konkreten Ziele des integrierten Drogenkon-
sumraumangebots sind neben der Entlastung des 
öffentlichen Raumes in Bahnhofsnähe folgende: 
Verbesserung des Kenntnisstands zu Risiken des 
Drogengebrauchs, Sicherung des möglichst gesun-
den Überlebens von Drogenkonsumentinnen und -
konsumenten, Vermeidung von Infektionen und 
schweren Folgeerkrankungen, Verhinderung von 
Überdosierungen und Drogentodesfällen, Auffan-
gen und Bearbeiten von Krisen, Kontaktaufnahme 
zu schwer erreichbaren Drogenkonsumentinnen 
und -konsumenten, Stabilisierung durch psychoso-
ziale Beratung, Entwicklung und Erhöhung der 
Motivation für die weitergehende Lebensplanung, 
Förderung der Inanspruchnahme weiterführender 
Hilfen, Vermittlung in ausstiegsorientierte Hilfen 
und die Entlastung des öffentlichen Raumes von 
konsumierenden Abhängigen. 

Um diese Ziele zu erreichen, ist für die Übergangs-
zeit eine enge Verzahnung zwischen dem mobilen 
integrierten Drogenkonsumraumangebot und dem 
Kontakt- und Beratungszentrum erforderlich. Je 
nach Sachlage – bisherige Anbindung im Hilfesys-
tem und die Ausstiegsorientierung – erfolgt die di-
rekte Überleitung an höherschwellige Angebote 
der Drogenhilfe, zum Beispiel an die Ambulante 
Suchthilfe Bremen. 

Zu Frage 2: Die veranschlagten Kosten des Drogen-
konsumraums haben keine negativen Auswirkun-
gen auf die Finanzierung der bisherigen Angebote. 
Für den Haushalt 2020/2021 sind Zuwendungser-
höhungen zur Anpassung der tariflichen Steige-
rung der Lohnkosten für die Drogen- und Suchtbe-
ratung vorgesehen. Die Kosten für den Drogenkon-
sumraum werden über die Verstärkungsmittel „Si-
chere und saubere Stadt“ finanziert. 

Die Versorgung Suchtkranker ist eine wichtige 
Aufgabe, die stets überprüft und an die Bedarfe an-
gepasst werden muss. Im Rahmen der Erstellung 
des Psychiatrie- und Suchthilfeplans werden unter 
anderem Bedarfe hinsichtlich der Weiterentwick-
lung der Sucht- und Drogenhilfe erarbeitet. 

Zu Frage 3: Die Ziel- und Maßnahmeplanungen 
der bestehenden Drogenhilfeangebote haben auch 
mit Einrichtung des Drogenkonsumraums Bestand: 
Während der Träger des Drogenkonsumraums, die 
comeback gGmbH, überwiegend niedrigschwel-
lige suchtbegleitende Hilfen für erwachsene Dro-
genkonsumentinnen und -konsumenten anbietet, 
hat der Träger der beiden Drogenhilfezentren 
Mitte und Nord, die Ambulante Suchthilfe Bremen 
gGmbH, den Fokus auf die Ausstiegsorientierung 
und die damit verbundenen Hilfen. Beide Träger 
verbindet eine langjährige Zusammenarbeit. Der 
bestehende Kooperationsvertrag wird hinsichtlich 
der Zusammenarbeit bezüglich der Weiterleitung 
von ausstiegsorientierten Klientinnen und Klienten 
aus dem Drogenkonsumraum aktualisiert. Auch 
mit anderen Angeboten, wie zum Beispiel mit der 
Jugendsuchtberatungsstelle [Esc]ape und mit den 
substituierenden Ärztinnen und Ärzten, wird die 
Zusammenarbeit aufrechterhalten, und Verfahren-
sabläufe werden regelmäßig aktualisiert und ange-
passt. – So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine Zusatzfrage? – 
Bitte sehr! 

Abgeordnete Grönert (CDU): Das ist ja insgesamt 
gesehen sehr komplex. Habe ich es jetzt richtig 
verstanden, dass in die Angebote, von denen Sie 
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gesprochen haben, auch Angebote für minderjäh-
rige Jugendliche mit eingeschlossen sind? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Bernhard: Was den Drogenkonsumraum 
direkt angeht, nein, aber das wird von den anderen 
Drogenberatungsstellen selbstverständlich mit auf-
genommen. 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Grönert (CDU): Sind in dem Bereich, 
gerade für die Minderjährigen, in den Angeboten 
auch Veränderungen geplant, vielleicht finanzielle 
Verbesserungen oder so etwas? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Bernhard: Wir sind bemüht, dass wir auf 
jeden Fall die finanzielle Verbesserung mit einprei-
sen und insofern eben nicht nur comeback, sondern 
auch die Angebote entsprechend beleuchten, und 
wenn dieser Bedarf entsprechend unterlegt ist, 
werden wir sehen, dass wir das letztendlich auch 
erfüllen können. 

Präsident Imhoff: Es gibt eine weitere Zusatzfrage 
der Abgeordneten Tegeler. – Bitte sehr! 

Abgeordnete Tegeler (DIE LINKE): Ist Ihnen über 
die dargestellten guten Angebote in der Drogen-
hilfe hinaus bekannt, inwieweit sich speziell im 
Umfeld der Bahnhofsvorstadt der Bereich Drogen-
sucht mit dem Faktor Sexarbeit vermischt und in-
wieweit dort vielleicht auch Hilfsangebote notwen-
dig werden oder schon sein könnten? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Bernhard: Es vermischt sich durchaus, 
das ist mir auch berichtet worden. Wir hatten vor 
Kurzem in dem Zusammenhang auch ein Gespräch 
mit Nitribitt, und wir sind sehr darum bemüht, so-
weit das auch gerade damit zusammenhängt, Nit-
ribitt gerade in, sagen wir einmal, Gesprächen ent-
sprechend dahin gehend zu unterstützen, das bes-
ser mit aufzufangen. 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Tegeler (DIE LINKE): Das klingt gut! 
Wären Sie bereit, auch im Gleichstellungsaus-
schuss über den Fortgang dieser Gespräche anlass-
bezogen zu berichten? 

Präsident Imhoff: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Bernhard: Ja, natürlich, das ist gar kein 
Problem! Wir wollten dort sowieso laufend über die 
Verfasstheit und die Finanzierung der gesamten 
Frauenprojekte berichten. 

Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? 

(Abgeordnete Tegeler [DIE LINKE]: Nein danke, 
das klingt gut!) 

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor. - Ich be-
danke mich für die Beantwortung. 

Mit der Beantwortung dieser Anfrage ist die Frage-
stunde beendet. Die vom Senat schriftlich beant-
worteten Anfragen der Fragestunde finden Sie im 
Anhang zum Plenarprotokoll ab Seite 673. 

Aktuelle Stunde 

Für die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen 
kein Thema beantragt worden. 

Wann kommt das „Haus der Athleten“ in Bre-
men?  
Große Anfrage der Fraktion der CDU  
vom 9. März 2020  
(Drucksache 20/139 S) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 19. Mai 2020  
(Drucksache 20/169 S) 

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Stahmann. 

Die Aussprache ist eröffnet. 

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Lübke. 

Abgeordneter Lübke (CDU): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Das Projekt 
Haus der Athleten wird seit Jahren unter der Fe-
derführung der Sportstiftung Bremen ehrenamtlich 
vorangetrieben, und ich möchte mich im Namen 
der CDU-Fraktion an dieser Stelle ganz herzlich für 
diese Arbeit bedanken! 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/139%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/169%20S
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(Beifall CDU) 

Wir als CDU-Fraktion haben dieses Projekt immer 
mit voller Kraft unterstützt, weil wir der festen 
Überzeugung sind, das Haus der Athleten ist ein 
wesentlicher, elementarer Baustein im Leistungs-
sport und damit auch im Breitensport, denn das 
eine bedingt das andere, und wir sind der Auffas-
sung, dass das Haus der Athleten zur sportlichen 
Daseinsvorsorge in dieser Stadt einfach dazuge-
hört. Wir haben deshalb diese Große Anfrage ge-
stellt, um zu hinterfragen und der Öffentlichkeit 
darzulegen, wie die aktuelle Planung verläuft. Die 
Antwort des Senats, meine Damen und Herren – 
ich will es einmal ein bisschen vorsichtig formulie-
ren –, ist doch eher vage, unkonkret und daher aus 
meiner Sicht ein wenig enttäuschend. Wenn ich für 
ein Projekt Begeisterung aufbringe – zumindest ist 
es bei mir so –, dann klingen die Antworten anders. 

Worum aber, meine Damen und Herren, geht es? 
Das Haus der Athleten soll junge Ausnahmetalente 
beherbergen und sie sportlich ihrer Begabung ent-
sprechend fördern, um zu verhindern, dass sie in 
andere Bundesländer umziehen müssen. 

Zum Sachstand aktuell: Ein Objekt ist gefunden 
und soll entsprechend umgebaut werden. Eine pä-
dagogische Betreuung/Begleitung soll ebenfalls 
gesichert werden. Zur Finanzierung ist beabsich-
tigt, dass der Betrieb der Unterkunft – ich nenne es 
einmal das eigentliche Sporthotel als solches – über 
eine zu gründende GmbH durch Spenden, Eigen-
beiträge der Sportlerinnen und Sportler und so wei-
ter abgewickelt wird, letztendlich also ohne öffent-
liche Zuschüsse. 

Der Teil der pädagogischen Betreuung und Beglei-
tung – ich nenne es einmal das Internat – ist der 
Teil, der vonseiten der Verwaltung, der Bildungs-
behörde, zu stemmen ist. Das, meine Damen und 
Herren, ist im Moment der nächste Schritt, der aus 
unserer Sicht dringend umgesetzt werden muss. 
Wenn der Kauf der Immobilie und anschließende 
Umbauarbeiten zum Ende des Jahres – so ist ja der 
aktuelle Stand – abgeschlossen sind, muss doch ein 
Konzept vorliegen, welches sich mit der Betreuung 
der Athleten befasst. Wir brauchen dringend ein 
pädagogisches Betreuungs- und Begleitkonzept. 
Es muss letztendlich jemand den Hut aufhaben, der 
als Ansprechpartner fungiert, um diese Ebenen, 
diese zwei verschiedenen Säulen für die Athletin-
nen und Athleten, zu koordinieren, damit die 
Sportstiftung auch weiter verlässlich planen kann, 
um das Projekt voranzutreiben. Da sind uns Ihre 

Antworten, lieber Senat, viel zu unkonkret und 
schwammig. 

(Beifall CDU – Vizepräsidentin Dogan übernimmt 
den Vorsitz) 

Wir brauchen endlich eine konkrete Zusage des 
Senats, zum einen deswegen, weil ich das letztend-
lich nur fair gegenüber der ehrenamtlich geleiste-
ten Arbeit der Sportstiftung finde. Sie wollen letzt-
endlich weiterkommen und wissen, woran sie sind. 

Zum anderen sollte der Senat aber auch aus einem 
weiteren Grund ein ureigenes Interesse an der 
schnellen Realisierung des Hauses haben. In der 
Kooperationsvereinbarung des Verbundsystems 
Leistungssport wurde das Ziel formuliert, die Ober-
schule an der Ronzelenstraße künftig als Elite-
schule des Sports – sie wäre dann die 44. in 
Deutschland – anerkennen zu lassen. Das wesent-
liche Merkmal, das bei diesem Prozess noch fehlt, 
ist das Vorhandensein eines Sportinternats oder in 
diesem Fall des Hauses der Athleten. Somit würde 
ein Haus der Athleten in Bremen den Prozess zur 
Anerkennung der Oberschule Ronzelenstraße ganz 
wesentlich beschleunigen. 

Meine Damen und Herren, wir als CDU-Fraktion 
sind davon überzeugt, ein Haus der Athleten wäre 
für Bremen ein Imagegewinn, es wäre ein wichti-
ges Signal für den Leistungssport, für den Breiten-
sport, für die sportbetonte Schule Ronzelenstraße, 
und – auch davon bin ich fest überzeugt – es könnte 
ein Aushängeschild für den gesamten Sport in Bre-
men sein! 

(Beifall CDU) 

Wir als CDU-Fraktion kämpfen für den Breiten-
sport, aber auch eben für den Leistungssport. Ein 
Haus der Athleten wäre ein klares Bekenntnis zum 
Leistungssport. Ich bin davon überzeugt, man er-
reicht mit relativ wenig Geld sehr, sehr viel. – Herz-
lichen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Bergmann. 

Abgeordnete Bergmann (FDP): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Es ist ein gutes Lebensmotto, Chancen zu er-
greifen, wenn sie sich einem bieten. Das Haus der 
Athleten sehen wir Freien Demokraten als große 
Chance für den Leistungssport in Bremen. 
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Bremen hat sich ja auf Bundesebene in der Abstim-
mung der Länder dazu verpflichtet, im Land eine 
Eliteschule des Sports vorzuhalten. Das Ziel, zu 
dem Bremen sich in der vorliegenden Senatsant-
wort ganz konkret bekennt, ist, die Oberschule an 
der Ronzelenstraße zur Eliteschule des Sports aus-
zubauen. Nahezu alle Voraussetzungen für die An-
erkennung als Eliteschule des Sports, die vom 
Deutschen Olympischen Sportbund gefordert wer-
den, sind dort mittlerweile geschaffen. Das ist groß-
artig! 

(Beifall FDP, CDU) 

Nur ein entscheidendes Kriterium ist nicht erfüllt: 
Bremen hat kein Sportinternat. Das Haus der Ath-
leten wäre die Lösung. Es könnte genau dieses 
Sportinternat sein, das dem Standort Ronzelen-
straße den letzten und entscheidenden Schritt zur 
Anerkennung als Eliteschule des Sports ermög-
licht. 

Wir wissen und haben es eben auch noch einmal 
gehört, es gibt ein ungewöhnlich breites und er-
freulich vielfältiges bürgerliches Bündnis, das das 
Haus der Athleten ideell und auch finanziell unter-
stützt, Unternehmen, Sportinteressengruppen, Pri-
vatpersonen. Die Sponsoringsumme zeigt, wie 
wichtig es ihnen ist, Bremen als Leuchtturm des 
Leistungssports im Nordwesten zu etablieren. 

Nach Aussage der Sportstiftung könnte das Ge-
bäude bis Ende des Jahres fertiggestellt werden. 
Allerdings ist noch kein Betreuungskonzept in 
Sicht. Jetzt ist doch klar, dass für Bremen der frei-
willigen Selbstverpflichtung zur Eliteschule des 
Sports logischerweise der gesetzliche Auftrag folgt, 
sich um die jungen Leute, die in Bremen sind oder 
für den Sport nach Bremen kommen, gut zu küm-
mern, und nun gibt es Aufgaben, die das bürgerli-
che Bündnis nicht entscheiden kann, also zum Bei-
spiel im Hinblick auf den Betreuungsschlüssel des 
Internats, den die Verwaltung festlegen muss. Ob 
zum Beispiel für die künftigen Schüler und Schüle-
rinnen fünf oder zehn Sozialpädagogen benötigt 
werden, macht ja auch für die finanzielle Planung 
des Projekts einen großen Unterschied. Es braucht 
also ein Betreuungskonzept für das Haus der Ath-
leten. 

Meine Damen und Herren, noch ist offen: Wer 
übernimmt eigentlich die Projektverantwortung? 
Welche Person, welches Gremium wird mit Kom-
petenz und dann natürlich auch Entscheidungsge-
walt ausgestattet, sodass es den Prozess vorantrei-
ben und steuern kann? Es kann nicht sein, dass sich 

dieses bürgerliche Bündnis im Verbund mit der 
Sportstiftung Bremen weiter zwischen den Ressorts 
Soziales, Sport und Bildung bewegen muss, um die 
Realisierung des Hauses der Athleten voranzutrei-
ben. 

Nun, in der Antwort des Senats lesen wir, dass wir 
im Grunde dasselbe wollen. Seit 2016 begleitet der 
Bremer Senat das Projekt aktiv. An Äußerungen, 
wonach der Senat ausdrücklich alle öffentlichen 
Sportanlagen den Sportlern des Hauses der Athle-
ten zur Verfügung stellen würde, erkennen wir die 
sehr positive Haltung zum Haus der Athleten, und 
wir begrüßen das ausdrücklich! 

(Beifall FDP) 

Umso enttäuschender ist dann die finanzielle Seite 
der Angelegenheit. 50 000 im Haushalt eingestellte 
Euro für 2020 und 2021 erscheinen uns deutlich zu 
gering. Natürlich würden auch wir begrüßen, wenn 
ein solches Projekt sich ohne öffentliche Mittel tra-
gen könnte, aber das ist wohl unrealistisch. Durch 
das hohe finanzielle private Engagement hat Bre-
men auch im Vergleich bereits sehr günstige Rah-
menbedingungen. 

Das Haus der Athleten ist ein Projekt, das perspek-
tivisch einen erheblichen Mehrwert für die Stadt 
erbringen wird. Öffentliche Investitionen in dieses 
Projekt werden sich nach unserer Ansicht auszah-
len und aufgrund des breiten bürgerlichen Unter-
stützungsnetzwerkes sicherlich auch politisch nicht 
von Nachteil für die regierende Koalition sein. Des-
wegen, meine Damen und Herren: Will der Senat 
die Ronzelenstraße als Eliteschule des Sports ver-
wirklichen, darf es beim Lippenbekenntnis nicht 
bleiben. Will der Senat das Haus der Athleten – und 
so scheint es, wenn wir uns die Antwort des Senats 
durchlesen –, dann müssen der Bereitschaft die In-
vestition, das Betreuungskonzept und die Beauftra-
gung eines oder einer Projektverantwortlichen fol-
gen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Dogan: Bevor ich den nächsten 
Redner aufrufe, möchte ich gern den Vorstand der 
Sportstiftung, der heute hier auf der Besuchertri-
büne anwesend ist, recht herzlich begrüßen, und 
zwar Herrn Figura und Herrn Gagelmann, der 
heute auch noch Geburtstag hat. – Herzlichen 
Glückwunsch und herzlich willkommen! 

(Beifall) 
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Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Tuncel. 

Abgeordneter Tuncel (DIE LINKE): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Vorweg möchte ich sagen, es ist wirklich super, 
dass wir heute über ein Haus der Athleten in Bre-
men debattieren, und das ist auch der Sportstiftung 
und den engagierten Menschen in den letzten Jah-
ren zu verdanken. Auch ich möchte meinen Dank 
dafür aussprechen! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP) 

Kernpunkt der Anfrage der CDU ist ja: Warum fi-
nanziert die Stadt nicht das Haus der Athleten, wa-
rum legt der Senat nicht das Geld auf den Tisch? 
Meiner Meinung nach ist das der Kernpunkt der 
Anfrage. 

Ich habe mich einmal informiert, der Kollege Lübke 
hat es gesagt, es gibt bundesweit 43 Häuser der 
Athleten, und wir haben geschaut: Wo gibt es noch 
Häuser, die eine so starke öffentliche finanzielle 
Unterstützung bekommen? Von den 43 habe ich 
zwei gefunden, das eine ist in Frankfurt, und das 
andere ist in Nürnberg. Alle anderen werden nach 
unserer Kenntnis teilweise komplett privat finan-
ziert, teilweise ist es eine Mischfinanzierung, es 
gibt unterschiedliche Konzepte der Finanzierung. 

Ich möchte hier aber auch noch einmal deutlich 
machen, was die beiden Vorrednerinnen und Vor-
redner gesagt haben, dass wir auch am Donnerstag 
einen Antrag haben, in dem wir uns auch noch ein-
mal dafür einsetzen wollen, dass die Schule an der 
Ronzelenstraße Eliteschule wird. Es ist auch hier 
gesagt worden: Wenn wir eine Eliteschule haben 
wollten, dann bräuchten wir ein Haus der Athleten, 
und das Haus der Athleten als Sportinternat für die 
Schüler*innen der Ronzelenstraße wäre für den 
Leistungssport und die Nachwuchsförderung im 
Leistungssport eine gute und wichtige Sache. Ein 
großer Anteil deutscher Olympiasieger*innen hat 
einmal in einem Haus der Athleten gelebt. 

Die Stadt tut ja schon eine Menge, das möchte ich 
hier nicht so stehen lassen! Das Sportressort gibt 
50 000 Euro, Frau Kollegin Bergmann, das ist nicht 
wenig, wenn Sie wissen, wie der Etat und das 
Budget im Sport in den letzten Jahren waren. Das 
Ressort Bildung ist bereit, einen Teil der pädagogi-
schen Betreuung zu finanzieren. Ich finde, das ist 
schon eine ganze Menge, das ist auch ein Teil, den 
die Stadt dazu beitragen möchte. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Noch mehr zu finanzieren, ist bislang aber noch 
nicht möglich, die knappen Mittel im Sport werden 
auch für andere wichtige Ziele gebraucht, für die 
Unterstützung der Vereine, des Breitensports, des 
gesundheitsorientierten Sports, die Sanierung der 
Sportanlagen, die Zahlung einer angemessenen 
Unterstützung für die Übungsleiter*innen. Es gibt 
einfach sehr viele wichtige Aufgaben im Sport, von 
denen auch eine große Zahl von Menschen profi-
tiert. 

Deswegen müssen wir hier auf die Bremer Zivilge-
sellschaft bauen und darauf vertrauen, dass die Or-
ganisatoren des Vorhabens mit Unterstützung der 
Stadt genügend Sponsoren gewinnen, die den Be-
trieb zuverlässig finanzieren können. Wohlha-
bende Bewohner*innen hat Bremen genug, die 
zweitmeisten Millionäre pro 100 000 Einwohner, 
übrigens nach Hamburg, und Bremen hat ja da 
auch bekannte, aufwendige Projekte, die von 
Spenden der Bürger*innen finanziert werden, zum 
Beispiel den Bürgerpark oder die Kunsthalle. 

Insofern hoffen wir darauf, dass es durch private 
Sponsoren gelingt, die fehlenden Mittel zum Haus 
der Athleten beizusteuern. Vielleicht, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der CDU, können Sie 
auch Ihre Kontakte hier in Bremen nutzen, sodass 
wir gemeinsam dafür sorgen, dass wir so schnell 
wie möglich ein Haus der Athleten in Bremen er-
öffnen können. – Danke für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Prof. Dr. Quante-Brandt. 

Abgeordnete Prof. Dr. Quante-Brandt (SPD): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen! Lieber Herr Vroom, lieber 
Herr Gagelmann – herzlichen Glückwunsch zum 
Geburtstag! –, lieber Herr Figura: Schön, dass Sie 
heute hier bei dieser Diskussion mit dabei sind! 

Wann kommt das Haus der Athleten? Ich möchte 
an dieser Stelle einmal ganz klar sagen: Der Stel-
lenwert eines solchen Hauses ist relativ klar in der 
Vereinbarung zur Förderung leistungsorientierter 
Schüler*innen an Eliteschulen des Sports zwischen 
der KMK, der SMK und dem Deutschen Olympi-
schen Sportbund formuliert. Ich sage das deswe-
gen, weil man dann auch sieht, welche drei Ak-
teure es gibt, die da auch miteinander wirken soll-
ten. Ich zitiere nur eine Zeile, es sind 50 Seiten, das 
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kann man gern lesen, es ist hochinteressant, hier 
steht: „Die sportlichen Talente bei ihrer ganzheitli-
chen Persönlichkeitsentwicklung zu unterstützen, 
das ist eines der zentralen Ziele.“ Wenn man das in 
der Erklärung liest, dann ist zu erkennen, dass na-
türlich das Sport-, das Bildungsressort, die Instituti-
onen wie Schulen und auch die Sportverbände, die 
Fachverbände und der LSB an dieser Stelle gleich-
ermaßen adressiert sind, um ein solches Haus der 
Athleten an den Start zu bringen. 

Ich finde – und das lese ich natürlich ein bisschen 
anders als die Opposition –, dass der Senat in seiner 
Antwort sehr deutlich zum Ausdruck gebracht hat, 
dass er dieses Haus der Athleten auch möchte, dass 
er weiß, dass damit auch eine Strahlkraft für die 
Stadtgemeinde Bremen und für das Land Bremen 
in Verbindung steht, und ihm auch völlig klar ist, 
dass das für die Etablierung der Eliteschule Ron-
zelenstraße erforderlich ist. Deshalb ist es aus mei-
ner Sicht absolut wichtig und richtig, dass wir die-
ses Vorhaben Haus der Athleten auch an den Start 
bringen. Aus meiner Sicht brauchen wir dazu einen 
verbindlichen Zeitplan, denn ich kann verstehen, 
dass es die Akteure im Sport nicht so richtig glück-
lich macht, dass wir jetzt seit 2016 über diese Fra-
gestellung diskutieren und nur in einem gemächli-
chen Tempo vorankommen. 

(Beifall SPD) 

Ich begrüße ausdrücklich, und ich bedanke mich 
auch recht herzlich bei der Sportstiftung dafür, dass 
sie jetzt eine geeignete Immobilie gefunden und 
auch deren Finanzierung entschieden hat. Aus 
meiner Sicht sind damit eine zentrale Grundlage 
und eine wesentliche Voraussetzung geschaffen, 
damit dieses Vorhaben auch Erfolg haben kann. 

Der Senat bringt in seiner Antwort zum Ausdruck, 
dass das Sport- und auch das Bildungsressort sich 
daran beteiligen werden und sie das Haus der Ath-
leten auch an den Start bringen wollen. Ich sage es 
einmal im sportlichen Bilde, ich gehe fest davon 
aus, dass keiner der Beteiligten in den Startlöchern 
verharren will. Das heißt natürlich auch, dass man 
sich sowohl über das inhaltliche Konzept als auch 
über finanzielle Mittel weiter zu verständigen hat. 

(Beifall SPD) 

Das Haus der Athleten eröffnet Bremen die 
Chance, zwei wichtige sportpolitische Anliegen 
miteinander zu verknüpfen. So werden Sport-
ler*innen, die von bremischen Vereinsmannschaf-
ten zeitlich begrenzt angeworben werden, gute 

Unterbringungsmöglichkeiten angeboten. Gerade 
junge Leistungssportler*innen sind froh, dann auch 
in der Gemeinschaft eine Bleibe in Bremen zu fin-
den. Endlich kann dann die Schule an der Ron-
zelenstraße ihren Status als Eliteschule etablieren, 
weil ihr – das haben meine Vorrednerinnen und 
Vorredner schon gesagt – lediglich noch die Inter-
natsunterbringung fehlt, damit dieser Status aner-
kannt wird. Es wäre für Bremen sehr gut, wenn 
diese Schule die Anerkennung dieses Status be-
kommen würde, weil die Schule an der Ronzelen-
straße ein hervorragendes Konzept hat, eine her-
vorragende langjährige Erfahrung hat, dort auch 
diese Schülerinnen und Schüler auszubilden, und 
es auch eine sehr gute Verbindung mit all den 
Fachverbänden gibt, die dort ihre Arbeit im Ver-
bund mit der Schule umsetzen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen – Abgeordne-
ter Dr. vom Bruch [CDU]: Na, dann macht einmal!) 

Wir haben an dieser Stelle also zwei sportliche An-
liegen, die aus meiner Sicht sehr wohl für Bremen 
gut sind und vor allem sich auch Bremen als eine 
richtig gute Adresse für Nachwuchstalente zeigt. 
Es fehlt im Nordwesten eine entsprechende Ein-
richtung, und es wäre gut, wenn Bremen damit 
punkten würde, und das gerade vor dem Hinter-
grund, dass wir diesen Schulstandort an dieser 
Stelle auch weiter stärken können. 

Insofern ist es meine Bitte und auch mein Appell an 
alle Akteure, all die Bausteine, die es jetzt schon 
dazu gibt, die in den jeweiligen Ressorts, in den 
Fachverbänden und im Landessportbund auch ent-
wickelt worden sind, jetzt in ein Gesamtkonzept 
einzubringen. Natürlich sind sowohl die Fragen zur 
Trägerschaft, zur inhaltlichen und pädagogischen 
Konzeption für Internatsschüler*innen als auch die 
Finanzierung der jeweiligen Säulen dabei ganz 
wichtig miteinander zu klären, um dieses Haus der 
Athleten an den Start zu bringen. 

Mein Vorredner, Herr Tuncel, hat schon darauf 
verwiesen: Es gibt viele Vorbilder in der Republik. 
Wir müssen im Land Bremen nicht das Rad neu er-
finden, sondern wir können das anschauen, was es 
an Vorbildern gibt, an unterschiedlichen Finanzie-
rungen, an unterschiedlichen Kooperationen und 
an unterschiedlichen Formen der Ausprägung: 
Was passt zu Bremen? Wie können wir das in Bre-
men auf die Beine stellen? 

Insofern kann ich nur sagen: Lassen Sie uns dieses 
Vorhaben jetzt gemeinsam anpacken, und zwar so 
anpacken, dass wir es wirklich schnell an den Start 
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bekommen, damit wir hier in Bremen mit diesem 
Standort auch punkten können! – Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Öztürk. 

Abgeordneter Öztürk (Bündnis 90/Die Grünen): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren! Auch ich möchte mich im Namen meiner 
Fraktion bei der Sportstiftung und bei allen Betei-
ligten bedanken, die ermöglicht haben, dass dieses 
Projekt vorangekommen ist, und vor allem auch 
den Menschen im Namen meiner Fraktion Dank 
ausrichten, die mit ihren Spenden dazu beigetra-
gen haben. Danke an dieser Stelle! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, es wurde ja viel dazu 
gesagt, wie wichtig diese Einrichtung ist, ich 
glaube, ich muss das nicht noch einmal extra beto-
nen oder wiederholen. Was ein bisschen ärgerlich 
ist, so empfinde ich es als sportpolitischer Sprecher, 
an der Stelle sind wir überhaupt nicht auseinander: 
Die Antwort des Senats fand ich persönlich zu 
dünn. Ich hätte mir gewünscht, dass hier etwas 
mehr Tacheles geredet wird. Deswegen würde ich 
mir wünschen, dass mindestens fünf Punkte erfüllt 
sein müssen, um dieses Projekt voranzubringen. 
Ich möchte kurz skizzieren und erklären, warum 
das so wichtig ist. 

Es ist erfreulich zu erfahren, dass der Erwerb und 
der Umbau dieses Hauses der Athleten auf dem 
Weg sind. Das Haus ist am Ende des Jahres bezugs-
fertig. Jetzt brauchen wir aber dringend einen ge-
meinsamen Fahrplan von Senat und Bremer Sport-
stiftung, sodass dieses Projekt inhaltlich, aber auch 
finanziell weiterentwickelt wird und Meilensteine 
definiert werden. Wir brauchen, und da bin ich 
auch ganz bei dem Kollegen Marco Lübke, natür-
lich jemanden, der als Projektverantwortlicher/-
verantwortliche mit Entscheidungskompetenz be-
nannt wird, wo ein Stück weit die Federführung 
liegt, damit dieses Projekt auch mit allen Beteilig-
ten und mit den ganzen Rahmenbedingungen wei-
terentwickelt werden kann. 

Auch das pädagogische Begleitkonzept ist natür-
lich wichtig, darauf werde ich später zurückkom-
men, weil das eine mit dem anderen zusammen-
hängt. Dann ist das Stichwort Ronzelenstraße, ohne 
pädagogisches Begleitkonzept gibt es kein Haus 

der Athleten, dann gibt es aber auch keine Elite-
schule des Sports, da müssen wir uns nichts vorma-
chen. Daher ist die Errichtung einer Trägerstruktur 
notwendig, die einerseits das Haus der Athleten 
trägt, aber auch andererseits dazu befähigt, dass 
dieses Haus geführt werden kann. Da würde ich 
mir auch wünschen, dass Absprachen zwischen 
dem Senat und der Bremer Sportstiftung an dieser 
Stelle zügig stattfinden. Daher ist es sinnvoll und 
wichtig – es ist das einzige Zeitfenster, das wir ha-
ben, wir stecken mitten in den Haushaltsberatun-
gen! –, dass dieses Haus unterstützt und auch die 
Entwicklung der sportbetonten Oberschule Ron-
zelenstraße zur Eliteschule des Sports weiterge-
führt wird, denn das eine gibt es nicht ohne das an-
dere. 

Es gibt ganz klar Vereinbarungen zur Förderung 
der leistungssportorientierten Gesichtspunkte zwi-
schen dem DOSB, der Sportministerkonferenz und 
der Kultusministerkonferenz. Diese sagen eindeu-
tig, was erfüllt sein muss. Es gibt drei Säulen. Es 
müssen Schule, Sport und ein Internat vorhanden 
sein, ist das nicht vorhanden, gibt es keine Elite-
schule des Sports, sie würde dann einfach nicht als 
Eliteschule des Sports benannt werden. Dann gibt 
es aber auch kein Haus der Athleten, das in der be-
zugsfertigen Variante mit Leben gefüllt werden 
kann. Gibt es das Haus der Athleten nicht, auch 
wenn es bezugsfertig ist, wird es auch keine Elite-
schule des Sports geben. Beides hängt unmittelbar 
miteinander zusammen, und deswegen müssen wir 
alle Anstrengungen unternehmen – und ich ver-
nehme hier keine inhaltlich abweichenden Voten –
, um alles zu ermöglichen, damit das Haus der Ath-
leten einerseits vorangebracht wird und anderer-
seits zeitgleich in einem Atemzug die sportbetonte 
Oberschule Ronzelenstraße zur Eliteschule des 
Sports weiterentwickelt werden kann. 

Das sind alles wichtige Meilensteine für Bremen, 
und lassen Sie es mich noch einmal mit anderen 
Worten benennen: Das Haus der Athleten ist ein 
sportpolitisches Schlüsselprojekt für ganz Bremen. 
Das ist unmittelbar damit verbunden, dass wir die 
sportbetonte Oberschule Ronzelenstraße zur Elite-
schule des Sports ausbauen möchten. Der Wille ist 
da, und man ist auch in der Verpflichtung bei all 
den Beteiligten, die in vielen unterschiedlichsten 
Gruppierungen bisher daran gewirkt haben, dass 
sich da etwas verändert. 

Ich setze da nicht nur meine ganze Hoffnung in den 
Senat, sondern bin zuversichtlich, dass in nächster 
Zeit Gespräche zwischen der Bremer Sportstiftung 
und dem Senat stattfinden werden und der Senat 
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sich darauf einigen wird, dass zeitnah jemand be-
nannt wird, der die Projektfederführung innehat. 
Ob es die Sportsenatorin Frau Stahmann oder Frau 
Bogedan sein wird, weiß ich noch nicht, aber eine 
von beiden wird da schon die Federführung über-
nehmen. Daher erwarte ich vom Senat zügig eine 
Rückmeldung, wie der Senat gedenkt, in der An-
gelegenheit zu verfahren, damit wir dieses erfolg-
reiche Projekt endlich voranbringen und unseren 
Beitrag dazu leisten können, auch die finanziellen 
Rahmenbedingungen zu schaffen. – Danke schön 
für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Bergmann. 

Abgeordnete Bergmann (FDP): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
fand es großartig, dass Mustafa Öztürk auch seiner 
Empfindung – ich sage es jetzt einmal mit meinen 
Worten – Ausdruck verliehen hat, dass der Senat da 
ein bisschen mit angezogener Handbremse geant-
wortet hat. Wir wissen, im Grunde möchten wir es 
alle, aber ich finde es sehr angenehm, dass die Ko-
alition in solchen Themen eben nicht als Block auf-
tritt, sondern auch individuell agiert und spricht. 
Ich möchte jetzt noch einmal zwei weitere Neben-
effekte erwähnen, die auch unterstützen, dass wir 
in Bremen den Leistungssport nicht aus den Augen 
verlieren. 

Erstens, wir sprechen öfter davon, dass wir Schwie-
rigkeiten haben, Lehrpersonal für unsere Schulen 
zu finden. Vielleicht gibt es Lehrkräfte, die gerade 
zu so etwas Lust haben. Für die die sportbetonte 
Oberschule an der Ronzelenstraße, ist, wie ich 
weiß, Fachkräftegewinnung kein Problem. Sie ist 
ein Magnet für engagierte Lehrerinnen und Lehrer. 

Zweitens ist Leistungssport ein großer Werbeträger 
für die Stadt, aber er motiviert auch Kinder und Ju-
gendliche, sich mehr zu bewegen und Sport zu trei-
ben, was auch ganz wichtig ist. Ich denke jetzt ein-
mal an Angelique Kerber. Obwohl Angie nur in 
Bremen geboren wurde und schon im Alter von 
acht Monaten mit ihren Eltern nach Kiel gezogen 
ist, war ihr Geburtsort Bremen bei ihren Erfolgen 
auf der Women‘s Tennis Association-Tour und bei 
ihren drei Grand-Slam-Titeln und ihrer Silberme-
daille bei den Olympischen Spielen 2016 in aller 
Munde. Ehrlich gesagt, als Hobbytennisspielerin 
hat mich das mega gefreut. Exemplarisch wird da-
ran deutlich, wie wichtig Leistungssport für einen 

Standort ist. Deswegen denken wir Freien Demo-
kraten, dass es wichtig ist, dass wir das Lippenbe-
kenntnis für das Haus der Athleten mit einem Be-
treuungskonzept, mit einem entscheidungsfreudi-
gen oder einer entscheidungsfreudigen Prozess-
verantwortlichen und mit einer unterstützenden Fi-
nanzierung begleiten. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Frau Senatorin Stahmann. 

Senatorin Stahmann: Frau Präsidentin, sehr ver-
ehrte Damen und Herren! Lieber Herr Gagelmann, 
auch von mir heute noch einmal hier vom Mikrofon 
aus und nicht nur über das Telefon alles Gute zum 
Geburtstag! 

Wir debattieren heute über das Haus der Athleten, 
eine aus meiner Sicht sehr gute Sache für das Bun-
desland Bremen, wenn wir sie stemmen können. Es 
ist von den Rednerinnen und Rednern zu Recht ge-
sagt worden, dass wir es hier mit einer sehr großen 
bürgerschaftlichen Unterstützung zu tun haben. 
Wir haben einerseits die Sportstiftung in Bremen, 
die sich nicht nur in Person von Peter Gagelmann, 
Anke Precht und Lars Figura für das Haus der Ath-
leten nicht nur seit 2016, sondern auch schon vor-
her, aber seit 2016 besonders starkmacht. Wir ha-
ben andererseits prominente Bremerinnen und 
Bremer, die diese Idee und nicht nur die Idee, son-
dern auch das mittlerweile zu Papier gebrachte 
Konzept unterstützen. 

Ich möchte hier Jörg Wontorra nennen, ich möchte 
auch Joachim Linnemann nennen, der zweimal ein 
großes Charity Event in Bremen ausgerichtet hat, 
und im Herbst letzten Jahres ist es dabei auch zu 
einer Großspende gekommen, anders kann ich ei-
nen Betrag von rund 500 000 Euro eines Bremer 
Unternehmers gar nicht bezeichnen. Ich finde, das 
ist eine großartige Leistung, ein großes bürger-
schaftliches Engagement für diese nicht nur sport-
politisch interessante Sache, und das hat unser aller 
Anerkennung verdient. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Die Koalitionsvereinbarung hat sich auch zum 
Haus der Athleten ausgesprochen, aber in einer, 
wie es sich für Bremerinnen und Bremer geziemt, 
sehr vorsichtigen Art und Weise, und hat gesagt, 
man solle vorsichtig sein – ich umschreibe das jetzt 
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einmal ein bisschen – mit dem Steuergeld der Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahler, das Projekt muss 
sich aufmachen und Unterstützerinnen und Unter-
stützer finden. Als Sportsenatorin finde ich, die Bre-
mer Sportstiftung hat das bewiesen. Ich finde, der 
nächste Schritt, die Gründung des Vereins, muss 
folgen, und der Landessportbund muss dabei, 
wenn wir – wie andere Bundesländer auch – öffent-
liche Gelder in die Hand nehmen, eine Rolle spie-
len, denn wir brauchen da auch ein Gegenüber als 
Senat, als Behörde. Diese Rolle wächst aus Sicht 
der Sportsenatorin und auch aus Sicht des Bremer 
Senats dem Landessportbund zu. 

Die Sportstiftung wird aber auch einen Verein 
brauchen, einen Träger, der diese Einrichtung 
trägt, und ich sage einmal – im Scherz habe ich das 
auch schon zur Sportstiftung gesagt –, ein Betreu-
ungskonzept schreibt nicht die Sportsenatorin, 
auch nicht Claudia Bogedan, sondern es muss von 
diesem Träger aufgeschrieben werden, und es 
muss mit Leben gefüllt werden. Als erste Reaktion 
auf die genannte Großspende haben wir in meinem 
engen Sporthaushalt – und ich kann ihn immer 
noch nicht anders als eng bezeichnen – eine 
Summe von 50 000 Euro reserviert, um der Idee des 
Hauses der Athleten auch Rückenwind zu verlei-
hen. Ich bin mir sicher – ich habe das Thema im Se-
nat auch angesprochen –, dass wir dort auch noch 
zu einer weiteren Verständigung kommen. Peter 
Gagelmann und ich haben vorhin verabredet, dass 
ein weiteres Treffen des Senats mit der Sportstif-
tung jetzt wieder folgen muss. 

Von den Rednerinnen und Rednern ist ja gesagt 
worden, es gibt eine Immobilie. Das ist jetzt auch 
schon weit vorangeschritten. Die Sportstiftung hat 
dieses Haus erworben und steht in den Startlö-
chern. Das sieht auch der Bremer Senat so, und ich 
hoffe, dass wir da auch die Unterstützung dieses 
Hauses bekommen, um ein Haus der Athleten 
dann gegebenenfalls noch stärker finanziell beglei-
ten zu können. 

Es ist gesagt worden, dass eine Eliteschule des 
Sports ein solches Sportinternat als ein wichtiges 
Modul braucht, das schreibt der DOSB vor. Das ist 
sozusagen das Versatzstück, das der Ronzelen-
straße noch fehlt. 

Wir haben drei sportbetonte Schulen, eine am Leib-
nizplatz, wo die Ruderinnen und Ruderer zu Hause 
sind. Wir haben in Obervieland einen Standort, der 
den Fußball fördert. Die Jugendlichen, die in Ober-
vieland zur Schule gehen, sind auch oft Jugendli-
che, die dann bei Werder im Sportinternat wohnen. 

Wir haben bereits ein Sportinternat in Bremen, im 
Weserstadion. Früher befand es sich an einem an-
deren Standort, aber unter der Leitung von Björn 
Schierenbeck und seinem Team gibt es eben für 
die Sportart Fußball bereits eine Wohnunterkunft 
in Bremen, die die Jugendlichen und jungen Män-
ner auf dem Weg in den Profifußball begleitet. Die-
ses Modell haben natürlich auch andere Fußball-
vereine der ersten oder auch der zweiten Bundes-
liga, weil kaum ein Verein wirtschaftlich so potent 
ist wie Bayern München und sich für viele Millio-
nen Euro teure Spieler kaufen kann, sondern Nach-
wuchsförderung wichtig ist. Nachwuchsförderung 
ist wichtig, und ein Haus der Athleten bietet den 
jungen Leistungssportlerinnen und Leistungssport-
lern bis zu einem gewissen Punkt die Sicherheit, 
dass sie in Bremen ihren Sport ganz stark ausüben 
können, auch wenn sie vielleicht vorher in Stuhr 
gewohnt haben. 

Wir haben sehr talentierte junge Sportlerinnen und 
Sportler, die im Bremer Umland wohnen, aber die 
Schule an der Ronzelenstraße als Schülerinnen und 
Schüler besuchen. Auch für diese jungen Leute 
wäre so ein Haus der Athleten, eine Wohnunter-
kunft mit pädagogischer Begleitung, absolut sinn-
voll, weil es hoch ambitioniert ist, die Oberstufe o-
der die Oberschule an der Ronzelenstraße zu besu-
chen und den Lernstoff parallel zu den sportlichen 
Erfolgen zu bewältigen. Das passiert bei Jugendli-
chen, die dann auch noch international antreten, da 
muss man mit Zeitverschiebungen arbeiten, die 
Lehrerinnen und Lehrer müssen online Aufgaben 
bereitstellen. 

Also, es wird unsagbar viel gefordert von den jun-
gen Nachwuchssportlerinnen und -sportlern. Auch 
aus diesem Grund wäre sportpolitisch so eine Ein-
richtung sehr sinnvoll. Ich weiß es auch vom Tanz-
sport, Volleyball oder Handball, es also gibt zahl-
reiche Sportarten, die sich so eine Einrichtung für 
Bremen wünschen. 

Wir haben auch einen Bundesstützpunkt, nämlich 
den der rhythmischen Sportgymnastik, den wir 
jetzt bis zum Jahr 2024 absichern konnten, was 
eine sehr gute Sache für unser Bundesland ist. Dort 
trainieren sehr viele junge Sportlerinnen. Auch 
diese Frage ist mit der Sportstiftung, mit dem orga-
nisierten Sport und mit dem Bremer Turnverband 
schon diskutiert worden, ob ein Haus der Athleten 
für diese sehr jungen Mädchen und jungen Frauen 
auch eine Wohnunterkunft sein könnte. Wir waren 
übereingekommen, dass wir weiterhin auch auf Pa-
tenfamilien setzen, weil viele Nachwuchssportle-
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rinnen und -sportler im Augenblick eher in Fami-
lien wohnen, solange Bremen eben noch kein Haus 
der Athleten hat, aber für junge Sportlerinnen und 
Sportler, die noch vor der Pubertät oder gerade zu 
Beginn der Pubertät sind, empfiehlt sich eben das 
Andocken in einer Familie stärker als das Wohnen 
in einem Internat. Dafür sprechen auch pädago-
gisch viele Gründe. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Der Senat unterstützt 
nicht nur ideell, sondern auch materiell das Haus 
der Athleten. Wir sind gesprächsbereit. Wir müssen 
gemeinsam mit der Bremischen Bürgerschaft aus-
loten, was in diesem Haushalt geht. Wir haben ei-
nen engen Rahmen – das würde Claudia Bogedan 
hier vorn auch sagen – im Bildungshaushalt. Wir 
haben aber auch im Sporthaushalt einen sehr en-
gen Rahmen für den organisierten Sport, für den 
Breitensport, und da wird natürlich auch argwöh-
nisch geschaut, wie die Mittel zwischen Spitzen- 
und Leistungssport und dem Breitensport verteilt 
werden. All das werden wir berücksichtigen müs-
sen. 

Also, ich möchte hier ein großes Interesse der 
Sportsenatorin ausstrahlen, ein großes Interesse 
des Bremer Senats und Unterstützung für ein Haus 
der Athleten. Wir werden gemeinsam sehen müs-
sen, was wir auf die Beine stellen. Bremen ist nicht 
in der Lage, dass wir sagen können, hier sind sie, 
die fünf Millionen Euro, mit denen wir das Haus der 
Athletinnen und Athleten zum Fliegen bringen. In 
der Lage sind wir nicht, und deswegen brauchen 
wir belastbare Konzepte, die wir auch finanzieren 
können. Um diesen Weg – und er ist steinig, er ist 
auch nervig für diejenigen, die beim Senat oder bei 
der Bürgerschaft antreten müssen, um Gelder ein-
zuwerben – werden wir nicht herumkommen. Ein 
Haus der Athleten ist für den Standort Bremen eine 
gute Sache, sportpolitisch, bildungspolitisch und 
auch insgesamt. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Lübke. 

Abgeordneter Lübke (CDU): Frau Präsidentin, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Meine 
Vorredner haben mich animiert, noch einmal nach 
vorn zu kommen. Ich habe eine große Einigkeit 
vernommen, und wenn ich dem Kollegen Öztürk 
zugehört habe – es kommt ja auch nicht oft vor, 
dass wir beide eine Antwort des Senats gleich in-
terpretieren –, und wenn ich anknüpfen darf an die 

Kollegin Frau Dr. Quante-Brandt, dann können wir 
doch eigentlich sagen: Dann lasst uns das doch ma-
chen! Wenn wir alle gemeinsam dafür sind, dann 
lasst uns das Haus der Athleten umsetzen! 

Irritiert hat mich ein wenig der Redebeitrag von 
dem Kollegen Tuncel. Ich weiß nicht, ob es einfach 
falsch verstanden worden ist, ich habe mit keinem 
Wort gesagt, der Senat soll jetzt Geld auf den Tisch 
legen, und dann läuft das, sondern ich habe gesagt, 
wir brauchen jetzt als nächsten Schritt ein Konzept 
der pädagogischen Betreuung und Begleitung. Ich 
finde, da muss der Senat sich auch beteiligen, denn 
es geht da um Sozialpädagogen, es geht da auch 
um Bildung. Am Ende des Tages ist es mir auch 
egal, wer dafür zuständig ist, aber ich finde schon 
wichtig, dass es diesen Baustein – das habe ich ja 
vorhin skizziert –, dass es da letztendlich zwei Säu-
len gibt, und ich finde schon, dass der Senat sich da 
beteiligen muss. 

(Beifall CDU) 

Wenn Sie dazu anderer Auffassung sind, meine Da-
men und Herren, Herr Kollege Tuncel, dann finde 
ich fair, dass Sie das hier auch sagen, denn dann 
weiß die Sportstiftung Bescheid, dass sie da auch 
anders planen muss. Ich finde, dann muss man 
doch offen darüber sprechen, wenn Sie sagen, auch 
der Teil der Betreuung und Begleitung soll durch 
Spenden sichergestellt werden. Ich halte das für 
falsch, wir als CDU-Fraktion halten das für falsch. 
Ich weiß nicht, vielleicht können Sie das noch ein-
mal geraderücken, ich bin da ein bisschen irritiert, 
und wir halten davon letztendlich nichts. Wir sehen 
da auch den Senat in der Verantwortung, und des-
wegen brauchen wir jetzt als Nächstes ein Konzept. 

Abschließend bleibt noch zu sagen: Natürlich ist es 
jetzt ganz wichtig, dass wir letztendlich einen ver-
bindlichen Zeitplan aufstellen, und zwar mit kon-
kreten Zeitdaten und auch konkreten Zusagen. Ich 
glaube, wenn wir das gemeinsam machen, wird es 
uns auch gelingen, das Projekt umzusetzen. – Herz-
lichen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Tuncel. 

Abgeordneter Tuncel (DIE LINKE): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Lieber 
Kollege Marco Lübke, selbstverständlich antworte 
ich Ihnen. Sie haben ja auch in meiner Rede gehört, 
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dass ich gesagt habe, dass wir ein Haus der Athle-
ten in Bremen brauchen, weil wir am Donnerstag 
unter anderem einen Antrag haben, in dem wir uns 
dafür einsetzen wollen, dass die Schule an der Ron-
zelenstraße Eliteschule wird. Ich habe auch noch 
einmal deutlich gemacht, dass der Senat – das hat 
die Senatorin auch noch einmal gesagt – in ihrem 
engen Rahmen des Haushalts für Sport noch ein-
mal 50 000 Euro zur Verfügung gestellt hat. Ich 
habe auch gesagt, dass das Bildungsressort sich be-
reiterklärt hat, sich an pädagogischen Konzepten 
und der Ausstattung mit pädagogischen Mitarbei-
tern zu beteiligen. 

Deshalb habe ich jetzt nicht irgendwie gesagt, wir 
wollen kein Haus der Athleten, sondern ich habe 
auch noch einmal deutlich gemacht, dass wirklich 
hervorragende Arbeit in den letzten Jahren geleis-
tet worden ist, sodass wir heute darüber diskutie-
ren und debattieren können. Ich hoffe, dass wir das 
alle gemeinsam hinbekommen, aber ich möchte 
auch noch einmal kurz aus unserem Koalitionsver-
trag zitieren, was wir dazu auf Seite 55 geschrieben 
haben: „Wir unterstützen die Gründung eines Hau-
ses der Athleten in der Erwartung, dass die Kosten 
zum Bau und Betreibung durch die Akquise priva-
ter Mittel aufgebracht werden.“ 

Ich habe eben gesagt, es können nicht nur Private 
sein, die Stadt soll sich beteiligen, wird sich betei-
ligen, beteiligt sich, aber wir können da nicht alles. 
Was ich eben gesagt habe: Außer in Frankfurt oder 
Nürnberg sind die anderen Häuser der Athleten 
anders finanziert, und Frau Quante-Brandt hat 
auch noch einmal gesagt, dass wir schauen sollten, 
wie wir das hinbekommen, was das Beste für Bre-
men ist. Das sehe ich auch so, und es wäre wirklich 
eine wunderbare Sache, wenn wir es hinbekom-
men würden, wenn Bremen demnächst das Haus 
der Athleten eröffnen würde. – Danke schön! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Dogan: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Stadtbürgerschaft nimmt von der Antwort des 
Senats, Drucksache 20/169 S, auf die Große An-
frage der Fraktion der CDU Kenntnis. 

Die Außengastronomie in Zeiten von Corona 
stärken – Gebührenerlass und Entbürokratisie-
rung möglich machen  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 3. Juni 2020  
(Drucksache 20/182 S) 

Wir verbinden hiermit: 

Außengastronomie stärken, städtische Lebens-
qualität verbessern!  
Antrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 8. Juni 2020  
(Drucksache 20/186 S) 

Dazu 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU  
vom 9. Juni 2020  
(Drucksache 20/188 S) 

Dazu als Vertreterinnen des Senats Frau Senatorin 
Vogt und Frau Senatorin Schaefer. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Schäck. 

Abgeordneter Schäck (FDP): Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, wir 
sind uns alle einig, dass Corona die Gastronomie 
besonders schwer getroffen hat. Das hat natürlich 
auch damit zu tun, dass die Gastronomie ihre 
Dienstleistung gerade nicht aus dem Homeoffice 
erbringen kann. Es gibt wohl tatsächlich Einzel-
fälle, in denen gastronomische Einrichtungen rela-
tiv schnell auf einen Lieferservice umgestellt ha-
ben, aber das ist den meisten gastronomischen Ein-
richtungen nicht möglich. 

Dazu kommt auch insbesondere, dass in der Gast-
ronomie sehr viel mit Werkstudenten und Aushil-
fen gearbeitet wird, für die schlichtweg keine Kurz-
arbeit angemeldet werden kann. Selbst wenn eine 
Entlastung über Kurzarbeit möglich ist, bleiben ja 
viele Kosten für Miete, für Kredite und so weiter, 
die auch weiter anfallen. Selbst unter den jetzigen 
Umständen, da sich einige Öffnungen ergeben und 
unter sehr strikten Rahmenbedingungen wieder 
Öffnungen möglich sind, fällt es vielen Gastrono-
men schwer, überhaupt eine schwarze Null zu 
schreiben. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/169
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/182%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/186%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/188%20S
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Viele öffnen trotzdem, weil sie sagen, besser ein 
bisschen Geld einnehmen, als gar kein Geld, aber 
oft sind die laufenden Kosten höher als die Einnah-
men. Der Personalaufwand wegen Corona ist ge-
stiegen, und auch aufgrund der notwendigen Vor-
sichtsmaßnahmen, die uns allen, glaube ich, be-
kannt sind – Abstand halten, weniger Tische und 
so weiter –, erreicht die Auslastung häufig nicht 
den Punkt, dass sich der wirtschaftliche Betrieb 
solch einer Einrichtung überhaupt rentiert. 

Einzelne Gastronomiebetriebe mussten bereits 
schließen, für andere läuft es bei der Weiterführung 
der jetzigen Maßnahmen darauf hinaus, dass sie 
perspektivisch schließen müssen. Die Außengast-
ronomie ist daher für viele Betriebe eine der weni-
gen Möglichkeiten, die notwendige Auslastung 
und insbesondere die Kompensation des Ausfalls 
überhaupt möglich zu machen und perspektivisch 
so schnell wie möglich keine Verluste mehr einzu-
fahren. Wir fordern deswegen nicht nur die büro-
kratiearme Erweiterung der Außenflächen, die der 
Senat ja auch laut Pressemitteilung umsetzen 
möchte, wir fordern die Behörden auch auf, gezielt 
Flächen zu suchen und anzubieten, das heißt, nicht 
nur nicht zu behindern, sondern aktiv zu werden, 
proaktiv die Gastronomie zu unterstützen! 

(Beifall FDP) 

Das kann sich ja für das nächste Jahr dann auch 
aufgrund zusätzlicher Einnahmen für die Stadt loh-
nen. Das Wirtschafts- und das Bauressort haben ja 
bereits angekündigt, sich im Senat für den Erlass 
der Pacht in diesem Jahr einzusetzen, und das ist 
gut. Die CDU-, SPD- und FDP-Koalition in Bremer-
haven war bereits Vorreiter, und es ist auch richtig, 
hier heute klar zu beschließen, dass wir als Stadt-
bürgerschaft ebenfalls einen Erlass der Gebühren 
für dieses Jahr für notwendig halten, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. 

(Beifall FDP) 

Es ist schade, dass der Senat so lange für diese An-
kündigung gebraucht hat und es erst eines Antrags 
von uns, der FDP-Fraktion, bedurfte. Es ist aber 
schön zu sehen, dass die Koalition unsere Initiative 
aufgegriffen hat und gestern Abend – die Präsiden-
tin hat es eben noch gesagt – einen eigenen Antrag 
eingebracht hat, der das Thema ebenfalls behan-
delt und im Kern auch die gleichen Forderungen 
aufstellt wie unser Antrag. 

Ich glaube, wir sind uns alle einig, dass angesichts 
der sehr, sehr herausfordernden Situation in der 

Gastronomie und der sehr schwierigen Rahmenbe-
dingungen, unter denen im Moment viele Gastro-
nomiebetriebe ihren Betrieb wieder eröffnen und 
betreiben müssen, jeder Tag und jede Maßnahme 
zählt, die das Vertrauen und auch die Zuversicht 
wieder stärken. Deswegen bleibt unser Antrag 
auch nach den Ankündigungen durch den Senat 
aktuell und richtig. 

(Vizepräsidentin Grotheer übernimmt den Vorsitz.) 

Uns geht es hierbei um die Sache. Uns geht es da-
rum, der Gastronomie unter die Arme zu greifen 
und der Gastronomie zu helfen. Deswegen werden 
wir natürlich nicht nur unserem eigenen Antrag zu-
stimmen, sondern auch dem Antrag der Koalition, 
denn alles, was der Gastronomie in dieser schwie-
rigen Situation hilft, ist, glaube ich, gut und richtig. 
– Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Bücking. 

(Unruhe) 

Nach meiner Liste ist erst Herr Bücking an der 
Reihe und dann Herr Tebje. Wenn Sie sich ander-
weitig verständigt haben, soll es mir auch recht 
sein, aber ich gehe sonst nach der Liste vor. 

(Zurufe) 

Gut, dann hat als nächster Redner das Wort der Ab-
geordnete Tebje! 

Abgeordneter Tebje (DIE LINKE): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lieber Robert Bücking, so schnell kenne ich Sie ja 
gar nicht, meine Güte! 

München, Krefeld, Leverkusen, Berlin und Lünen 
haben es schon gemacht, die FDP, die CDU und die 
Koalition wollen es, und unsere Senatorinnen ha-
ben es bereits angekündigt: mehr Außengastrono-
mie in Bremen! 

Die Gastronomie ist eine der am stärksten betroffe-
nen Branchen aufgrund der Coronapandemie. Zum 
einen musste sie lange schließen, und jetzt kann sie 
aufgrund der Abstandsregeln auch nur weniger 
Gäste empfangen. Zum anderen wissen wir auch, 
dass gerade im Außenbereich die Ansteckungsge-
fahren gering sind und sich die Außengastronomie 
bei unseren Bürgerinnen und Bürgern und bei den 
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touristischen Gästen einer großen Beliebtheit er-
freut. 

Deshalb ist die Ankündigung unserer Bürgermeis-
terin Dr. Schaefer und unserer Senatorin Vogt, An-
träge auf Flächenerweiterungen unbürokratisch zu 
bescheiden, Flächenerweiterungen zuzulassen und 
generell auf Pachtgebühren für die Außengastro-
nomie in diesem Jahr zu verzichten, sehr zu begrü-
ßen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Durch die Ausweisung von Flächen können viele 
Gastronomen ihre verringerten Kapazitäten wieder 
ausweiten, und Konsumenten können leichter und 
gefahrloser Speisen und Getränke zu sich nehmen. 
Die Zahl der Tische ist aber nur eine einschrän-
kende Stellschraube, um mehr Gästen gastronomi-
sche Angebote machen zu können, eine weitere ist 
die Öffnungszeit der Gastronomie. Wir wissen, dass 
dies ein sensibles Thema für Anwohnerinnen und 
Anwohner von Gastronomiebereichen ist, aber wir 
glauben auch, dass aufgrund der besonderen Aus-
gangslage in diesem Jahr Verständnis und Tole-
ranz vorhanden sind, um in dieser Saison Öff-
nungszeiten generell von Sonntag bis Donnerstag 
bis 23 Uhr und am Freitag, Samstag und vor Feier-
tagen bis 24 Uhr erlauben zu können. Das ist ein 
Stück Solidarität, aber vielleicht auch ein Stück 
neue Lebensqualität, die wir mit mehr und längerer 
Außengastronomie versuchen wollen. 

Dazu gehört auch, dass Bremen bisher nicht mit ei-
ner allzu großen Biergartenpräsenz aufwarten 
kann, das ist ja ein bisschen das, was auch von der 
FDP eben gerade angesprochen worden ist. Des-
halb wollen wir prüfen lassen, ob für Bremer Gast-
ronomen in diesem Jahr eine Nutzung von Parks 
und Grünflächen als temporäre Biergärten möglich 
wäre. Die notwendige Infrastruktur dafür soll von 
der Stadt zur Verfügung gestellt werden. 

Zusätzliche Außengastronomie kann an manchen 
Stellen auch helfen, schon jetzt illegale Parkflächen 
für Menschen zurückzuerobern und die Aufent-
haltsqualität zu erhöhen. Mit diesen Maßnahmen 
hoffen wir also nicht nur, den Gastronomen unserer 
Stadt zu helfen, sondern wir wollen damit auch das 
Flair und die Lebensqualität für alle Bürgerinnen 
und Bürger und die Gäste steigern. 

Ich will auch noch einmal einen kurzen Satz zum 
Änderungsantrag der CDU sagen! Ich glaube, es 
gab schon die Ankündigung von den Ressorts, dass 
es schnell und unbürokratisch sein soll, aber diese 

Vorgabe von einer Woche halten wir doch für un-
realistisch und werden den Antrag wohl ablehnen. 
– Ich danke für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Bücking. 

Abgeordneter Bücking (Bündnis 90/Die Grünen): 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr 
Schäck, ich teile alles, was Sie vorgetragen haben, 
und ich finde, dass es ein gemeinsames Anliegen 
aller Parteien heute ist, dass wir das, was wir tun 
können, um der Gastronomie zu einer neuen Blüte 
zu verhelfen, unbedingt tun müssen. Es liegt nahe, 
dass ich dazu etwas aus der Perspektive meiner 
letzten beruflichen Phase als Ortsamtsleiter im 
Viertel sage. Wir haben lange gebraucht herauszu-
finden, dass Handel und Gastronomie heute für 
Geschäftsstraßen gewissermaßen ein unverzicht-
bares gemeinsames Geschäftsfeld sind, dass sie 
sich gegenseitig ergänzen, stärken und Frequenz 
organisieren. 

Wenn man heute bei den Einzelhändlern im Viertel 
herumfragt, dann sagen sie: Uns fehlt die Frequenz 
der Gastronomie und natürlich der Kultureinrich-
tungen, das wäre aber noch einmal ein eigenes 
Thema. Deswegen: Die Gastronomie darf uns nicht 
wegsterben, sie ist ein unverzichtbarer Akteur in 
diesen Geschäftsstraßen. Urbanität stützt sich da-
rauf, dass Menschen sich versammeln, dass Men-
schen gemeinsame Ziele aufsuchen, sich auch zu-
sammen amüsieren und gewissermaßen an den Ti-
schen in den Kneipen und vor den Kneipen Öffent-
lichkeit bilden. Das ist konstitutiv für das, was eine 
Stadt aus unserer Perspektive ist, was Urbanität ist, 
und wir müssen alles dafür tun, dass uns alle diese 
wackeren Wirtinnen und Wirte nicht verloren ge-
hen. Da sind wir uns, glaube ich, total einig. 

Nun braucht man überhaupt nicht zu verschwei-
gen, dass für jedes erfolgreiche Geschäftsfeld in ei-
ner Stadt, in der viele Menschen nahe beieinander 
ihren Alltag verbringen, auch Konflikte entstehen. 
Das kann gar nicht anders sein. Wer vergnügt ist, 
macht Krach, da klirren die Gläser, da wird gelacht, 
und wenn man nun gerade an dem Tag schlecht 
gelaunt oder müde ist, lange gearbeitet oder Kin-
der mühsam ins Bett gebracht hat, dann ist man da-
von nicht begeistert. So ist das einfach in der Welt, 
da braucht man keine der beiden Seiten zu stigma-
tisieren. 
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Deswegen möchte ich jetzt einmal ausdrücklich sa-
gen, diese beiden Dinge, die wir versuchen, jetzt 
auf den Weg zu bringen, nämlich einerseits den 
Gastronomen mehr Platz zu geben, damit sie mehr 
Tische aufstellen und mehr Gäste empfangen kön-
nen, und andererseits den Gastronomen mehr Zeit 
zu geben, ihr Geschäft tiefer in die Nacht hinein 
betreiben zu dürfen, beide Dinge funktionieren in 
so einer Stadt nicht leicht von allein, dafür muss 
man um Unterstützung werben. Sie brauchen 
Nachbarn, die sagen: Ach, es wäre zu schade, 
wenn meine Kneipe, wenn der Gastronom X, Y o-
der Z mir verloren gehen würde, das halte ich jetzt 
einmal aus! Deswegen appellieren wir sowohl an 
die Gastronomen als auch an diese Nachbarn: 
Kommt, lasst einmal zusehen, dieser Sommer muss 
den Gastronomen zur Verfügung stehen, damit sie 
dieses wahnsinnig schwierige Frühjahr wegste-
cken können! Das, finde ich, sollte unsere gemein-
same Haltung sein, und je mehr Parteien sich heute 
einigen, desto stärker ist auch diese Botschaft in 
der Stadtöffentlichkeit. 

Es geht also um eine Erweiterung der Fläche, es 
geht um den Erlass der Gebühren, es geht um die 
Verlängerung der Öffnungszeiten, und es geht da-
rum – der Kollege Tebje hat es schon kurz geschil-
dert –, dass wir ein Experiment ins Auge fassen. 
Könnte das nicht für eine Reihe von Gastronomen, 
meinetwegen im Viertel – daran denke ich schnell 
als Erstes, aber es könnten auch welche aus Walle 
sein oder aus der Innenstadt –, ein Vorschlag sein: 
Mensch, tut euch doch zusammen, fünf oder zehn, 
organisiert gemeinsam – dabei unterstützen wir 
euch finanziell – Toiletten, Wasser und Strom, 
macht vielleicht auch einen Regenschutz, und dann 
betreibt ihr einen kleinen Biergarten! Ich finde, in 
diese Richtung sollten wir versuchen, Neuland zu 
betreten. Das kann man sich gut am Osterdeich 
vorstellen, das kann man sich gut im Waller Grü-
nen vorstellen und an anderen Stellen in der Stadt, 
und es könnte dazu beitragen, dass unsere lokale 
Gastronomie diese schwierige Zeit übersteht. In 
diesem Sinne, finde ich, ziehen wir jetzt einmal alle 
an einer Tischdecke und achten auf die Gläser! – 
Danke! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Strohmann. 

Abgeordneter Strohmann (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte vorweg sagen, wir sind uns im Grundsatz 
alle einig, dass wir etwas für die Gastronomen tun 

müssen. Das ist nicht nur sehr wichtig für die Gast-
ronomen, damit sie wieder Geld verdienen, son-
dern es ist, glaube ich, auch für unser Stadtleben 
wichtig, dass wieder Bewegung auf der Straße ist, 
und diese manchmal gefühlten Depressionen – die 
meisten öffentlichen Veranstaltungen sind jetzt ir-
gendwelche Demonstrationen – dürfen es, glaube 
ich, auch nicht sein. 

Ich möchte mich auch noch einmal bei Frau Sena-
torin Vogt für diese Initiative bedanken. Es macht 
immer schon so ein bisschen ein gutes Gefühl, 
wenn man Senatoren hat, die im Leben stehen und 
solche Dinge auch verstehen. Bei Frau Bürgermeis-
terin Dr. Schaefer würde ich mich heute noch nicht 
bedanken, das wird dann erst in ein, zwei Wochen 
in der Deputation am 25. Juni 2020 stattfinden, weil 
in meinen Augen dieses große Aber immer noch 
vorhanden ist. 

Robert Bücking hat jetzt wunderschön erklärt – und 
da sind wir wieder bei diesen schönen Sonntagsre-
den –, was man alles machen könnte. Ich glaube, 
es ist das geringste Problem von Gastronomen, ei-
nen Biergarten zu organisieren und die Punkte mit 
der Hygiene zu erfüllen. Sonst fragen sie ein paar 
Schausteller, die haben so etwas immer noch her-
umstehen, das ist gar kein Problem! Ich glaube, 
technisch ist es für die Unternehmen kein Problem, 
doch hier kommt das große Aber, und deswegen 
haben wir Ihnen auch noch einmal diesen Ände-
rungsantrag vorgelegt: Ich glaube, es macht wenig 
Sinn, wenn alle wollen und wir das jetzt hier ge-
meinsam beschließen, und dann heißt es wieder im 
Kleinteiligen, dies geht nicht, jenes geht nicht, dies 
geht nicht. 

Ich glaube, wir müssen uns hier alle einig sein, 
auch den Mut zu haben, einmal Dinge zu genehmi-
gen, bei denen sich vielleicht nach einer Woche 
herausstellt, dass sie so nicht funktionieren. Da ist 
Geschwindigkeit der wichtigste Faktor, denn wenn 
wir jetzt erst noch einmal wieder in einem zweiwö-
chigen Probeverfahren und Untersuchungsverfah-
ren landen, und dann prüft der eine noch einmal 
und der andere noch einmal, dann frustrieren wir 
die Gastronomen noch mehr. Ich glaube schon, die 
Gastronomen wissen, was vor ihrem Restaurant o-
der vor ihrer Kneipe gehen würde. Ich glaube, die 
Ortsämter und die dafür zuständigen Beiräte wis-
sen genau, wo was ist. Ich weiß das aus dem Bezirk 
Mitte/Östliche Vorstadt, da haben wir schon ziem-
lich gut informierte Beiräte, die auch genau wissen, 
was geht und was nicht geht. Diese Qualifikation 
der Ortsämter sollten wir im Grunde genommen 
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auch nutzen, dann ist eben auch Verwaltungshan-
deln sehr schnell möglich, und deswegen glaube 
ich schon, dass das auch mit dieser Woche geht. 

Herr Tebje, ja, vielleicht werden es neun Tage, 
aber wenn wir jetzt der Verwaltung schon wieder 
sagen, nun ja, Sie müssen das einmal genau prüfen, 
dann wird es wieder nichts. Da sage ich Ihnen vo-
raus, dann wird dieser gemeinsame gute Ansatz ins 
Umgekehrte verkehrt, und dann wird der Frust der 
Gastronomen, aber auch der der Besucherinnen 
und Besuchern herauskommen. Deswegen, das 
glaube ich schon, müssen wir da einen Druck aus-
üben, und ich finde es ein wenig schade, dass Sie 
diesen Änderungsantrag nicht mittragen. Wir wer-
den als Fraktion der CDU auf jeden Fall auch wei-
terhin darauf schauen und dem nachgehen, der 
nächste Aufschlag wird dann in der Deputation 
sein, damit das wirklich auch schnellstmöglich um-
gesetzt wird. Das ist meine große Sorge. 

Noch einmal zu dem Antrag der FDP: Wir werden 
ihn ablehnen. Als ich das mit der Arbeitsgruppe ge-
lesen habe und dann noch, wie sie besetzt ist: Es tut 
mir leid, die Einzigen, von denen ich sagen würde, 
jawohl, sie arbeiten im Moment richtig stark und 
gut, das ist das Ordnungsamt, das weiß ich aus ei-
nem anderen Zusammenhang. Da muss man sa-
gen, sie sind sehr flexibel, sehr schnell, sehr gut, 
aber bei dem Rest weiß ich das nicht. Deswegen 
glaube ich, wir brauchen keine Arbeitsgruppen, 
sondern wir wissen eigentlich, was wir wollen, die 
Gastronomen wissen, was sie wollen, die Ortsämter 
und die Beiräte wissen, was sie wollen, und wir 
müssen jetzt eigentlich nur Sorge dafür tragen, 
dass die Verwaltung wirklich schnellstmöglich 
handelt, auch auf die Gefahr hin, dass vielleicht an 
der einen oder anderen Stelle ein Fehler passiert. 
Wir müssen jetzt einfach handeln, und dann muss 
man bei dem einen oder anderen vielleicht noch 
einmal nachsteuern. 

Das ist jetzt ein Signal, und das ist auch eine ent-
scheidende Frage: Wie geht es weiter in der Zeit 
nach Corona, wie gehen wir hier mit Unternehme-
rinnen und Unternehmern um? Das ist wirklich 
eine Chance für uns, aber auch ein großes Risiko. 
Vielleicht überlegen Sie sich das deswegen noch 
einmal und tragen unseren Änderungsantrag mit. – 
Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Stahmann. 

Abgeordneter Stahmann (SPD): Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind uns im 
Grunde einig, und zwar nicht nur in allen Fraktio-
nen, sondern es gibt auch die Initiative des Senats, 
die ich an dieser Stelle ausgesprochen begrüße. In-
sofern geht es gar nicht um das Ob, sondern es geht 
nur um das Wie. 

Heiko Strohmann hat es eben schon angedeutet, 
auch wir als Fraktion der SPD halten wenig von der 
Einrichtung einer Arbeitsgruppe. Das ist, wenn 
man sich das anschaut, auch in welchem Rhythmus 
sie tagen würde, die organisierte Zeitverzögerung 
und Bürokratie. Liebe Abgeordnete der FDP, bei 
allem Verständnis, da Sie sonst immer dagegen 
sind, das wollen wir jetzt nun wirklich nicht, son-
dern es geht an der Stelle um schnelles Handeln! 

(Beifall SPD – Dr. Buhlert [FDP]: Darin sind Sie ja 
Meister!) 

Schnelles Handeln heißt aber, dass man eben nicht 
dazu kommt zu sagen, jetzt kann jeder den Tisch 
dorthin stellen, wo er will, sondern schnelles Han-
deln heißt, dass wir –und Robert Bücking hat darauf 
hingewiesen – eine sensible Lage zwischen dem 
berechtigten Interesse der Gastronomen und der 
Anwohner haben. Wir müssen schauen, und ich 
will mich da noch einmal dem Appell von Robert 
Bücking anschließen, es wäre gut, wenn wir hier 
unter den Fraktionen ein einheitliches Bild abge-
ben, wenn wir hier einen einheitlichen Beschluss 
fassen und dafür Sorge tragen würden, dass klar 
ist, wer was darf, aber wo auch die Grenzen sind. 

In unserem Antrag ist explizit noch einmal darauf 
hingewiesen worden, dazu gehört, dass es nicht 
nur darum geht, Hygieneartikel irgendwohin zu 
stellen, die man sich dann von Schaustellern leihen 
kann, sondern es geht darum, dass man an be-
stimmten Stellen auch darauf achtet, was mit den 
Verkehrswegen ist. Was ist mit der Sicherheit, was 
ist mit der Barrierefreiheit? Es muss klar sein, dass 
nicht einfach Tische hinausgestellt werden, son-
dern an der Stelle sauber agiert wird, auch zum 
Wohle der Anwohner, es geht um Feuerwehrzu-
fahrten und all diese Fragen. 

(Beifall SPD) 

Zum Antrag der CDU: Botschaft verstanden, ja! Für 
richtig befunden, ja! Aber eine Woche in Koopera-
tion mit Ortsämtern, mit Beiräten und so weiter? 
Also, ich weiß nicht, warum wir an der Stelle jetzt 
einen behördlichen Druck aufbauen sollen. Alle 
sind sich einig, dass das jetzt nicht irgendetwas ist, 



658 Stadtbürgerschaft – 20. Wahlperiode – 13. Sitzung am 09.06.2020 

was bis Oktober Zeit hat, sondern dass es schnellst-
möglich abgearbeitet wird. Der Senat hat das noch 
einmal bestätigt, und insofern werden wir das als 
Fraktion der SPD auch ablehnen, weil an der Stelle 
die Kooperation, die Einheit und die Sicherheit 
Vorrang haben. 

(Beifall SPD) 

Letzter Punkt: Wir müssen noch einmal darauf 
schauen, dass wir die Initiativen der Gastronomen 
bekommen, und das ist auch ein Unterschied zur 
FDP. Wir haben in unseren Antrag ganz bewusst 
geschrieben, wir wollen schauen: Gibt es Flächen, 
die zur Verfügung gestellt werden, wo man bier-
gartenähnlich etwas gestalten kann? Das ist in der 
Tat die Aufgabe der Stadt, diese Flächen zu identi-
fizieren. Worauf wir aber setzen, sowohl in der Ei-
geninitiative der Sicherheit als auch in der Eigen-
initiative der einzelnen Gastronomen, ist, dass sie 
von sich aus ein Konzept erstellen und sagen, ich 
möchte das bei mir, ich habe die Möglichkeit, ich 
habe die nötigen Mittel, also im Sinne von Platz 
und von Sicherheit, und deswegen machen wir das, 
und diese beiden Punkte, nämlich die Eigeninitia-
tive der einzelnen Gastronomen und die Bespre-
chung der Flächen durch den Senat, das ist das 
Konzept. Deswegen stimmen wir unserem Antrag 
zu, lehnen den Antrag der FDP ab, und wir lehnen 
den Antrag der CDU leider auch ab, weil er unrea-
listisch ist. – Danke! 

(Beifall SPD) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Strohmann. 

Abgeordneter Strohmann (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
will noch einmal etwas zu unserem Änderungsan-
trag sagen. 

Herr Stahmann, Sie haben da gerade so einen Satz 
gesagt, Sie lehnen das ab, weil es unrealistisch ist. 
Also, wenn es danach geht, was Sie hier in den letz-
ten Jahren schon für Anträge gestellt haben, die ei-
gentlich unrealistisch sind, dann würden wir, 
glaube ich, einmal gerade einen Tag zusammenbe-
kommen, das zu dem Thema! 

(Beifall CDU) 

Wir haben aber ja „im Regelfall“ geschrieben, und 
natürlich weiß ich, dass es bestimmte Dinge gibt. 
Ich kenne Gastronomen und weiß, wie sie arbeiten 
und reagieren, ich bin ja auch so ein bisschen in 

dieser Branche unterwegs und weiß, was für 
Traumtänze da manchmal im Kopf sind, von denen 
man sagt, das geht, und das geht so nicht. Hier 
steht aber ja „im Regelfall“, und es gibt, glaube ich, 
viele Gastronomen, die das ohne Probleme bewäl-
tigen. Mir fällt jetzt spontan einer Am Wall 135 ein, 
da muss eine Parkbucht wegfallen, dann wird dort 
ein Zaun gezogen, das kann man alles relativ 
schnell und unkompliziert machen. 

Ich glaube, so viele Punkte gibt es auch bei einigen 
anderen, und darum geht es mir, deshalb auch 
diese Wochenfrist, denn wenn wir sie jetzt noch 
vertrösten – und Sie haben ja gerade schon ein Hor-
rorszenario beschrieben, wenn wir dann nämlich in 
diese Befragungsrunden mit der Feuerwehr, dem 
ASV, dem Ordnungsamt und der Baubehörde ge-
hen werden, und dann kommt dieser noch, und 
dann kommt jener noch –, dann, das sage ich Ihnen, 
werden wir in den Oktober kommen. Das ist ja lei-
der unsere Erfahrung, und das ist unsere große 
Sorge. 

Deswegen haben wir gesagt, auch als Signal des 
Parlaments, der Volksvertretung hier, liebe Ver-
waltung, das ist der Auftrag, und sie muss dann 
schon einmal begründen, wenn sie es eben nicht in 
einer Woche schafft. Das kann sie wahrscheinlich 
auch, aber fangen Sie nicht so an wie immer, wir 
müssten jetzt erst einmal eine Diskussionsrunde 
machen! Das ist eigentlich der Ansatz, deswegen 
finde ich es schade. 

Ich vertraue Ihnen, Sie werden unsere Unterstüt-
zung, auch was das angeht, bekommen. Wenn es 
funktioniert, werde ich mich hier auch hinstellen 
und sagen, ja, Herr Stahmann, Sie haben recht ge-
habt und Robert Bücking ja sowieso, das werde ich 
machen, keine Frage, dafür kennen Sie mich, aber 
ich habe die große Befürchtung! Dass Ihr Wille da 
ist, glaube ich schon, komplett, auch der der Wirt-
schaftsbehörde, aber ich kenne ja so ein bisschen 
die Baubehörde. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Bücking. 

Abgeordneter Bücking (Bündnis 90/Die Grünen): 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich finde, wir sollten darüber nachdenken, was 
man tun kann, um zu beschleunigen. Die Beschleu-
nigung selbst zu beschwören, ist ein bisschen wohl-
feil. 
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Ich würde Folgendes vorschlagen – jeder von Ihnen 
hier hat Kontakt zu Beiräten und Ortsämtern –, und 
wenn man sich das ein bisschen konkreter ausmalt: 
Es wird im Siemens-Hochhaus ein Briefumschlag 
abgeliefert. Ein Gastronom hat die Idee, vor dem 
Nachbarhaus und noch etwas daneben Stühle und 
Tische aufzustellen, und dann kann die Baube-
hörde gar nicht anders, sie muss den Beirat oder 
das Ortsamt kurz fragen. 

Jetzt kommt es darauf an, dass das Ortsamt nicht 
sagt, na ja, wir hatten gerade eine Sitzung, die 
nächste Sitzung ist in vier Wochen, das können wir 
nicht entscheiden. Das muss man verhindern. Das 
kann man aber nur verhindern, wenn es eine über-
zeugende und konstruktive Zusammenarbeit zwi-
schen allen Etagen gibt, also zwischen der Zentral-
verwaltung und den Ortsämtern. 

Deswegen ist es sinnvoll, wenn man die Ortsämter 
darum bittet, so eine Art Generalverabredung zu 
treffen und zu sagen, diese Frage darf vom Orts-
amtsleiter beziehungsweise der Ortsamtsleiterin 
nach bestimmten Gesichtspunkten entschieden 
werden, sodass sie auf ein Telefongespräch reagie-
ren und sagen können, ja, das ist in unserem Sinne. 
Deswegen ist man jetzt, wenn man es schnell ha-
ben will, aufgefordert, dafür zu sorgen, dass diese 
Voraussetzungen entstehen. Natürlich, wenn ein 
Antrag abgeliefert wird, und bei dessen Genehmi-
gung würde eine Feuerwehreinfahrt blockiert, 
dann wäre es toll, wenn die Gastronomen wüssten, 
das ist keine gute Idee, das beantragen wir gar 
nicht erst. Dann muss nicht darauf reagiert werden, 
sondern man macht einen kleinen Zettel, und zwar 
möglichst schnell, und darauf steht: Wenn Sie sol-
che Anträge stellen, achten Sie bitte auf folgende 
Punkte, das muss immer gewährleistet sein! Ideal-
erweise bringen sie einen Zettel mit, der bestätigt, 
dass der Nachbar, die Nachbarboutique damit ein-
verstanden ist, dass man davor jetzt wenigstens 
nach deren Schließzeit in den Abendstunden Ti-
sche und Stühle aufstellt. 

Also, ich finde, man muss sich etwas überlegen, 
wie man es schneller macht, wie man es erfolgrei-
cher macht und wie man möglichst viele Störfelder 
verhindert. Das ist die entscheidende Anstrengung, 
um es zu beschleunigen, oder? – Danke! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Tebje. 

Abgeordneter Tebje (DIE LINKE): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Strohmann, mein Kollege Volker Stahmann 
hat es gerade eben eigentlich auch schon ziemlich 
ausführlich erklärt, zu Ihrem Ansinnen und der ei-
nen Woche: Im Grunde – zum Teil, das wäre auch 
noch einmal zu recherchieren! – ist es einfach, dies 
vorzuschreiben, aber ich halte es einfach für unre-
alistisch, das so als Regelfall zu titulieren. Sie ha-
ben sich eigentlich ein Stück weit selbst widerspro-
chen, denn Sie haben gerade gesagt, Sie kennen 
die Gastronomen und wissen, was für Anträge teil-
weise kommen, was sie alles liefern oder eben auch 
nicht. Also, da geht es ja schon los mit der Frage, 
ob es realistisch ist, das in einer Woche erledigen 
zu können. Wenn bei Gastronomen guter Wille vor-
handen ist, wenn sie gut vorbereiten und gut erläu-
tern, wie es sein soll, was sie alles bedacht haben, 
ich denke, dann kann es schnell gehen, dann kann 
es mit der Woche auch funktionieren, aber ich 
glaube, wir haben alle genügend Vorstellungsver-
mögen und wissen aus der Realität häufig genug, 
wie solche Antragsverfahren teilweise auch verlau-
fen. 

Noch einmal als Letztes zur FDP, Sie haben ja ge-
sagt, Sie hätten heute den Stein des Anstoßes ge-
liefert: Ich habe herausgefunden, dass die LINKE 
das im Beirat Östliche Vorstadt auch schon eine 
Woche vorher beantragt hat, vielleicht haben Sie 
da ja auch abgeschrieben. – Ich danke Ihnen! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Schäck. 

Abgeordneter Schäck (FDP): Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Tebje, wenn 
wir bei Ihnen abgeschrieben hätten, dann wüsste 
ich das. Ich kann mir auch aufgrund meines politi-
schen Kompasses beim besten Willen nicht vorstel-
len, dass wir jemals irgendetwas bei Ihnen abge-
schrieben haben. 

Herr Strohmann, es geht natürlich darum, etwas 
voranzutreiben, und das auch schnell. Ich weiß, 
dass Ihnen das immer ein Anliegen ist, aus jeder 
Rede, die Sie hier vorn halten, spricht irgendwie 
ein gewisses Maß an Frustration über Dinge, die 
nicht schnell genug vorangehen. Das ist vielleicht 
auch über 20 Jahren Parlamentsarbeit geschuldet, 
aber man kann auch Arbeitsgruppen und runde Ti-
sche relativ zügig ins Leben rufen und dort auch 
sehr effektiv arbeiten. Das geht! 
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(Abgeordneter Strohmann [CDU]: Nennen Sie mir 
einmal einen!) 

Ich bin ja noch keine 20 Jahre dabei, da haben Sie 
vielleicht mehr Erfahrung, aber vielleicht betrifft 
das ja auch nur die Tische, an denen Sie selbst be-
teiligt waren! Ich glaube, wenn wir uns andere 
Gremien anschauen, gerade in der freien Wirt-
schaft, dann ist es durchaus möglich, auch sehr 
schnell zu agieren und sich dort nicht wieder mo-
natelang in Debatten zu verlieren. Es hängt am 
Ende immer von denjenigen ab, die dort mitarbei-
ten, wie schnell und zügig Ergebnisse produziert 
werden. 

Wir haben diesen Antrag eingebracht, weil wir das 
Thema voranbringen wollten. Sie werden ihn jetzt 
ablehnen, das ist in Ordnung, das müssen wir ak-
zeptieren. Trotzdem bedeutet das ja auch, hätte die 
Koalition gestern Abend nicht kurzerhand noch ih-
ren eigenen Antrag eingereicht, dann hätten wir 
heute mit Ihrer Ablehnung keinerlei Hilfe für die 
Gastronomie gehabt, und ob das der bessere Weg 
ist, da bin ich mir nicht so ganz sicher. 

Wir tragen nach wie vor beide Anträge mit, weil es 
uns gerade nicht um die Frage geht, wer welchen 
Antrag gestellt hat, und es geht uns auch nicht um 
die Frage, ob jetzt der eine Antrag besser oder 
schlechter ist als der andere. Uns geht es an dieser 
Stelle darum, der Gastronomie zu helfen, das habe 
ich in meiner ersten Rede deutlich gemacht, und 
das sage ich jetzt auch noch einmal. Ich glaube, der 
Gastronomie ist nicht geholfen, wenn wir uns in 
parteipolitischem Gezänk verfangen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächste Rednerin 
hat das Wort Frau Senatorin Vogt. 

Senatorin Vogt: Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren! Es ist hier schon erwähnt worden, 
die Gastronomie gehört zu den von der Coronapan-
demie am stärksten betroffenen Branchen. Neben 
Veranstaltern, der Reisebranche und Schaustellern 
war sie eine der Branchen, die zwei Monate lang 
überhaupt keine Umsätze hatten und durch staatli-
che Verfügungen bereits vorher starke Umsatzein-
brüche, weil die Menschen Angst hatten, in Gast-
stätten und Restaurants zu gehen. 

Am 29. Februar 2020 hatten wir hier den ersten 
Coronafall, und danach sind die Umsätze hinunter-

gegangen, und auch mit den jetzt verabredeten Lo-
ckerungen im Bund und in den Ländern, die ja 
auch kein einfacher Prozess waren, wie Sie wissen, 
machen die meisten Gastronomen höchstens den 
halben Umsatz, wenn überhaupt. Ich sage das vor-
weg, weil wir das natürlich auch in der Wirtschafts-
ministerkonferenz immer wieder an die Bundesre-
gierung adressieren. Wir werden für bestimmte 
Branchen auch noch länger finanzielle Zuschüsse 
brauchen, damit wir jetzt nicht in der Vergangen-
heit, in den letzten Monaten, Milliarden Euro im 
Bund und in den Ländern ausgegeben haben, um 
sie dann am Ende doch in die Insolvenz zu treiben. 
Das dient dann auch nicht der Beschäftigungssi-
cherung. 

Ich habe seit März persönlich mit vielen Gastrono-
men gesprochen, aber natürlich auch mit dem 
DEHOGA, auch über bestimmte Dinge, wie wir das 
in geordneten Schritten wieder hochfahren und 
was wir dann machen können, wenn Abstandsre-
geln eingehalten werden müssen. Dazu gehört na-
türlich die Erweiterung der Außengastronomie, 
dazu gehört aber auch der Gebührenerlass für die 
Außengastronomie, zumindest für das Jahr 2020, 
und deswegen haben wir darüber natürlich auch 
schon länger ressortübergreifend geredet. 

Im Beirat Östliche Vorstadt gab es die Debatte auch 
schon vor zwei Wochen, das hat die Fraktion DIE 
LINKE dort eingebracht. In anderen Städten wird 
es umgesetzt, und ich bin völlig bei Ihnen, Herr 
Strohmann: Wir müssen das schnell umsetzen, 
sonst ist der Sommer vorbei. Deswegen finde ich es 
auch völlig in Ordnung, dem Antrag der FDP nicht 
zu folgen, denn wenn wir jetzt erst einmal runde 
Tische und Arbeitskreise machen, dann sind wir 
schon am Ende des Sommers, und ich glaube, dass 
wir das tatsächlich schneller schaffen. 

Uns ist es wichtig, dass es unbürokratisch geht, 
dass es trotzdem halbwegs sicher ist, und ich ap-
pelliere genauso, wie Sie es eben getan haben und 
auch die Redner der Koalition, an ein gewisses 
Grundverständnis der Bürger dieser Stadt und da-
mit natürlich auch an die Stadtteilbeiräte. Wir wer-
den unsere Stadt nicht wiedererkennen, wenn wir 
jetzt nicht neue Wege gehen. Ich habe immer daran 
appelliert: Bitte kauft nicht bei Amazon, sondern 
kauft bei den lokalen Einzelhändlern oder bei den 
stationären Einzelhändlern in der Innenstadt, 
nehmt den Lieferservice in Anspruch, das funktio-
niert in allen Stadtteilen sehr gut. 



Stadtbürgerschaft – 20. Wahlperiode – 13. Sitzung am 09.06.2020 661 

Das Gleiche werden wir aber auch in Bezug auf die 
Gastronomie haben. Wenn wir jetzt kein Verständ-
nis dafür erwirken können, dass wir Außengastro-
nomie in einem größeren Umfang ermöglichen und 
zulassen und dass wir eine gewisse Toleranz ha-
ben, dann werden wir uns im nächsten Jahr ganz 
schön umschauen. Deshalb glaube ich, dass genau 
diese Einigkeit hier in diesem Haus dafür der ent-
scheidende Punkt ist, denn dieser Geist wird dann 
ja hoffentlich auch durch die Beiräte weitergetra-
gen werden. 

Trotzdem finde ich natürlich den Antrag der Koali-
tion auch sehr schön, weil er auch weit geht, denn 
er fordert natürlich auch – und darüber spreche ich 
auch mit Stadtteilmanagerinnen und -managern –, 
außer, ich sage einmal, eine Parkbucht vor einem 
Restaurant für zwei Tische frei zu machen, noch zu-
sätzliche Angebote im Sommer oder im Frühherbst 
schaffen, zum Beispiel in Parks. Da geht es auch 
viel um Kooperation, da hoffe ich sehr, dass Gast-
ronomen sich zusammenfinden, und da kann ich 
sagen, an dieser Stelle ist unser Ressort auch mit 
Unterstützung dabei. Wir haben das kürzlich in Be-
zug auf die Veranstalter gemacht, da hatten wir ei-
nen großen Workshop dazu, wie wir passgenaue 
Lösungen bekommen. 

Wenn wir das in den Stadtteilen hinbekommen 
wollen, da jetzt auch noch schnell vor der Sommer-
pause etwas Zusätzliches zu initiieren, wo sich viel-
leicht auch mehrere Kneipenbesitzer einmal zu-
sammentun können, dann kann ich hier versichern, 
Sie stoßen da bei mir auf offene Ohren, aber ich 
glaube, auch bei meiner Kollegin Frau Dr. Schae-
fer. Wir wissen, um was es geht, und es geht nicht 
nur um Beschäftigungssicherung, es geht nicht nur 
darum, die Betriebe und Unternehmen zu sichern, 
sondern es geht natürlich auch darum, eine lebens-
werte Stadt zu haben. Kneipen und Gastronomie 
sind ein wichtiger Faktor für Fachkräftegewin-
nung, für Lebensgefühl. 

Ich glaube, dass diese Wege, die wir jetzt gehen 
müssen, natürlich nicht ausreichen werden, um der 
Gastronomie zu helfen. Ich habe eben schon ge-
sagt, finanzielle Unterstützung wird es weiterhin 
geben, aber vielleicht führt es auch dazu, dass wir 
die Befürchtung des Kollegen Bücking, dass man 
sich gestört fühlt, nämlich nicht haben, sondern 
dass wir vielleicht auch ein bisschen Toleranz in 
dieser Stadt entwickeln, die vielleicht auch für die 
nächsten Sommer zukunftsweisend sein könnte. 
Ich hoffe das sehr. 

Im Moment geht es um Rettungsmaßnahmen, und 
zu der konkreten Ausgestaltung und Umsetzung 
wird meine Kollegin Frau Dr. Schaefer auch noch 
etwas sagen. Ansonsten sorgen wir bitte alle dafür, 
dass wir das schnell umsetzen und nicht erst in 
zwei Monaten, da bin ich ganz bei Ihnen, bei allen 
Rednerinnen und Rednern hier! – Danke schön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächste Rednerin 
hat das Wort Frau Bürgermeisterin Dr. Schaefer. 

Bürgermeisterin Dr. Schaefer: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine Damen und Herren! Dass Frau 
Vogt, die Wirtschaftssenatorin, und ich heute hier 
sprechen, zeigt, glaube ich, dass wir das Thema im 
Senat sehr ernst nehmen, und das auch nicht erst 
seit heute, sondern wir arbeiten an diesem Thema 
seitens der Ressorts wirklich schon länger Hand in 
Hand. 

Wenn man eine Lehre aus Corona ziehen kann, 
dann ist es sicherlich die, dass wir generell mehr 
Platz brauchen. Das betrifft nicht nur die Fußwege 
oder die Fahrradwege, über die wir schon disku-
tiert haben, sondern eben auch viele andere Berei-
che, und das ist auch der Bereich der Gastronomen. 
Die Geschäfte haben jetzt schon länger offen, die 
Lockerungen haben da als Erstes gegriffen, und die 
Gastronomen ziehen nach. 

Auf die besonders schwere Situation der Gastrono-
men sind ja im Vorfeld schon alle eingegangen, das 
will ich hier jetzt nicht noch einmal in epischer 
Breite wiederholen, aber dass es für sie eine ganz 
schwierige Situation war und auch immer noch ist, 
weil sie eben nicht einfach nur die Tür öffnen und 
sagen, strömt herbei mit Mundschutz, sondern weil 
sie noch einmal besondere Hygieneregeln einhal-
ten müssen, ist, glaube ich, klar. Dafür brauchen sie 
Platz, und das wollen wir auch ermöglichen, und 
zwar schnellstmöglich, Herr Strohmann. Deswegen 
glaube ich, und das unterstreiche ich auch, wir 
brauchen keine Arbeitsgruppen und auch keine 
runden Tische, denn das, was jetzt erforderlich ist, 
bekommen wir auch so hin. 

Den Gastronomen soll für das Jahr 2020 ein Ange-
bot für einen gewissen Ausgleich der Einnahme-
verluste gemacht werden, und zwar durch erwei-
terte Flächen für Außengastronomie. Wir wollen 
Lösungen, wir wollen sie schnell, und wir wollen 
sie unbürokratisch. Dort, wo es hinsichtlich der öf-
fentlichen Flächen möglich ist, soll die Nutzung 
dann eben auch gebührenfrei ermöglicht werden, 
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aber ich glaube – Herr Strohmann, Ihre Kritik lasse 
ich da nicht so ganz gelten, dass das immer viel zu 
lange bei der Bauordnung dauert! –, wir sind uns 
auch einig, dass in bestimmten Situationen aber 
eine Prüfung nötig ist, denn manchmal sind eben 
auch noch die Belange Dritter betroffen. Wenn es 
dann am Ende auf öffentlichen Flächen und gerade 
auf Gehwegen darum geht, die Barrierefreiheit 
weiter zu gewährleisten, damit zum Beispiel Roll-
stuhlfahrende auch weiter dort fahren können, o-
der wenn es um das Thema Lärmschutz geht, wenn 
dort links und rechts und oben darüber Menschen 
wohnen, oder um das Freihalten der Rettungswege 
oder der Ver- und Entsorgungswege, dann besteht 
hier doch, glaube ich, auch Konsens darüber, dass 
wir uns das einmal anschauen müssen, bevor wir 
die Genehmigungen aussprechen. Wir machen das 
trotzdem schnellstmöglich und zeitnah. 

Herr Strohmann, Sie haben aber selbst gesagt, na 
ja, dann sind es einmal neun Tage. Wenn Sie aber 
heute hier beschließen, wir machen das in einer 
Woche, dann müssen wir es auch in einer Woche 
machen, und wenn wir das nicht schaffen, weil es 
einmal schwierigere nachbarschaftliche Situatio-
nen gibt, ich glaube, dann ist die Kritik groß. Des-
wegen noch einmal die Zusicherung: unbürokra-
tisch und schnell, aber wir wollen auch weiterhin 
Barrierefreiheit, Lärmschutz und Rettungswege ge-
währleisten. 

Mir ist noch einmal ganz wichtig zu sagen, dass wir 
für 2020 gebührenfreie Duldungen aussprechen, 
denn es zeichnet sich ab, dass auch vereinzelt Gast-
ronomen, die bisher noch gar keine Außengastro-
nomieflächen betrieben haben, Sondernutzungs-
flächen in Anspruch nehmen wollen, das wäre also 
eine Neuanmeldung. Auch dort wollen wir gebüh-
renfreie Duldungen aussprechen. 

Ich möchte noch einmal sagen, wir haben so einen 
ersten Überschlag gemacht. Wenn der Senat unse-
rem Vorschlag folgen sollte, die Sondernutzungs-
gebühren hinsichtlich der Außengastronomie für 
2020 vollständig zu erlassen – das ist unser Vor-
schlag, um die Gastronomen wirklich auch zu ent-
lasten –, dann rechnen wir für die Stadt mit Einnah-
meverlusten in Höhe von etwas mehr als 200 000 
Euro. Das muss man natürlich am Ende dann noch 
einmal genau berechnen, aber das ist die erste 
Schätzung, und diese fehlenden Einnahmen wer-
den wir dann auch entsprechend im Bremen-Fonds 
anmelden. 

Also, meine Damen und Herren, ich würde mich 
freuen, wenn Sie den Antrag der Koalition unter-
stützen. Wir finden es gut, die Gastronomen jetzt 
auch endlich unterstützen zu können, ihnen wirk-
lich unbürokratisch unter die Arme greifen zu kön-
nen, aber ich möchte mich auch der Wirtschaftsse-
natorin anschließen: Es ist eine Hilfe für die Gast-
ronomen, aber es ist auch ein Beitrag, die Breme-
rinnen und Bremer jetzt auch gerade im Sommer 
einzuladen und es ihnen zu ermöglichen, wirklich 
auch wieder mit einem guten Gefühl in Kneipen, in 
die Gastronomie und Restaurants gehen zu kön-
nen, indem sie auch entsprechend den Hygieneab-
stand wahren können. Ich glaube, das ist auch ein 
wichtiges Signal an die Bremerinnen und Bremer, 
dann auch das Vertrauen zu haben. Das wollen wir 
unterstützen, und dafür danke ich Ihnen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Grotheer: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Zuerst lasse ich über den Antrag der Fraktion der 
FDP mit der Drucksachen-Nummer 20/182 S ab-
stimmen. 

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür FDP, M.R.F.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Beck [AfD]) 

Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den An-
trag ab. 

Nun lasse ich über den Antrag der Fraktionen DIE 
LINKE, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen ab-
stimmen. 

Gemäß § 62 Absatz 7 unserer Geschäftsordnung 
wird zunächst über den Änderungsantrag abge-
stimmt. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/182%20S
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Wer dem Änderungsantrag der CDU mit der 
Drucksachen-Nummer 20/188 S seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, FDP, M.R.F., Abgeordneter Beck 
[AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den Än-
derungsantrag ab. 

Ich komme jetzt zum Antrag der Fraktionen DIE 
LINKE, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen mit 
der Drucksachen-Nummer 20/186 S, an dem keine 
Änderungen vorgenommen worden sind. 

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, Abgeordneter Beck [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(M.R.F.) 

Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft stimmt dem 
Antrag zu. 

Die Zukunft des Förderzentrums an der Fritz-
Gansberg-Straße in Bremen jetzt planen und die 
Bedingungen inklusiven Lernens für den Förder-
schwerpunkt ESE neu definieren  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 3. Juni 2020  
(Drucksache 20/183 S) 

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Dr. 
Bogedan. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Frau Bergmann. 

Abgeordnete Bergmann (FDP): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! „Systemsprenger“ – ist Ihnen das Wort einmal 
begegnet? Kennen Sie den gleichnamigen Film? 

(Zuruf: Ja!) 

Ich habe ihn mir am Wochenende auch noch ein-
mal angeschaut, und er hat mich an manche Situa-
tion erinnert, die ich als systemische Supervisorin 
bearbeitet oder als Schulsozialarbeiterin in Förder-
schulen und als schulische Integrationshilfe und 
später dann in eigener familientherapeutischer 
Praxis erlebt habe: Kinder, die die Systeme spren-
gen, brauchen eine Heimat, auch eine Bildungshei-
mat. 

Sie wollen das Förderzentrum an der Fritz-Gans-
berg-Straße im Jahr 2024 schließen. Im wahren Le-
ben gibt es Schülerinnen und Schüler, die so her-
ausfordernd sind, dass sie eine ganz individuelle 
Förderung brauchen. Ihnen wird Ihr regelhaftes 
Beschulungsangebot nicht gerecht. Diese Schüle-
rinnen und Schüler fallen auf, weil sie gewalttätig 
gegen sich und andere sind, sie zeigen sexualisier-
tes Verhalten und üben selbst sexuelle Gewalt aus. 
Sie zündeln, koten und nässen ein, sie drohen sich 
selbst oder auch anderen Gewalt an, viele haben so 
traumatische Erfahrungen gemacht, dass sie sich 
selbst nicht regulieren können und jegliches Bil-
dungs- und Beziehungsangebot der Schule ableh-
nen. Wenn wir nicht möchten, dass diese Kinder 
mit dem Begriff Systemsprenger belegt werden, 
dann müssen wir schauen, dass System und Kind 
zusammenpassen. Das ist unsere Aufgabe. 

Im Jahr 2019 haben Sie erkannt, dass diese Schü-
lerinnen und Schüler eine Bildungsheimat finden 
müssen und entschieden, den Betrieb der Förder-
schule zu verlängern, obwohl Sie vom Konzept in-
klusiver Bildung zutiefst überzeugt sind. Ich habe 
Respekt vor dieser Entscheidung von damals und 
kann sie von ganzem Herzen nachvollziehen. In 
den inklusiven Regelschulen Bremens hatten Sie 
für diese Schüler keinen Platz gefunden, und nun 
ist ja die Frage, ob sich diese Schulsysteme seit 
2019 grundsätzlich verändert haben. 

Warum glauben Sie heute, man könne 2024 auf 
diesen Standort verzichten? Allein das ideologische 
Postulat nach einem inklusiven Schulsystem reicht 
ja nicht aus, den realen Bedarfen gerecht zu wer-
den, und der eigentliche Bedarf ist noch viel größer, 
wenn wir die Interessenbekundungen und Anfra-
gen an die Fritz-Gansberg-Schule ernst nehmen. 
Die Plätze im Förderzentrum reichen nicht aus. 
Schließen Sie das Förderzentrum an der Fritz-
Gansberg-Straße im Jahr 2024 ersatzlos, verlieren 
Sie letztlich die Kinder und Jugendlichen mit dem 
besonderen Förderbedarf. Auch wenn wir es uns 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/188%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/186%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/183%20S
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alle noch so sehr wünschen würden, die Ressour-
cen der Regelschulen reichen nicht aus. Damit 
schließen Sie de facto die Bildungs- und Entwick-
lungsbiografie vieler Kinder und Jugendlicher die-
ser Stadt, und wir halten das für unverantwortlich, 
denn jedes Kind hat ein Recht auf Bildung, jedes! 

Eine Förderschule mit dem Schwerpunkt soziale 
emotionale Entwicklung ist kein Fremdkörper in 
einem inklusiven Schulsystem. Sie stellt sich der 
Wirklichkeit und erkennt an, dass es Schülerinnen 
und Schüler gibt, für die es wichtig ist, dass beach-
tet wird, unter welchen Bedingungen ihr grenz-
überschreitendes Verhalten entstanden ist. Die 
Schule an der Fritz-Gansberg-Straße ersatzlos zu 
schließen und die Schülerinnen und Schüler in die 
Grund- und Oberschulen zu entlassen, ist keine 
Option. Sie war es 2014 nicht, sie war es 2019 nicht 
und wird es 2024 nicht sein. Wir können es nicht 
erkennen. 

(Beifall FDP) 

Wir fordern Sie heute auf: Holen Sie die Experten 
für einen Planungsprozess zusammen, und definie-
ren Sie, wie Sie diesem Förderbedarf gerecht wer-
den wollen – vielleicht am bekannten Standort, 
vielleicht fallen den Experten bessere Ideen ein –, 
und dann, aber nur dann, sind wir genauso glück-
lich wie Sie über eine alternative Entscheidung! 
Wichtig ist für uns: Bitte entscheiden Sie nicht als 
Politik ohne die Experten im Alltag! Dazu geht es 
um zu viel. 

(Beifall FDP) 

Systemsprenger gibt es nur, wenn Kind und System 
nicht zueinander passen. Nun wissen wir ja, Sie 
wollen den Standort schließen, daran ließen Ihre 
Beiträge in der Aktuellen Stunde im Januar keinen 
Zweifel. Wir halten es für verantwortungslos, die 
Bildungsbiografie der Kinder mit sozial-emotiona-
lem Förderbedarf auf dem Altar politischer Ideolo-
gien zu opfern. Sie haben die Zukunft in der Hand. 
Gestalten Sie diese für die betroffenen Kinder, 
Schulgemeinschaften und Familien entlang der 
Bremer Wirklichkeit, nicht entlang Ihres Wunsch-
bildes, und stimmen Sie unserem Antrag zu! – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Averwerser. 

Abgeordnete Averwerser (CDU): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich fange einmal mit etwas Positivem an, wenn es 
um die Fritz-Gansberg-Schule geht! Die Sanierung 
der Schule an der Fritz-Gansberg-Straße soll nun 
endlich mit mindestens vier Millionen Euro durch 
Immobilien Bremen eingeleitet werden. Über den 
desaströsen und wenig wertschätzenden Zustand 
der Immobilie haben wir uns ja hier gerade in den 
letzten Monaten gründlich auseinandergesetzt, 
aber diese Sanierung geschieht nicht vorrangig zur 
Sicherung des Förderzentrums, sondern vor dem 
Hintergrund erhöhten Schulraumbedarfs. Wie aber 
die Zukunft der eigentlichen Schule und ihr Kon-
zept aussehen sollen, ist weiterhin offen. 

Eigentlich sollte das Konzept schon Ende 2019 fer-
tig sein. Vonseiten der Behörde ist nun zu hören, 
dass die Weiterentwicklung des Konzepts für die 
zukunftsfähige Planung des Förderzentrums im 
Frühjahr 2020 wieder aufgenommen wurde. Ich 
nehme an, dass die Senatorin dazu nachher etwas 
sagen wird. 

Wir alle wissen doch, warum es um den Schul-
standort an der Fritz-Gansberg-Straße so schlecht 
bestellt ist: Die bildungspolitischen Verantwortli-
chen in Bremen sind weder willens noch in der 
Lage, hier eine richtungsweisende Entscheidung 
zu treffen. Es ist auch kein Geheimnis, dass SPD, 
Grüne und DIE LINKE weitläufig die Ansicht ver-
treten, dass auch dieses noch vorhandene Spezial-
förderzentrum innerhalb einer inklusiven Schul-
landschaft keine Daseinsberechtigung mehr hat. 
Daher sollte es, wie hier schon oft erwähnt, ur-
sprünglich auch schon im Sommer 2018 geschlos-
sen werden. Das ist die Theorie. 

Die Praxis in unseren Schulen ist aber nach wie vor 
eine andere: Man kann von einem kleinen, beson-
ders förderintensiven Schüleranteil nicht auf diese 
Rückfalloption innerhalb des inklusiven Schulsys-
tems verzichten. Doch anstatt dies anzuerkennen 
und dementsprechend zu handeln, verschließt man 
wissentlich die Augen vor der Realität und hofft so-
gar, dass es diese Schüler im Sommer 2024 wohl 
nicht mehr gibt und man dann die Schule auch 
schließen kann. 

(Beifall CDU) 

Bis dahin lässt man den Standort willentlich aus-
bluten. 

(Beifall CDU) 
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Eines – und das haben wir hier schon oft genug ge-
sagt – ist doch der Wunsch aller hier: dass alle Kin-
der die Möglichkeit haben sollen, gemeinsam in-
klusiv im Regelbetrieb beschult zu werden. Dies 
wird dann im Bedarfsfall begleitet von den Unter-
stützungs- und Fördermöglichkeiten der Zentren 
für unterstützende Pädagogik, ZuP, und/oder 
durch die Regionalen Beratungs- und Unterstüt-
zungszentren ReBUZ. Die Schule an der Fritz-
Gansberg-Straße, um die es hier geht, ist ein noch 
vorhandenes Förderzentrum für den Bereich sozial-
emotionale Entwicklung. Die Zuweisung an dieses 
Förderzentrum ist die UItima Ratio innerhalb eines 
abgestuften Verfahrens. 

Seit dem Schuljahr 2014/2015 wird dieses Verfah-
ren so umgesetzt, dass eine Zuweisung an dieses 
Förderzentrum erst dann vorgesehen ist, wenn die 
Förderung an der allgemeinen Schule mit weiteren 
sonderpädagogischen Unterstützungen sowie die 
vorübergehende Förderung durch ein ReBUZ nicht 
ausreichend ist. Das bedeutet im Klartext, das hat 
die Kollegin Frau Bergmann auch schon beschrie-
ben, diese Kinder sind im normalen Regelbetrieb 
nicht beschulbar. 

Meine Damen und Herren – und hier wiederhole 
ich mich auch gern –, wir sprechen hier von einer 
Schule, deren Schülerinnen und Schüler aufgrund 
ihrer komplexen psychosozialen Problemlagen in 
ihrem emotionalen Leben und sozialen Handeln 
beeinträchtigt sind und mitunter sich selbst und 
fremdgefährdend handeln. Es kommt auch nicht 
von ungefähr, dass für das Kooperationsprojekt mit 
der Universität Bremen dort nur männliche Studie-
rende ihr Schulpraktikum absolvieren können sol-
len. 

In einer Berichtsbitte der CDU vom Februar dieses 
Jahres äußert sich die Behörde wie folgt, ich zitiere: 
„In den letzten Jahren ist ein kontinuierlicher An-
stieg bei der Zahl der Schülerinnen und Schüler mit 
einem festgestellten Förderbedarf im Bereich so-
zial-emotionaler Entwicklung zu verzeichnen, der 
dazu führt, dass die Anzahl der Schülerinnen und 
Schüler am Förderzentrum an der Fritz-Gansberg-
Straße stabil ist. Dieser Förderbedarf und die be-
sondere Herausforderung, die die Förderung dieser 
Schülerinnen und Schüler bedeutet, führte zu der 
Entscheidung, zunächst das Förderzentrum fortzu-
führen.“ 

Ich gebe Ihnen einen kleinen Einblick in die Zah-
len: Im Jahr 2010 waren es 262 Kinder, im Jahr 
2019 schon 367. Meine Damen und Herren, der Be-

hörde ist durchaus bewusst, dass die Zahl der Kin-
der und Jugendlichen, die diese intensive beson-
dere Betreuung und Beschulung benötigen, um ih-
ren Weg in unsere Gesellschaft überhaupt erst ein-
mal finden zu können, stetig steigt. Als Folge und 
fachliche Beurteilung schreibt die Behörde – ich zi-
tiere ebenfalls aus der Berichtsbitte vom Februar 
2020 –: „Die Möglichkeit eines Verzichts auf die 
Kompetenz des Spezialförderzentrums Fritz-Gans-
berg-Schule ist nach aktuellem Stand nicht abseh-
bar.“ Vor diesem Hintergrund halte auch ich die 
Diskussion um eine Schließung des Förderzent-
rums für ideologisch getrieben und nicht am objek-
tiven pädagogischen Bedarf und den tatsächlichen 
Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen gemes-
sen. 

(Beifall CDU) 

Der Weg, den wir in Bremen mit einer kompletten 
Hinwendung zur inklusiven Beschulung einge-
schlagen haben – und das haben wir auch hier 
schon oft genug gesagt –, ist ambitioniert, mühsa-
mer, aber auch differenzierter, als viele wahrhaben 
wollen. Deshalb benötigen wir Schulen mit der 
Spezialförderkulisse einer Fritz-Gansberg-Schule. 
Da bis heute seitens der Bildungsbehörde nichts 
Konzeptionelles und Zukunftgerichtetes in Bezug 
auf das Förderzentrum der Fritz-Gansberg-Schule 
auf dem Tisch liegt, werden wir diesen Antrag un-
terstützen. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Güngör. 

Abgeordneter Güngör (SPD): Frau Präsidentin, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Ab-
geordnete der FDP-Fraktion! Vielleicht zwei Dinge 
vorweg: Zum einen freut es mich, dass wir heute, 
nachdem Sie ja beim letzten Mal diese Schule zum 
Anlass genommen haben, um einmal eben so über 
die grundsätzliche architektonische, projektplane-
rische, inhaltlich-konzeptionelle und personelle Si-
tuation der Bremer Schullandschaft zu diskutieren, 
tatsächlich einmal über diese Schule diskutieren 
möchten. Das ist nicht selbstverständlich, und dafür 
möchte ich mich auch ausdrücklich bedanken! 

Zweitens war ich positiv überrascht zu lesen, dass 
die inklusive Beschulung für keine Fraktion, also 
auch nicht für Ihre, zur Diskussion steht. Wenn man 
in die anderen FDP-Reihen schaut oder in andere 
Bundesländer wie Nordrhein-Westfalen, in denen 
Sie zum Beispiel auch an der Regierung beteiligt 
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sind – oder auch bei Ihrer Bundestagsfraktion 
zeichnet ja ein anderes Bild ab –, ist es umso schö-
ner, dass Sie sich nun zur bremischen Bildungspo-
litik und zum bremischen Weg der Inklusion be-
kennen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen – Abgeordne-
ter Dr. Buhlert [FDP]: Das ist aber nicht neu, dass 
wir in Bremen diese Diskussion haben!) 

Hören Sie zu, Herr Dr. Buhlert! Über den Antrag 
selbst gibt es aus unserer Sicht auch keinen allzu 
großen Dissens. Ich stimme Ihnen zu, sehe aber 
auch keinen Widerspruch zu der Politik von Sena-
torin Claudia Bogedan. Diese Schule ist nach wie 
vor notwendig und eine Sanierung des Schulge-
bäudes ebenso geboten, und wie hier schon beim 
letzten Mal erwähnt wurde, ist es unerlässlich, dass 
dies zeitnah geschieht, unabhängig davon, wie 
lange dieses Förderzentrum noch weiter besteht. 

Die Befristung bis zum Jahr 2024 darf ja keines-
wegs ein Grund dafür sein, dass die Sanierung 
nicht durchgeführt wird. Die Schülerinnen und 
Schüler, die das Förderzentrum besuchen, egal, ob 
es, wie aktuell, rund 30 sind oder weniger, haben 
ein Recht auf ein Schulgebäude, das den Standards 
entspricht. Ich bleibe auch weiterhin bei dem 
Standpunkt, es scheint zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht realisierbar, dass alle Schülerinnen und Schü-
ler dieses Förderzentrums inklusiv unterrichtet 
werden und man gleichzeitig den Bedürfnissen 
vollkommen gerecht wird. Solange dies so ist, wäre 
es auch unverantwortlich, die Schule kurzerhand 
zu schließen. 

Die Frage ist aber: Was muss aus pädagogischer 
Sicht getan werden? Wir haben ja im System ein 
abgestuftes Verfahren im Umgang mit diesen 
Schülerinnen und Schülern, und die letzte Maß-
nahme, die Kollegin Frau Averwerser hat es be-
schrieben, wenn das Wohl der anderen im Schul-
system gefährdet ist, ist die Beschulung in der Fritz-
Gansberg-Straße. Das bedeutet, wir brauchen eine 
ressortübergreifende Lösung, an der auch die Res-
sorts Soziales und Gesundheit beteiligt sind. 

Es wird nicht reichen zu denken, wir beschulen 
diese Kinder dezentral und lösen damit den Stand-
ort auf. Nein, diese Schülerinnen und Schüler kom-
men ja gerade aus den Schulen und brauchen eine 
andere Lern- und Betreuungsumgebung, um mit 
ihren Problemen umgehen zu können, und vor al-
lem, um sich selbst und andere nicht zu gefährden! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ein Konzept muss daher umfängliche Antworten 
bieten, und dafür sind sicherlich auch die Kompe-
tenzen aus dem Sozial- und Gesundheitsressort 
notwendig. 

Meine Damen und Herren, zur Bewältigung dieser 
schwierigen Aufgabe bedarf es selbstverständlich 
auch einer angemessenen personellen Ausstat-
tung. Ich bin mir nach wie vor sicher, dass die Se-
natorin alles dafür tut, um der schwierigen Situa-
tion vor Ort und den Bedürfnissen der Kinder ge-
recht zu werden. Trotzdem plädiere ich dafür, 
auch, weil die Sanierung dieser Schule einen ange-
messenen Stellenwert haben muss, dass der Antrag 
in die Deputation überwiesen wird und wir dort mit 
mehr Zeit und mehr Informationen darüber berat-
schlagen, wie es mit dieser Schule weitergehen soll 
und ob das von Ihnen vorgeschlagene Instrument 
eines Expertenkreises eine angemessene Antwort 
sein kann. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Hupe. 

Abgeordneter Hupe (Bündnis 90/Die Grünen): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, liebe Gäste! Vier Monate nach der 
Aktuellen Stunde debattieren wir nun erneut über 
die Zukunft des Förderzentrums an der Fritz-Gans-
berg-Straße. Ich bin da ganz bei Ihnen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen der FDP-Fraktion, dass wir 
die Weichen für die Zukunft der Schule zeitnah 
stellen müssen. Wir brauchen das engagierte Kol-
legium, und auch die Schüler brauchen eine Ent-
wicklungsperspektive für das Förderzentrum. Ich 
gendere in diesem Fall übrigens nicht, weil derzeit 
vor Ort nur Jungen beschult werden, und das 
macht auch deutlich, dass die Schule nur begrenzt 
den Aufgaben der Beschulung von Schülerinnen 
und Schülern mit besonders starken Förderbedar-
fen bei der sozialen und emotionalen Entwicklung 
nachkommen kann. 

Es ist unstrittig, dass Regelschulen häufig mit dem 
sehr herausfordernden und sich und andere ge-
fährdenden Verhalten überfordert sind. Für diese 
Schülerschaft brauchen wir aktuell das Förderzent-
rum an der Fritz-Gansberg-Straße noch. Hier wer-
den besondere Unterstützungsmaßnahmen gebo-
ten, um trotz der sozialen und emotionalen Bedarfe 
eine Beschulung sicherzustellen, davon habe ich 
mir auch vor Ort ein Bild gemacht. 
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Die äußerst engagierte Schulleitung und die Lehr-
kräfte vor Ort – übrigens, Frau Averwerser, es sind 
nicht nur männliche Lehrkräfte, das Problem ist ja 
eher, dass zu viele weibliche Lehrkräfte vor Ort 
sind, sie wünschen sich mehr männliche Lehr-
kräfte, und es stimmt auch nicht, dass dort nur 
Praktikanten sind, es gibt auch viele Praktikantin-
nen, wie auch immer – machen eine höchst an-
spruchsvolle Arbeit in einem schwierigen bauli-
chen Umfeld. Deshalb ist es auch angemessen, dass 
der Zustand des Gebäudes jetzt verbessert wird, 
dass jetzt Geld für Sanierungen investiert wird und 
nicht bis zum endgültigen Entschluss über die Zu-
kunft des Standortes gewartet wird. Da kann man 
auch nicht von ausbluten reden, liebe Frau Aver-
werser. Übrigens schrieb mir gerade noch eine Kol-
legin der Schule, die diese Debatte verfolgt, dass 
sie selbst als Kollegin es auch nicht so empfindet, 
dass diese Schule ausblutet. 

Für uns Grünen ist dabei klar, dass das Ziel des För-
derzentrums nicht darin besteht, Schülerinnen und 
Schüler dauerhaft aus den Regelschulen herauszu-
halten, sondern mit einer angemessenen schuli-
schen und sozialen Entwicklung die Rückkehr an 
die Regelschulen zu ermöglichen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Für uns bedeutet eine konsequente Umsetzung des 
Inklusionsgedanken der UN-Behindertenrechts-
konvention, dass es für alle Schülerinnen und 
Schüler die Möglichkeiten für eine wohnortnahe 
inklusive Beschulung an den Regelschulen geben 
muss. Das gilt für uns selbstverständlich auch für 
als unbeschulbar beschriebene Schülerinnen und 
Schüler mit sozialen und emotionalen Problemen. 

Der derzeitige Zustand der Beschulung an der 
Fritz-Gansberg-Schule ist für die Übergangszeit bis 
zur Einrichtung alternativer Strukturen nötig und 
wichtig, inklusiv ist er aber eben nicht. Da ist für 
uns das Förderzentrum eine Übergangslösung und 
keine Dauerlösung. Denkbar wäre zum Beispiel, 
dass das Förderzentrum mit einem veränderten 
Auftrag auch nach 2024 fortbesteht, dann aber als 
Kompetenzzentrum, das seine große Expertise da-
für nutzt, um flexibel in den Regionen die Schulen 
zu beraten, als sogenannte Schule ohne Schüler, 
aber mit viel Know-how. Damit das gelingen kann, 
müssen wir jetzt die Strukturen in den Regionen 
stärken. Da können wir nicht bis 2024 warten, das 
muss jetzt angegangen werden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Für eine erfolgreiche Beschulung der angesproche-
nen Schülerklientel an Regelschulen müssen ja die 
temporären Lerngruppen beziehungsweise die 
Übergangsklassen nach dem beckerschen Modell 
weiter ausgebaut werden, übrigens steckt hierin 
Expertise, Frau Bergmann. Ebenso müssen die Un-
terstützungsstrukturen an den Zentren für unter-
stützende Pädagogik angemessen ausgestattet und 
gestärkt werden, und auch die Strukturen an den 
Regionalen Beratungs- und Unterstützungszentren 
müssen ausgebaut werden, um diese Schülerinnen 
und Schüler bei Bedarf temporär aufzufangen und 
sie bis zur Rückkehr an die Regelschule begleiten 
zu können. 

Wir teilen also das Anliegen des Antrags, hier zü-
gig voranzukommen, und wir teilen auch die An-
sicht, dass es keine erneute befristete Verlänge-
rung des Standortes zu den jetzigen Gegebenhei-
ten geben kann. Ich bin aber auch froh, dass die 
große Mehrheit in diesem Parlament das Schulge-
setz ernst nimmt und zur Befristung der Fritz-Gans-
berg-Schule bis 2024 steht, um in der Zeit bis dahin 
die Strukturen zu schaffen, die Schülerinnen und 
Schüler an ihren jeweiligen Schulen angemessen 
beschulen zu können. Dies haben neben den Grü-
nen und der LINKEN übrigens auch die SPD und 
die CDU im Bremer Schulkonsens von 2018 bekräf-
tigt. 

Wir lehnen daher das Anliegen der FDP einer dau-
erhaften Beschulung dieser Schülerinnen und 
Schüler am Standort des Förderzentrums ab. Viel-
mehr stehen wir weiterhin zu dem Ziel von Schul-
konsens und Koalitionsvertrag, die Schülerinnen 
und Schüler perspektivisch an ihren jeweiligen 
Schulen angemessen zu unterstützen. Das bedeu-
tet für uns gelungene Inklusion. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Strunge. 

Abgeordnete Strunge (DIE LINKE): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Er-
neut diskutieren wir heute in der Stadtbürgerschaft 
über die Zukunft der Fritz-Gansberg-Schule. Das 
ist eine sehr wichtige Debatte, denn es geht hier um 
eine Gruppe von Kindern und Jugendlichen, die 
allzu oft durch das Raster von Schule und Jugend-
hilfe fallen, aber Aufmerksamkeit und eine starke 
Lobby verdienen. Gleichzeitig geht es aber auch 
um die höchst herausfordernde Arbeit von Lehr-
kräften, Pädagoginnen und Sozialarbeiterinnen, 
die oft ebenfalls nicht genug im Fokus steht. 
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Wir diskutieren dieses Thema anhand des Antrags 
der FDP, mit dem ich meine Schwierigkeiten hatte, 
insbesondere mit dem Begründungstext. Was ist 
denn jetzt eigentlich das Ziel der FDP? Wollen Sie 
das Förderzentrum an der Fritz-Gansberg-Straße 
im Jahr 2024 schließen und dafür die notwendigen 
Bedingungen schaffen, oder wollen Sie die Fritz-
Gansberg-Schule erhalten? Warum ich das frage? 
Weil beides in Ihrem Antrag steht! Ich finde, das 
muss man ehrlich gesagt erst einmal schaffen: sich 
in einem Antrag für den Erhalt der Schule und für 
die Schließung der Schule auszusprechen; aber die 
FDP schafft das in diesem Antrag problemlos. 

Ich musste deshalb für mich die Hinweise suchen, 
was Sie jetzt eigentlich wollen, und da werde ich 
das Gefühl nicht los, dass Sie im Kern eigentlich 
fordern, diese Schule langfristig zu erhalten, denn 
warum nennen Sie sonst zu Beginn des Antrags ein 
Zitat, in dem Förderzentren explizit gelobt werden? 
Deswegen hatte ich nicht so einen positiven Ein-
druck wie mein Kollege Herr Güngör, auch wenn 
ich ebenfalls den Satz gelesen habe, dass Sie sich 
zur Inklusion wirklich bekennen. 

Mein Eindruck war, dass in diesem Antrag immer 
noch mitschwingt, dass Sie sich mit der Inklusion 
im Schulsystem eigentlich immer noch nicht so 
richtig anfreunden können. Wenn ich da falsch 
liege, dann freut es mich sehr, und wenn Sie sich 
da dezidiert in Kontraposition zu Ihrer Bundeslinie 
setzen, freut mich das auch sehr, aber so richtig 
überzeugt bin ich gerade noch nicht, und auch 
nicht von Ihrem Redebeitrag, Frau Bergmann. Mir 
war zu viel Unklarheit darin, wohin der Weg aus 
Sicht der FDP denn eigentlich gehen soll. 

Sie haben in Ihrem Text davon gesprochen, dass 
man Expertinnen und Experten zurate ziehen 
muss, das ist sicherlich sinnvoll. Ich möchte deswe-
gen auch noch einmal auf eine Person verweisen, 
die ich für einen wichtigen Experten in dieser 
Frage halte, nämlich den Schulleiter der Fritz-
Gansberg-Schule, der sich im Februar dieses Jah-
res sehr deutlich dazu geäußert hat, wie er sich die 
Zukunft seiner Schule vorstellt. Er möchte diese am 
liebsten komplett dezentralisieren und damit in die 
Fläche in die Stadt auflösen. Anstatt eine Schule zu 
haben, an der diese Gruppe von Kindern dann ge-
bündelt unterrichtet wird, stellt er sich idealerweise 
mehrere kleine Förderzentren auf dem Gelände 
von Regelschulen vor. Das würde natürlich auch 
den Rückgang in den Regelbetrieb voraussichtlich 
deutlich erleichtern. Dabei wünscht er sich außer-
dem eine bessere und intensivere Verzahnung mit 
anderen Akteuren vor Ort, mit der Jugendhilfe und 

den Gesundheitsämtern. Die Schulleitung positio-
niert sich hier also eindeutig, und diese Haltung 
wird auch von der fachwissenschaftlichen Diskus-
sion zu dem Thema untermauert, die schon länger 
von Förderzentren abrät. 

Unserer Meinung nach ist also nicht die Frage, ob 
wir diese Schule auflösen, sondern die Frage ist, 
wie wir das tun. Wie kann man die Angebote dieser 
Schule dezentralisieren? Die Frage ist, welche Rolle 
die einzelnen Schulen und welche die Regionalen 
Beratungs- und Unterstützungszentren zukünftig 
spielen werden, und natürlich ist auch ganz ent-
scheidend die Frage, was man mit dieser wirklich 
wertvollen Expertise des Kollegiums an der Fritz-
Gansberg-Straße für die Förderung von Kindern 
mit sozial-emotionalen Problemen macht, ob man 
diese Expertise zum Beispiel, ähnlich wie bei ande-
ren Förderschwerpunkten, mit mobilen Teams 
etabliert. 

Das heißt, Frau Bergmann, natürlich spricht hier 
niemand von einer ersatzlosen Streichung oder er-
satzlosen Schließung der Schule, wie Sie es ge-
nannt haben, sondern es geht natürlich darum, 
diese Expertise an anderer Stelle zu verorten und 
mit dieser Expertise weiterzuarbeiten, denn, Frau 
Averwerser, natürlich glaubt niemand, dass es 
diese Schülerinnen und Schüler im Jahr 2024 nicht 
mehr gibt, wie Sie es so dargestellt haben, sondern 
es geht einfach darum, wie man dieses Angebot für 
diese Schülerinnen und Schüler eben auch anders 
darstellen kann. 

Ich bin mit meiner Redezeit schon am Ende, des-
wegen noch einmal kurz gesagt: Ich finde, diese 
Fragen, wie die Angebote anders dargestellt wer-
den können, sollten in den Mittelpunkt der Debatte 
gestellt werden. – Herzlichen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen – 
Präsident Imhoff übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Präsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Bergmann. 

Abgeordnete Bergmann (FDP): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich bin ganz begeistert von der Debatte! So 
habe ich es mir ehrlich gesagt gewünscht, nämlich 
dass wir dieses Thema hier so in dieser Ernsthaf-
tigkeit debattieren. Zunächst einmal zu Herrn 
Hupe! Nordrhein-Westfalen hatte als allererstes 
Bundesland einen Qualitätskatalog für inklusive 
Bildung vorgelegt, und zwar unter einer FDP-Bil-
dungsministerin. 



Stadtbürgerschaft – 20. Wahlperiode – 13. Sitzung am 09.06.2020 669 

(Zuruf Abgeordneter Güngör [SPD]) 

Liebe Frau Strunge, ich weiß nicht, ob Sie sich vor-
stellen können, dass man einen Gedanken nicht 
entlang eines Systems entwickelt, sondern bezo-
gen auf ein Kind. Ich meine, in unserem Antrag war 
sehr klar, dass wir eben nicht ideologisch fixiert ar-
gumentieren, sondern versuchen, den besten Weg 
für diese Kinder zu finden. 

(Beifall FDP) 

Im Moment ist es ein ideologischer Traum, dass In-
klusion derzeit zu 100 Prozent funktionieren 
könnte. Eine ideologische Debatte um das Förder-
zentrum an der Fritz-Gansberg-Straße verstellt üb-
rigens auch noch einmal den Blick auf einen ganz 
anderen Gedanken, den ich in dem Zusammen-
hang auch einmal zur Sprache bringen möchte: 
Niemand unter uns stellt die Förderzentren von 
Seh- und Hörgeschädigten sowie für schwer Kör-
perbehinderte infrage, und doch müssten wir auch 
hier fragen – vorausgesetzt, dass wir den Inklusi-
onsgedanken jetzt wirklich vollständig ernst neh-
men –, ob man nicht auch einige Regelschulen so 
ausstatten könnte, damit Kinder und Jugendliche 
nicht in eigene Förderzentren gehen müssten. 

(Beifall FDP) 

Vielleicht gelänge die Integration hier sogar einfa-
cher. 

Ich habe zum Beispiel einen Neffen, der einen blin-
den Studienkollegen hat und mit ihm sogar manch-
mal joggen geht. Der kommt wunderbar zurecht. 
Das nur als Gedanke, damit wir, wenn wir über die-
ses Thema sprechen, jetzt auch nicht nur zugespitzt 
auf die Fritz-Gansberg-Schule denken! Ich bin ge-
rade gelobt worden, dass ich da fokussiert bleibe, 
aber ich muss auch immer ein bisschen breiter den-
ken. 

Hier in Bremen ist es so, dass bereits die meisten 
Kinder mit dem Unterstützungsbedarf ES inklusiv 
beschult werden, und nur ein ganz kleiner Anteil, 
ungefähr 35 Kinder, besucht die Förderschule an 
der Fritz-Gansberg-Straße. Einmal im Vergleich 
dazu: Die Stadt Hannover ist ähnlich groß, da sind 
es 200 Kinder, die die Förderschule ES Auf der Bult 
besuchen. Das macht auch deutlich, dass in Bre-
men nur die sehr massiv unterstützungsbedürfti-
gen Kinder in der Förderschule gefördert werden. 

Allerdings haben mir Fachleute in Bezug auf die 
Fritz-Gansberg-Schule in der letzten Woche noch 

einmal sehr dringlich ans Herz gelegt, dass der 
Schule dazu nach wie vor schlicht die notwendige 
personelle und materielle Ausstattung fehlt. Man 
kann nicht eine Schule mit solchen Herausforde-
rungen betrauen und die nicht Ressourcen dafür 
nicht zur Verfügung stellen! 

(Beifall FDP) 

Immerhin scheint ja die Debatte im Dezember eini-
ges bewirkt zu haben, was den Bau angeht, und 
mittlerweile gibt es dort auch eine eigene Stelle für 
einen Schulsozialarbeiter. 

Meine Zeit rennt! 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Vor allen Din-
gen, wenn man nichts sagt! – Abgeordneter Dr. 
Buhlert [FDP]: Das stimmt aber dieses Mal nicht, 
Herr Röwekamp!) 

Nein, wenn man das als nichts bezeichnet, das 
spricht ja dann auch für sich! Also, ich kann es er-
tragen, wenn Sie unseren Antrag heute ablehnen. 
Ich fände den Vorschlag, ihn in die Deputation zu 
überweisen, sehr gut. Darüber würde ich mich 
freuen, dann können wir diese Debatte intensiver 
führen. 

Auf jeden Fall hoffe ich, dass durch den Impuls der 
heutigen Debatte dann doch der überfällige not-
wendige städtische Meinungsbildungs- und Ent-
scheidungsprozess für inklusive Bildung stärker in 
Gang gesetzt werden kann. Vielleicht ergibt ja ein 
mit Fachkompetenz und politischer Entschei-
dungsmacht ausgestatteter Planungsprozess, dass 
bessere inklusivere Möglichkeiten der Beschulung 
der ES-Kinder entwickelt werden können – Herr 
Hupe hatte da ja schon ein paar Ideen –, dort muss 
das entwickelt werden. 

Also, wenn Kind und System auf die eine oder auf 
die dezentrale Art wieder passen, dann haben wir 
auch den Praxischeck bestanden. Im Moment höre 
ich von der Fachwelt, von den Eltern und von den 
Kindern einfach etwas anderes. Wenn wir das so 
machen, dann züchten wir keine Systemsprenger, 
und dann sind wir Freien Demokraten da auch von 
Herzen gern mit dabei. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Präsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat das 
Wort Frau Senatorin Dr. Bogedan. 
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Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
war der Meinung, ich hätte zuletzt schon in der Ak-
tuellen Stunde gesagt, wohin die Reise mit dem 
Förderzentrum an der Fritz-Gansberg-Straße ge-
hen soll. Damals hatten wir hier vier Punkte skiz-
ziert, die meines Erachtens für die Weiterentwick-
lung der Schule wichtig sind. Ich habe damals von 
einer Schule ohne Schülerinnen und Schüler ge-
sprochen, wir haben davon gesprochen, dass wei-
ter eine Zugehörigkeit zur Stammschule notwendig 
ist, während es weitere Unterstützungsmaßnah-
men für die speziellen Schülerinnen und Schüler 
gibt, und wir haben davon gesprochen, dass wir die 
Prävention ausbauen müssen. 

Wir haben auch damals schon davon gesprochen, 
wie Herr Güngör dankenswerterweise noch einmal 
betont hat, dass es notwendig ist, an dieses Thema 
auch ressortübergreifend mit den Ressorts Gesund-
heit und Soziales heranzugehen. Ich habe mich an 
diese Punkte auch gebunden gefühlt, und wir ha-
ben mit meiner Behörde in den letzten Monaten ge-
nau in dieser Stoßrichtung weitergearbeitet. In der 
Tat, ein Konzept liegt noch nicht vor, und deshalb, 
glaube ich, wäre es auch eine gute Idee zu sagen, 
man diskutiert ein solches Konzept dann auch dort, 
wohin es gehört, nämlich in der Bildungsdeputa-
tion. 

Ich will deshalb ganz deutlich sagen, dass nie zur 
Debatte stand, dass die Alternative zum Schließen 
des derzeitigen Angebots an der Schule an der 
Fritz-Gansberg-Straße ist, einfach mit den Achseln 
zu zucken und zu sagen, zurück in das Regelsys-
tem. Das war nie eine Haltung, das ist eine Hal-
tung, die wir auch nie vertreten haben, das ist im 
Übrigen auch in nicht der Ansatz, den Inklusion 
insgesamt meint. Inklusion ist kein Ansatz, der mit 
Achselzucken einfach nur sagt, dann schwimmt 
eben einfach mit den anderen mit. 

Frau Bergmann, mir hat deshalb das Bild von der 
Bildungsheimat sehr gut gefallen. Wenn wir dieses 
Bild weiter ausbauen würden, würde es aus meiner 
Sicht eben genau nicht dafür sprechen, ein Förder-
zentrum aufrechtzuerhalten, bei dem die Kinder – 
oder die betroffenen Jugendlichen sind es ja eher – 
das Gefühl haben, auf einem Abschiebebahnhof 
gelandet zu sein, denn in der Tat sieht das bishe-
rige Konzept so aus, wie es hier auch in der Debatte 
dargestellt worden ist, dass wir sagen, wir versu-
chen, Angebote für Kinder mit sozial-emotionalen 
Verhaltensauffälligkeiten in einer bestimmten Stu-
fenabfolge zu machen: erst einmal immer der Ver-
such, das Angebot in der Stammschule zu machen, 

dann die Beratungs- und Unterstützungsangebote, 
die an der Schule angesiedelt sind – wir haben hier 
aber auf die Familienklassen abgestellt –, dann das 
ReBUZ, das schulersetzende Maßnahmen ergrei-
fen kann, die Schülerinnen und Schüler eben aus 
dem speziellen Kontext herauszulösen, in dem ge-
nau für sie die Belastungen auch entstehen, und 
erst dann, wenn alle diese Maßnahmen nicht ge-
griffen haben, dann die Angebote am Förderzent-
rum in der Fritz-Gansberg-Straße. 

Dies beinhaltet aber zwangsläufig, dass es den 
Charakter hat, und ich bin überrascht über die De-
batte hier, denn ehrlich gesagt kann ich mich aus 
meiner eigenen Schulzeit durchaus noch daran er-
innern, dass solche Förderzentren eben auch genau 
den Charakter eines Abschiebebahnhofs hatten, 
man entledigt sich eben unliebsamer Schülerinnen 
und Schüler. Darum geht es uns doch eigentlich, 
wenn wir darüber sprechen: Wir brauchen andere 
Konzepte, die genau das nicht vermitteln. Das Ge-
genteil davon ist aber, achselzuckend zu sagen, 
dann bleib eben in deinem Klassenzimmer. 

Die Mehrstufigkeit des Verfahrens muss doch auch 
Ausgangspunkt für eine Weiterentwicklung des 
Förderzentrums sein, wie es hier in den unter-
schiedlichen Redebeiträgen deutlich geworden ist. 
Ein Ausbluten, Frau Averwerser, kann ich deshalb 
überhaupt nicht nachvollziehen, denn die Arbeits-
gruppe, die im Moment bei mir im Ressort daran 
arbeitet, ist ehrlich gesagt weit entfernt von einem 
Ausbluten, ich würde höchstens sagen, Ausbluten 
im Hinblick darauf, dass es nicht ohne zusätzliche 
Ressourcen und Mittel und Investitionen in die Zu-
kunft dieser Kinder gehen wird. 

Wir werden nicht umhinkommen, zusätzliche An-
gebote zu schaffen, wenn wir Präventionen wollen, 
die über das hinausgehen, was wir bislang an 
Übergangsklassen, an Familienklassen in der 
Stadtgemeinde Bremen anbieten. Wir werden nicht 
umhinkommen, wenn es unser Ziel ist, die Kompe-
tenz, die im Moment von den Expertinnen und Ex-
perten, die dort an der Schule angesiedelt sind, in 
die Stadtteile zu tragen, um dort die Schulen auch 
zu beratschlagen, in den Regionalen Beratungs- 
und Unterstützungszentren die Unterstützung an-
zubieten, dort auch zusätzliche Mittel zu investie-
ren, damit wir diese Expertise verbreitern können, 
um sie dorthin zu bringen, wo sie womöglich dann 
tatsächlich auch frühzeitig und präventiv wirken 
kann. 

Wenn wir also davon gesprochen haben – und das 
ist ja eben dankenswerterweise noch einmal zitiert 
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worden –, dass die Kompetenzen derjenigen, die 
dort an der Schule wirken, auch zukünftig weiter 
benötigt werden, dann ist damit nicht gesagt, dass 
die Form, in der das im Moment stattfindet, auch in 
der Zukunft unverändert Bestand haben muss. In-
sofern räume ich gern ein, hätten wir hier jetzt 
schon ein fertiges Konzept vorliegen, dann müssten 
wir, glaube ich, diese Debatte nicht führen. Ich 
glaube, es wäre gut, das Konzept, sobald es vor-
liegt, auch breit zu beratschlagen, gern auch noch 
einmal unter Hinzuziehung von weiteren externen 
Expertinnen und Experten. 

Ich glaube, wir tun gut daran, wenn wir die Sache 
nicht schwarz-weiß diskutieren, sondern genau im 
Interesse der Schülerinnen und Schüler schauen, 
was ist denn eigentlich ein geeigneter Weg, der im 
Geiste der hier eben auch von allen getragenen In-
klusion dann tatsächlich dazu führt, dass Schülerin-
nen und Schüler nicht auf einem Abschiebebahn-
hof landen, dass wir ihnen Zukunftsperspektiven 
eröffnen und ihnen helfen, aus ihrer Notlage eben 
herauszukommen, denn ich bin felsenfest davon 
überzeugt, Schülerinnen und Schülern, die zu Ge-
walt greifen, um sich selbst oder andere zu verlet-
zen, ist in erster Linie in der Regel selbst Gewalt 
angetan worden. Das macht sie zu Systemspren-
gern, und wir sollten sie zu denen machen, die wir 
im System integriert halten können. Das ist der Ge-
danke von Inklusion: sie eben nicht zu Sys-
temsprengern, auch noch zu denen zu machen, die 
vom System ausgeschlossen werden, sondern sie 
zu denen zu machen, die im System inbegriffen 
sind. Das ist meine Vorstellung von Inklusion. – 
Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Imhoff: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Es ist beantragt worden, den Antrag in die Deputa-
tion für Kinder und Bildung zu überweisen. 

Ich lasse jetzt darüber abstimmen. 

Wer der Überweisung des Antrags seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, M.R.F.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Beck [AfD]) 

Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft stimmt der 
Überweisung zu. 

Bericht des städtischen Petitionsausschusses Nr. 8  
vom 5. Juni 2020  
(Drucksache 20/185 S) 

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Es ist getrennte Abstimmung beantragt. 

Zuerst lasse ich über die Petitionen S 19/424 S bis 
S 19/432 und S 19/437 bis S 19/440 abstimmen. 

Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh-
lenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. 

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen FDP, M.R.F.) 

Stimmenthaltungen? 

(CDU) 

Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt ent-
sprechend. 

Nun lasse ich über die restlichen Petitionen abstim-
men. 

Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh-
lenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt ent-
sprechend. 

(Einstimmig) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/185%20S


672 Stadtbürgerschaft – 20. Wahlperiode – 13. Sitzung am 09.06.2020 

Damit sind wir am Ende der Tagesordnung ange-
kommen. Ich bedanke mich für die Aufmerksam-
keit und wünsche Ihnen einen schönen Abend! 

 

 

Ich schließe die Sitzung. 

(Schluss der Sitzung 17:21 Uhr) 
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Anhang zum Plenarprotokoll 

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfrage aus 
der Fragestunde der Stadtbürgerschaft vom 

9. Juni 2020 

Anfrage 10: Weitere Planungen in Bezug auf das 
Jakobushaus – Chance zur Etablierung eines 
Künstlerinnen- und Künstlerhauses  
Anfrage der Abgeordneten Frau Wargalla, Fe-
cker und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
vom 3. Juni 2020 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Pläne hat der Senat bezüglich des Ja-
kobushauses an der Friedrich-Rauers-Straße 30, 
und welche Rolle spielen dabei die ursprüngli-
chen Planungen zur Ansiedlung eines Azubi-
wohnheims am Standort? 

2. Welchen Bedarf sieht der Senat für ein dauer-
haftes, selbstverwaltetes Künstlerinnen- und 
Künstlerhaus mit möglichen Nutzungen wie 
Ateliers, Werkstätten, Proberäumen, Clubnut-
zung, Ausstellungsräumen, Büro- und Gruppen-
arbeitsräumen sowie gegebenenfalls niedrig-
preisigem Wohnraum in der Bremer Innenstadt? 

3. Wie beurteilt der Senat die Eignung Standorts 
an der Friedrich-Rauers-Straße 30 für eine Nut-
zung als Künstlerinnen- und Künstlerhaus, wie 
sie zum Beispiel ähnlich durch die Kulturinitia-
tive Zucker e. V. projektiert wurde? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Ende 2018 hatte Immobilien Bremen 
als Eigentümervertreterin die Liegenschaft Ja-
kobushaus zwecks Errichtung eines Azubiwohn-
heims per Erbbaurechtsvergabe in einem zwei-
stufigen Verfahren ausgeschrieben. Trotz Re-
gistrierung mehrerer Interessenten in der ersten 
Stufe ist das Verfahren letztlich erfolglos verlau-
fen. Inzwischen hat die Wirtschaftsförderung im 
Zusammenhang mit dem Entwicklungsbedarf 
des ehemaligen Bahnareals „Oldenburger 
Kurve“ gegenüber vom Jakobushaus und den 
damit verbundenen, übergeordneten stadtpla-
nerischen Entwicklungszielen signalisiert, dass 
sie, als Zuständige für die Entwicklung des Are-
als, Interesse am Standort des Jakobushauses 
hat. Der Planungsvorlauf für dieses Gesamtareal 
wird auf circa 15 Jahre eingeschätzt. Vor diesem 
Hintergrund empfiehlt Immobilien Bremen, die 
Immobilie im städtischen Bestand zu halten. 

Es wird angeregt, die ursprüngliche Beschluss-
lage zur Nutzung dieser Immobilie erneut parla-
mentarisch zu erörtern. Derzeit wird ein Teil des 
Gebäudes durch den Zuckerclub e. V. zwischen-
genutzt bis zum Bezug des ehemaligen Bunkers 
in der Überseestadt. Außerdem ist auf dem Park-
platz des Gebäudes eine Interimslösung für den 
geplanten Drogenkonsumraum des Gesund-
heitsressorts vorgesehen, bis eine Immobilie für 
einen dauerhaften Drogenkonsumraum in Bre-
men gefunden ist. 

Zu Frage 2: Der Senat verfolgt wegen dieser Be-
darfe das Ziel, ein Bremer Zentrum der Freien 
Künste im Tabakquartier in Woltmershausen zu 
etablieren. Darüber wurde die Deputation für 
Kultur am 20. Februar 2020 informiert. Die De-
putation hat den Senator für Kultur mit der wei-
teren Umsetzung dieses Konzeptes beauftragt. 
Die Planungen dazu gehen voran, die Kultur-
schaffenden werden in die weiteren Vorberei-
tungen einbezogen. Darüber hinaus gibt es im-
mer Bedarf für mehr Entfaltungsraum für freie 
Künstlerinnen/Künstler. Ob dieser Bedarf im Ja-
kobushaus gedeckt werden könnte, müsste ge-
prüft werden. 

Es ist aber bekannt, dass beispielsweise die 
Clubszene in Bremen auch durch den Mangel an 
geeigneten Räumlichkeiten und Freigeländen 
weitaus weniger ausgeprägt ist als in anderen, 
besonders für junge Menschen attraktiven Städ-
ten. Daher wird ein Teil des Jakobushauses ak-
tuell vom Zuckerclub e. V. als Club-Standort ge-
nutzt. Eine Umnutzung des Standorts Jakobus-
haus zu anderen Wohnzwecken als zu einem 
Wohnheim ist aufgrund der geltenden, pla-
nungsrechtlichen Ausweisung, B-Plan 0479: Ge-
meinbedarf Heim, nicht zulässig und bedarf der 
Schaffung neuen Planungsrechts. 

Das Jakobushaus und umliegende Grundstücke 
wären aber schon aufgrund der Lage zwischen 
Bahn und Hochstraße nur sehr bedingt und ein-
geschränkt für Wohnungsbau entwickelbar. 
Diese Nutzung entspräche nicht den inzwischen 
eingetretenen vorgenannten Entwicklungspla-
nungen des Areals rund um die Oldenburger 
Kurve. 

Zu Frage 3: Die Immobilie ist durchaus für die 
Nutzung durch Kulturinitiativen geeignet und 
kann einen Beitrag zur Aufwertung des Standor-
tes in der Bahnhofsvorstadt leisten und damit 
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auch die begonnene Entwicklung des Areals 
rund um das ehemalige Bundeswehrhochhauses 
durch die Gewoba unterstützen. Eine solche 
Nutzung könnte sich auch positiv in eine mittel- 
bis langfristig angestrebte Weiterentwicklung 
des Kultur- und Kreativwirtschaftsstandortes 
Güterbahnhof einfügen. Allerdings sind bei jeg-
lichen Umnutzungsplanungen für das Gebäude 
erhebliche genehmigungspflichtige Sanierungs-
erfordernisse zu berücksichtigen: Das Bestands-
objekt Jakobushaus wurde 1972 bis 1974 als 
Spezialimmobilie, Obdachlosenheim für Män-
ner, bewusst in kostengünstigster Bauweise er-
richtet. Für Umnutzungen ist die vorhandene 
Bauwerksstruktur nicht ohne weiteres geeignet. 

Unabhängig von den nutzerspezifisch erforderli-
chen Umbauten sind in jedem Fall grundle-
gende, größere brandschutz- und bauordnungs-
rechtliche Aufwendungen einzukalkulieren. 
Dazu zählen neben der Schaffung eines zweiten 
Rettungsweges bis ins oberste Geschoss auch 
die brandschutztechnische Nachrüstung des 
vorhandenen Treppenhauses, die haustechni-
sche Ertüchtigung der Bauwerksstruktur auf al-
len Ebenen, Versorgungsschächte, Etagenver-
teilung für Elektro/Heizung/Sanitär und Ähnli-
ches, die Schadstoffsanierung der bauzeittypi-
schen Siebzigerjahre Baustoffe und die gegebe-
nenfalls die statische Ertüchtigung der Grund-
struktur, Tragfähigkeit der Decken, geringe De-
ckenhöhe. 
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Konsensliste 

Von der Stadtbürgerschaft in der 13. Sitzung nach interfraktioneller Absprache  
beschlossene Tagesordnungspunkte ohne Debatte. 

 

 Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung 

6. 

Änderung des Ortsgesetzes über die Beiträge 
für die Kindergärten und Horte der Stadtge-
meinde Bremen 

Mitteilung des Senats vom 02.06.2020 

(Drucksache 20/176 S) 

Die Stadtbürgerschaft beschließt das Ortsgesetz. 

7. 

Veränderung in der städtischen Deputation für 
Klima, Umwelt, Landwirtschaft und Tierökolo-
gie 

Mitteilung des Präsidenten der Bremischen 
Bürgerschaft vom 03.06.2020 

(Drucksache 20/180 S) 

Die Stadtbürgerschaft nimmt die Mitteilung des 
Präsidenten zur Kenntnis. 

8. 

Mitteilung des Präsidenten der Bremischen 
Bürgerschaft 
Anpassung der Aufwandsentschädigung der 
nicht der Bürgerschaft (Landtag) angehören-
den Mitglieder der Stadtbürgerschaft 

Mitteilung des Präsidenten der Bremischen 
Bürgerschaft vom 03.06.2020 

(Drucksache 20/181 S) 

Die Stadtbürgerschaft nimmt die Mitteilung des 
Präsidenten zur Kenntnis. 

 Frank Imhoff 
 Präsident der Bremischen Bürgerschaft 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/176%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/180%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/181%20S
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